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Nachfolgende  Arbeit  verfasste  ich,  meines  verstor- 
benen Vaters  gedenkend,  der  ein  wirklich  frommer  Jude 
war. 

Heute  haben  wir  die  gesetzliche  Gleichberechtigung. 

Mein  Vater  aber  hat  noch  zu  Jenen  gehört,  die  die 
Bitternisse  der  alten  Zeit  kannten.  Sie  hatten  den  zähen 
Glauben  nötig,  um  die  vielen  ~  teils  selbstverschulde- 
ten —  Demütigungen  ertragen  zu  können. 

Endlich  ging  die  Sonne  der  Freiheit  auf. 

Der  Leser  wird  ersehen,  dass  dies  noch  gar  nicht  so 
lange  her  Ist. 


Man  könnte  diese  umfangreiche  Geschichte  in  sehr 
viel  weniger  Zeilen  erschöpfen;  aber  es  ist  für  manchen 
Leser  interessanter,  und  für  den  Herausgeber  viel  ein- 
facher, die  papierenen  Zeugen  der  Zeit  sprechen  zu  lassen. 

Diese  Arbeit  will  nichts  anderes  sein,  als  was  sie 
ist:  ein  Sichten  und  Zusammentragen  der  im  Staatsarchiv 
vorhandenen  Akten. 

Basel,  im  Dezember  1909. 

Arthur  Wolf. 
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Die  Juden  in  Basel 

1543—1872. 


In  der  Basler  Zeitschrift  für  Geschichte  und  Altertums- 
kunde, achter  Band,  Heft  2,  ist  eine  interessante  Abhand- 
lung enthalten  über  die  beiden  ersten  Judengemeinden 
Basels.  Die  Arbeit  stammt  von  Herrn  Kabbiner  Dr.  Gins- 
burger in  Sulz. 

Der  Verfasser,  der  seine  Forschung  nicht  nur  auf  die 
Archivakten  beschränkte,  sondern  auch  die  wenigen  hier 
erhaltenen  hebräischen  Grabsteine  entzifferte,  kommt  zu 
dem  Schluss,  dass  sich  die  erste  Gemeinde  in  der  zweiten 
Hälfte  des  Zwölften  Jahrhunderts  angesiedelt  hat.  Als  die 
Pest  auch  Basel  heimsuchte,  beschuldigte  man,  wie  anders- 
wo fast  überall,  die  Juden  der  Brunnenvergiftung.  Im 
Jahre  1349  wurden  ihrer  etwa  600  auf  einer  Kheininsel  ver- 
brannt. 

Aber  auch  nach  Vernichtung  der  Juden  ging  das 
«grosse  Sterben»  weiter.  Hiezu  kam  das  Erdbeben  1356. 
Die  Stadt  brauchte  Barmittel  und  öffnete  den  Juden  wieder 
die  Tore. 

Von  1362  bis  1397  wurden  52  Familien  aufgenommen. 

Dann  traten  wieder  pestartige  Erscheinungen  auf.  Die 
Juden,  die  das  Los  der  ersten  Gemeinde  nicht  teilen  wollten, 
verliessen  die  Stadt  und  erhielten  Schutz  durch  die  Her- 
zöge von  Oesterreich. 

Soweit  Ginzburger. 


Bis  zur  Gründung  der  jetzigen  Gemeinde  vergingen 
mehr  als  400  Jahre.  Verkehrt  haben  aber  die  Juden  lange 
vorher,  sowohl  in  der  Stadt  als  in  der  Landschaft  Basel. 

1543  erscheint  die  erste  Katserkenntnis  wegen  der 
Juden  im  Schwarzen  Buch.    Dem  Obrist-Knecht  wird  ver- 
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boten,  den  Juden  das  Geleit  durch  die  Stadt  zu  geben. 
Doch  im  Jahre  1552  wird  dieselbe  dahin  abgeändert,  dass 
ein  Jude  monatlich  ein  mal  gegen  Entrichtung  von  6  ß 
und  mit  einem  Zeichen  versehen,  in  die  Stadt  durfte. 

Bischof  Melchior  von  Basel  hatte  schon  im  Jahre 
1568  einer  Judenfamilie  gestattet,  sich  im  nahen  Allschwil 
niederzulassen.  Die  Basler  Bürgerschaft  protestierte  ver- 
geblich dagegen.     Der  Bischof  antwortete: 

ünsern  freundlichen  gruss  zuvor  fürsichtig,  Ehr- 
same, weisse,  besunders  liebe  und  guthen  Freundt.  Wir 
haben  euwer  schreiben,  darin  ihr  euch  ab  dem  Juden 
in  unserem  Flecken  Allmschweiler  gesessen,  beschweren, 
zu  unser  wieder ankunft  von  Bürseck  empfang.  Und 
geben  euch  doruf  vernemmen,  dass  gedachter  Jud  nit 
stilschweigender  weis  sich  doselbst  Ingetrungen,  sunder 
mit  unserem  vorwissen  und  bewilligen  in  gemeltem 
Fleckenn  sich  hausheblichen  nidergelassenn,  wir  haben 
auch  im  und  den  seinen,  eine  Zeitlang  schütz  und  schirm, 
zugleich  wie  andern  unseren  underthonen  und  hinter- 
sassen,  zugesagt,  wie  das  im  gantzen  Reich  Teutscher 
Nation  brauchlich,  das  nit  allein  die  weltlichen,  sunder 
auch  die  Geistlichen  Fürsten  undt  Stendt,  gemeinig- 
lichen Juden  in  ihren  Oberkeiten,  under  ihren  schütz 
und  schirm  sitzen  und  wonhaft  haben.  Dernhalbenweiss 
dasselbig  als  wenig  als  andern,  zu  einichen  verweiss 
gewichen  mag. 

Wir  haben  auch  mergesagten  Juden  mit  der  be- 
scheidenheit,  und  dermossen  ausdrücklichen  Conditionen 
und  gedingen  aufgenommen,  das  er  weder  euweren 
burgern,  noch  unsern  underthonen  beschwerlich  oder 
überlästig  sein  kan,  und  Insunderheit  ime  eingebunden, 
dass  er  euwerer  burgerschaft  sich  enthalten  und  müs- 
sigen soll.  Wo  er  auch  mit  Kauffung  diesfals,  oder  in 
anderweg  sich  ungebürlich  halten  sollte,  werden  wir  mit 
allem  ernst  und  hoher  strof  gegen  in  verfaren  lassen. 
Wissenderhalben  in  also  unverschulter  Sachen  uf  euwer 
begern  usser  unser  Oberkeit  nit  zu  umweisen.  Wir  bet- 
ten uns  auch  gleichwol  zu  euch,  als  den  hochverständi- 
gen, versehen,  ir  würden  euch  nit  mehr  bekümmert  noch 


angenummen  haben,  dessen,  so  wir  mit  annemmung  der 
underthonen  und  hindersassen  in  unsere  landfürstliehen 
Oberkeit  handeln,  weder  wir  uns  bekümmern  oder  annem- 
men,  dessen,  so  ir  in  gleichen  Sachen  in  eurer  Oberkeit 
verrichten. 

Wie  dem  allem  rechten  und  der  billigkeit  nach,  ir  ein 
Oberkeit  der  ander  dissorts  nichts  einzureden  sunder  sie 
und  die  ihren  unangefochten  und  unbekümmert  lassen 
soll. 

Sollichs  haben  wir  zu  begerter  Antwort  euch,  denen 
wir  sunst  allen  nachpürlichen  gnedigen  Willen  zu  bewei- 
sen erbütig  sind,  nit  verhalten  wollen. 

Datum  in  unserm  Schloss  Bürseck  den  7.  Januarii 
anno  1568.  

Die  ersten  Juden,  die  in  Basel  selbst  wohnten,  waren 
jedenfalls  die  zwei  Familien,  die  Professor  Buxtorf,  mit 
obrigkeitlicher  Bewilligung,  unter  seinem  Dache  beher- 
bergte. Die  beiden  Familienväter  waren  Schriftkundige 
und  sollten  Buxtorf  bei  der  Uebersetzung  der  Bibel  behilf- 
lich sein.  Auch  wollte  er  ihre  Sitten  und  Bräuche  kennen 
lernen  und  legte  seine  Beobachtungen  in  einem  Bande  «die 
Judenschub)  nieder. 

Er  musste  seinen  Wissensdurst  büssen. 

A'  1619  Januario 

ward  Jud  Abraham,  welcher  sich  auf  Bewilligung  einer 
hohen  Obrigkeit  bei  Herrn  Professor  Job.  Buxtorf  auf- 
hielt, ein  Sohn  geboren,  hielte  dieser  Jud  bei  Herrn  Georg 
Martin  Gleser  dem  obersten  Knecht  an,  dass  er  etliche 
Juden  das  Geleits  möchte  ertheilen  damit  sie  der  Taufe 
seines  Sohnes  beiwohnen  könnten,  dazu  er  Willen  gebe. 
Da  nun  der  Jud  aber  die  Beschneidung  in  gegenwart 
Herrn  Professor  Buxtorfs,  seiner  Tochter  Mann  Herrn 
Ludwig  König  und  Zweyen  andern,  so  wurde  als  dem 
Kath  offenbahr  worden,  Frkannt  den  16.  Januar  1619 
Soll  Herr  Professor  Buxtorf  und  sein  Tochtermann 
jeder  umb  100  Gulden  gestraft,  die  andern  Zwei  somit 


dem  obersten  Knecht  in  die  Gefangenschaft  geführt  wer- 
den.    Und 

Jud  Abraham  umb  400  Gulden  gestraft. 

Samstag  darauf  sind  die  zwei  samt  dem  obersten 
Knecht  der  Gefangenschaft  entlassen. 

J.  J.  Iselin. 

Der  oberste  Knecht  bezog  den  Zoll  von  den  Juden  und 
hatte  die  Gerichtsbarkeit  über  sie. 

Dass  bald  nach  dieser  Episode  auch  andere  Juden  in 
der  Stadt  verkehrten,  geht  aus  der  Verbannungsurkunde 
von  1639  hervor: 

Verehrte  Gnädige  Herren,  der  Herr  Burgermeister 
und  die  Räthe  dieser  Stadt  haben  erkandt  dass  die  Juden, 
welche  sich  eine  Zeit  her  täglich  gemeiner  Bürgerschaft 
sowohl  mit  Auswechslung  der  gutten  groben  Geldsorten 
als  in  ander  weg  übermässig  überlästig  geworden,  noch 
bey  dieser  heuttigen  Tageszeit  wieder  aus  Ihr  Weisheit 
Stadt  wie  nit  weniger  dero  Landschaft  und  Gebiett  un- 
verzogenlich  auss-  und  abgeschafft  und  deren  keiner  sich 
darinnen  witters,  ohne  sonderbar  der  neuen  regierenden 
Herren  Häuptern  erlaubnus  und  bewilligung,  bei  Confis- 
cation  alles  dessen  so  dero  hier  handelnde  bey  sich  haben 
würdet,  betretten  und  finden  lassen:  auch  dieses  mänig- 
lich  zur  nöthiger  als  hiemit  geschieht  wüssend  gemacht 
werden  solle. 

Decretum,  Mittwoch  den  11.  Decembris  1639. 

Ferners  wird  am  27.  Mai  1640  erkannt:  «dass  es  bey 
voriger  Erkanntnis  verbleiben,  und  sowohl  die  Juden  als 
die  Zigeuner  abgeschafft,  und  dies  in  die  Ämpter  geschrie- 
ben werden  solle». 

Im  gleichen  Jahre  wird  diese  Erkanntnis  zwei  mal  be- 
stätigt. 

1641:  «soll  unter  allen  Thoren  befohlen  werden,  dass 
sie  keinen  Juden,  so  nicht  Bewilligung  aufzuweisen  hat,  in 
die  Stadt  lassen». 

1643  am  30.  November  wird  diese  Ratserkanntnis  be- 
stätigt und  noch  bestimmt:  «dass  ausser  zweyen,  denen  vor 
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diesem  Lizenz  ertheilt  worden,  alle  abzuschaffen  und  sol- 
ches unter  den  Thoren  anzuzeigen». 

Die  Verbannung  ist  aber  wahrscheinlich  nicht  erfolgt; 
denn  einen  Monat  später  verlangt  eine  Anzahl  Bürger  die 
Ausschaffung  des  Isaac  und  anderer  Juden. 

Hochgeachtete,  Gestrenge,  Edel,  Ehrenfest,  Fromm, 

Fürnem,   Fürsichtig,    Ehrsam    undjt    Weiss,    Gnädig 

gebietend  undt  hoch  Ehrende  Herren 

E.  G.  St.  F.  E.  W.  geben  wir  unterschribene  Supplicanten 
in  underthänigkeit  zu  vernemmen,  was  gestalten  Isaac 
der  alte  Jud,  neben  seinen  zween  Söhnen  Jäckle  und  Jo- 
seph, wie  auch  andere  Juden  sich  nicht  allein  als  f rävent- 
lich,  wider  E.  G.  St.  E.  W.  underschidenliche  ausgangene 
Mandate,  Rathserkandtnussen,  alte  Herkommen  und  ge- 
wohnheiten,  dörfen  gelüsten  lassen,  nicht  allein  mit  Pfer- 
den Kauffen  und  Verkauffen,  auf  dem  öffentlichen 
Markt  sich  zu  begeben,  sondern  auch  ihre  Wohnungen 
eine  Zeit  hero  ganzlich  anzustellen,  ihre  Feyrtage  und 
Jüdischen  Gottesdienst  allhier  zu  halten,  dardureh  dann 
sie  allgemeiner  Burgerschaft  überauss  grossen  schaden 
causiren,  ihnen  das  brot  augenscheinlich  und  ohnge- 
schenckt  vor  dem  Maul  abschneiden,  undt  noch  darzu 
gross  ärgernuss  geben. 

Wenn  dann,  Gnädige  und  Hoch  Ehrende  Herren, 
diese  überauss  schädliche  Lüth,  welche  nicht  allein  ge- 
meiner Burgerschaft  schädlich,  sondern  auch  ärgerlich 
sind,  indem  sie  nicht  allein  unsern  lieben  Herrn  und  Se- 
ligmacher Jesum  Christum  auf  das  gröblichste  lästern, 
schänden  undt  schmähen  (wesswegen  unlangten  ein  Judt 
zu  Zürich  enthaubtet,  und  darüber  allen  Juden  Stadt  und 
Landt  Zürich  zu  ewigen  Zeithen  verbothen  worden),  ins- 
besondere auch  alle  Morgen  undt  Abendt  die  Christen 
vermaledeyen  undt  verdammen  (wie  solches  Herr  Doctor 
Buxtorff  ohnlängst  in  einem  Buch,  die  Judenschule  ge- 
nandt,  genugsamlich  ussgestrichen  hatt)  keines  weggs  zu 
/leiden  seyen;  wie  denn  auch  solche  in  keinem  orth  der 
löblichen  Eidgenossenschaft  nicht  gelitten  werden. 
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Also  gelangt  undt  ist  an  E.  G.  St.  F.  E.  W.  unsere 
ganz  underthänigste  undt  flöhentlich  bitten,  es  geruhe 
dieselbige  \7erniög  obrigkeitlicher  Gewalt,  die  alten  Sta- 
tuten, gebrauch  und  freyheithen  wie  auch  ihre  so  oft  we- 
gen der  Juden  ergangene  Rechts-Erkandtnussen  erfri- 
schen, undt  diesen  oberzehlten,  der  gemeinen  Burger- 
schaft so  schädlichen  undt  ärgerlichen  Isaac  nebst  seinen 
zween  Söhnen,  undt  alle  übrigen  Juden  zur  Stadt  und 
Landt  Basel  bandisieren:  damit  auch  ein  Ehrlicher  bur- 
ger bey  dieser  höchstgefährlichen  undt  überauss  schwe- 
ren undt  tewren  Zeithen:  Ein  Stück  brodt  für  sich  undt 
seine  Kinder  gewinnen,  undt  von  diesen  schädlichen  Ju- 
den ihnen  nicht  abgeschnitten  werde. 

Diese  uns  erzeigendte  Gnadt  undt  guthath  wollen 
wir  die  tag  imseres  Lebens,  umb  E.  G.  St.  F.  E.  W.  in  ge- 
horsam undt  underthänigkeit  zu  beschulden  unss  be- 
fleissen, 

Thun  hiemit  E.  G.  St.  F.  E.  W.  inn  den  Schutz  undt 
Schirm  dess  allerhöchsten,  undt  unss  in  dero  beharliche 
Gnade  undt  Gunsten  wohl  befohlen 

underthänig  undt  gehorsame  Burger 

30.  Dez.  1643 

Hanss  Emil  Zäslin  Hanss  Rudolph  Schönauer. 

Hanss  Rudolf  Merian  Hanss  Jacob  Müller 

Christianus  Reinach  Niclaus  Übelin 

Hanss  Jörg  Bürgi  Melchior  Im  Hof 

Hanss  Keller  Hanss  Jacob  Schönauer 
Simon  Keller 

Die  erwähnten  Juden  hatten  demnach  sogar  Wohnung 
in  Basel. 

Aber  auch  auf  der  Landschaft  verkehrten  Juden  und 
machten  den  Vögten  viel  zu  schaffen.  Dass  sie  noch  im 
17.  Jahrhundert  dort  ansässig  waren,  lässt  nachstehender 
Kanzleibefehl  vermuten : 
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Kanzleihefehl  an  den  Obervogt  auf  Waldenhurg  betr, 
Uni  er  Stützung  des  Juden  Abrahm  ülban. 

Auf  Bewilligung  unserer  gnädigen  Herren,  den 
Häuptern  dieser  Stadt,  würdt  der  Herr  Obervogt  auf 
Waidenburg  Zeigern  dies,  Abraham  ülban,  dem  Jud,  die 
Amptliche  hülfshand  bieten,  dass  selbiger  auf  seine  Ko- 
sten und  gefahr  Jäckli  Schwob,  den  Juden,  wo  der  in  dem 
Ampt  Waidenburg  zu  betreffen  mit  Leib,  Hab  und  Gut 
arrestiren  und  anhalten  möge. 

Den  1.  April  1659. 

Die  Juden  handelten  besonders  mit  Pferden  und  Vieh, 
gaben  zu  vielen  Klagen  wegen  Betrügereien  Anlass  und 
umgingen  womöglich  den  Zoll. 

Remigius  Frey,  Landvogt  von  Mönchenstein,  schrieb 
hierüber: 

Euer  Gnaden  solle  in  underthänigkeit  berichten, 
dass  verwichener  Tagen  Joseph,  der  Jud  von  Hegenheim 
und  dann  der  sogenandte  Tudels  Knecht  von  Allschwey- 
1er  neben  andern  Juden,  so  mehr  dan  40  Pferdt  mit  sich 
geführt,  bei  St.  Margarethen  durch,  und  hiemit  die  ge- 
wohnliche Zollstatt  abgeritten;  wiewohl  ich  zwar  ver- 
meldten Juden  Joseph  Insonderheit  desswegen  ernst- 
lichen zur  Rede  gestelt,  und  drum  sein  Unrecht  zu  erken- 
nen gegeben,  hat  derselbe  jedoch  durchaus  behaupten 
wollen,  dass  er  solche  Straas  hindurch  zu  reiten  auch 
mehr  Pferdt  mit  sich  zu  führen  wohl  befügt  sey,  gestal- 
ten er  desswegen  Consens  und  bewilligung  habe. 

Wan  aber  solches  dem  mir  anno  1685  gegebenen  Be- 
fehl gäntzlich  zuwider  läuft,  mich  indessen  nicht  zu  ent- 
sinnen weiss,  dass  ihnen,  Juden,  die  Bewilligung  seither 
gegeben  worden;  als  habe  E.  Gnaden  dies  meiner  Schul- 
digkeit nach  überschrieben  und  ob  die  Persohnen,  so 
meistens  bekandt  sind,  strafbar  oder  nicht  seyen,  dehro 
Befehl  hierüber  erwarten  solle. 

E.  Gn.  damit  Gottes  getreuem  Gnadenschirm  em- 
pfehlend, in  schuldigster  Verharrung. 

Mönchenstein,  den  19.  Februarij  1690. 
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An  der  Wende  des  17.  zum  18.  Jahrhundert  muss  eine 
Ansiedelung  von  Juden  bestanden  haben.     Es  wird  von 
Bern  die  vollständige  «Bannisation»  derselben  begehrt,  um 
Genugtuung  zu  erhalten,  für  eine  dem  Bemer  Paccoton 
zugefügte  Schmach,  seitens  Fürther  Juden.     Jene  hatten 
ihn  des  Mords  an  einem  ihrer  Glaubensgenossen  verdäch- 
tigt; er  wurde  verhaftet,  gefoltert  und  schliesslich,  man- 
gels Beweis,  einfach  entlassen.    Anderseits  hatten  die  Ber- 
ner, an  der  Zurzacher  Messe,  zwei  Fürther  Juden,  die  aber 
mit  der  Angelegenheit  nichts  zu  tun  hatten,  in  Lenzburg  als 
Geiseln  eingesperrt.     Es  wurde  sogar  mit  deren  Hinricht- 
ung gedroht;  aber  die  Fürther  kümmerten  sich  nicht  dar- 
um.    Paccoton  erhielt  keinerlei  Satisfaktion  und  so  ge- 
langte Bern  mit  nachfolgendem  Schreiben  an  die  Basler: 
Euch  unsere  viellieben  Eidgenossen  wirdt  noch  in 
frischer  Gedächtnuss  ruhen,  welchermassen  unser  lieber 
angehöriger  Jean  Henry  Paccotton,  des  Kaths  zu  Pferd 
und  Sohn,  von  der  Judenschaft  zu  Fürth  Brandenburg 
Onolzbachischer  Bottmässigkeit,  vor  ungefehr  drey  Jah- 
ren einer  Mordthat  und  Raubs  an  einem  der  ihrigen  be- 
gangen, beklagt  drüber  in  der  Stadt  Nördlingen  durch 
ergangenen  Rechtsspruch  als  unschuldig  liberirt,  die  Ju- 
den aber  umb  Tausend  Thaler  vor  Schand,  Schmach  und 
neben  allen  Cösten  verfeit,  und  entlichen  wegen  nit  erhal- 
tener Execution  der  Vortheil  durch  löbl.  Eidgenossen- 
schaft mit  einer  Provision  auf  Leib  und  Goht  wider  die 
fürtische,  sambte  Judenschaft  versehen,  Krafft  deren 
zwey  in  haft  getzogen,  und  annoch  hinder  uns  enthalten 
werdent  wann  aber  noch  bis  dato  Er  der  unsere,  wegen 
solch  so  hoch  ihme  zugefugte  Injuri  und  daher  ausgestan- 
dener grossen  Cösten,  dadurch  er  an  Mitteln  gleichsam 
überal  erschöpft  worden,  annoch  zu  keiner  Vergnügung 
gelangen  mögen;  im  gegenteil  aber  in  frische  Contesta- 
tionen  getzogen  und  die  Execution  immerhin  aus  nichti- 
gen Gründen  verweygert  werden  will  als  habend  wir  uns 
benöthigt    befunden    Ihme    Paccotton    den    schuldigen 
Schutz  undt  Schirm  in  dieser  so  hohen  anligenheit  zu 
leisten,  und  auf  Mittel  bedacht  zu  sein  wie  Ihme  mit 
nechstem  verholf  en  werden  möchte.    Wann  dann  uns  all- 
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bereit  widerbracht  worden  wie  ihr  unsere  V.  L.  E.  mit 
uns  neben  einichen  andern  Löbl.  und  zugewanten  Orthen 
zu  dem  vorgeschlagenen  Mittel  der  völligen  ausschaf- 
fung  und  bannisation  aller  Juden  auf  Eidgenössischer 
undt  Eurer  Bottmässigkeit,  verstanden  habet  als  dadurch 
unfählbar  die  fürtische  Judenschaft  zur  gebühr  verleitet 
werden  möge  dieser  Schluss  aber  noch  in  keinen  Stand 
kommen,  als  haben  wir  Euch  unsere  V.  L.  E.  (gleich 
übrige  Löbl.  Orth  so  dazu  das  Wort  gegäben)  hiemit 
fründt  Eidgenössisch  ersuchen  wollen,  sie  wollen  doch 
dem  unsem,  als  einem  an  Ehr  undt  Guth  so  hoch  laedier- 
ten,  aber  unschuldigen,  redlichen  Eidgenossen,  von  unser 
wegen,  mit  ihrer  Hilfhand  dahin  ze  erscheinen  geruhen, 
dass  der  Schluss  wegen  bannisation  aller  Juden  aus  der 
Eidgenossenschaft  ins  wesen  gesetzt,  dadurch  Ihr,  unsere 
V.  L.  E.  ein  besonderes  Werk  zur  Beförderung  die  Lie- 
ben Justiz  erweisen  undt  wir  daher  anlass  haben  werden, 
solche  Gefelligkeit  in  den  begebenheiten  gegen  Euch  un- 
sere V.  L.  E.  ze  bedanken  und  zu  bcschulden ;  die  wir  in- 
dessen, denselben  allerhand  Erspriesslichkeiten  und  Ver- 
gnügens anwünschen. 

Dat  6«^  7^^*«  1701 

Schultheis  und  Rath 
der  Statt  Bern. 

Basel  willfahrte.  Aber  der  französische  Gesandte  pro- 
testierte gegen  den  Beschluss.  Er  legte  dar,  dass  es  nicht 
angehe,  elsässer  Juden  für  diejenigen  von  Fürth  entgelten 
zu  lassen.  Die  Regierung  musste  nachgeben  und  die  Tore 
den  Juden  wieder  öffnen. 

Es  ist  dies  das  erste  Mal,  dass  Frankreich  zu  Gunsten 
der  Juden  der  Umgebung  eintritt.  Später,  besonders  nach 
der  Emanzipation,  geschah  dies  noch  oft. 

Der  Brief  des  Gesandten  lautet: 

Messieurs  de  Basle 
Magnifiques  Seigneurs 

Sur  ce  qui  est  revenu  au  Roy  que  Messieurs  du 
Louable  Canton  de  Berne,  sur  un  demesle  qu'ils  ont  avec 
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les  Juifs  de  Bareyth,  vous  ont  requis  de  ne  laisser  passer 
aueun  Juif  sur  les  terres  de  votre  louable  Canton,  j'ai 
ordre  de  sa  Majeste  de  vous  representer,  qu'elle  ne  croit 
pas  que  cette  defense  s'etende  sur  les  Juifs  qui  sont 
etablis  dans  la  Province  d'Alsace,  lesquels  n'ont  aueun 
commerce  avec  ces  Premiers.  Ainsi  trouve  bon  que  je  vous 
prie  de  vouloir  faire  une  distinction  sur  ce  qui  regarde 
ces  derniers  en  levant  en  leur  faveur  les  defenses  que 
vous  avez  faites  parcequautrement  ils  ne  pourroient  pas 
continuer  commodement  le  commerce  qui  doit  etre  libre 
entre  les  louables  Cantons  et  les  Sujets  de  sa  Majeste  et 
agir  dans  ce  qui  peut  leur  etre  demande  pour  l'execution 
de  ses  ordres  et  le  bien  de  son  Service.  Ainsi  je  me  flatte 
que  vous  voudres  bien  faire  une  juste  attention  a  mes  re- 
presentations  sur  cela  pour  donner  d'autant  plus  de 
marques  ä  sa  Majeste  de  votre  amitie  confederale  et  de 
vos  dispositions  a  Tobservation  des  alliances. 

J'attendray  la  reponse  qu'il  vous  plaira  me  faire, 
pour  auoir  l'honneur  d'en  rendre  compte  au  Roy  et  je  me 
sers  de  cette  oceasion  pour  vous  renouveller  les  assürances 
a  contribuer  a  tout  ce  qui  pourra  vous  etre  le  plus 
agreable.  Je  prie  Dieu  qu'il  vous  maintienne  dans  la 
prosperite  de  tout  ce  qui  vous  est  le  plus  avantageux 

Magnifiques  Seigneurs 

ä  Soleure  le  16  Nov.  1701. 

Votre  affectionne  ä  vous  servir 
Puyzieux. 

Sodann  am  23.  November  1701 : 
Magnifiques  Seigneurs 

J'ai  regu  la  lettre  que  vous  avez  pris  la  peine  de 
m'ecrire  le  19  de  ce  mois,  par  laquelle  il  vous  plait  de  me 
marquer  que  vous  avez  trouves  bon  de  permettre  aux 
Juifs  d'Alsace  la  liberte  du  commerce  comme  du  passe, 
avec  cette  condition  que  les  Juifs  d'Alsace  pour  les  distin- 
guer  des  autres,  apportent  chaque  fois  un  certificat  du 
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lieu  de  leur  domicile.  Je  rends  eompte  ä  sa  Majeste  de 
rhonnete  maniere  avec  laquelle  il  vous  a  plü  de  repondre 
sur  eela  aux  representations  que  je  vous  ai  faites  de  sa 
part,  et  je  puis  vous  assurer  par  avanee  qu'elle  vous  en 
saura  tout  le  gre  possible. 

etc.  Puyzieux. 

Noch  vor  Ende  des  17.  J  ahrhunderts  fanden  Judenbe- 
kehrungen statt. 

1683  wurde  im  Münster  eine  solche  Taufe  vollzogen. 
Antistes  Burckhardt  verzeichnet: 
Israel  Schwarz,  von  Lissa,  Polen,  wurde  den  11.  Ok- 
tober  1683    im   Münster   getauft,    erhielt   den   Namen 
Christian. 

Seine  Tauf  zeugen  waren: 

Em.  Socin,  Bürgermeister 
Christoph  Burckhardt,  Zunftmeister 
Frau  Cath.  Burckhardt,  Ehegattin  des  Herrn 
J.  J.  Burckhardt,  Zunftmeister. 

Es  hatte  eine  sonderbare  Bewandtnis  mit  diesen  Prose- 
lyten.  Entweder  waren  es  arme  Teufel,  oder  moralisch  de- 
fekte Kreaturen. 

Zum  Beispiel:  «Ein  gelehrter  jüdischer  Kabbi  namens 
Moses  Israel  Präger,  und  ein  anderer  ebenfalls  gelehrter 
Jud  namens  Baruch  Gintzburger,  ebenfalls  von  Prag,  da- 
von einer  sich  zu  Lengnau,  dieser  aber  zu  Hägenheim  eine 
Zeitlang  aufgehalten)).  Man  sollte  meinen  es  müssten  gar 
brave  Männer  gewesen  sein,  denn  «aus  habenden  Attestis 
hat  sich  ergeben,  dass  ihnen  nicht  nur  wegen  ihrer  Gelehrt- 
heit, sondern  auch  ihren  Wandel  belangend,  ein  trefflich 
Zeugnis  ertheilt  wird,  welchem  sogar  ihre  ehemaligen  Glau- 
bensgenossen, ohngeachtet  sie  wegen  ihrer  vorhabenden 
Aenderung,  über  sie  sehr  unwillig  sind,  beystimmen  müs- 
sen)). Die  beiden  waren  aller  Mittel  entblöst.  Anthistes 
Merian  schreibt  am  19.  Oktober  1739:  «Wann  aber  hiezu 
nötig  ist,  dass  sie  noch  eine  Zeitlang  allhier  sich  aufhalten, 
die  obhandene  herbe  Winterszeit  ihnen  weiters  zu  reisen 


—      14  — 

nicht  gestattet,  sie  aber  von  zeitlichen  Mitteln  entblöst  sind, 
und  unsere  Hochgeachteten  Herren  Deputaten,  welche  bis 
anhero  für  dieselben  gesorget,  wegen  anderweitigen  Un- 
kosten solches  ferners  zu  tun  sich  beschwären;  also  haben 
wir  auf  deren  Einraten  Ewer  Gnaden  anflehen  wollen,  dass 
sie  allergnädigst  sich  möchten  gefallen  lassen,  für  diese  be- 
dürftigen Proselytos  also  zu  sorgen,  dass  nebst  dem  Losa- 
ment  und  der  Alimentation,  auch  andere  Nothwendigkeiten 
als  Bette,  Holz  u.  s.  w.  ihnen  angeschafft  werden  möchte». 

Rabbi  Israel  hatte  beide  Eigenschaften,  die  die  Prose- 

lyten   meistens,    wie   gesagt,   besassen.     Also   erstens   arm. 

Dann  berichtet  Anthistes  Burckhardt  in  seinem  Verzeichnis: 

«1740  Eabbi  Moses  Israel,  nachher  Christian  Präger, 

ist  abgewiesen  worden,  weil  man  erfahren,  dass  er  sich  auf 

seiner  Herreise  mit  einer  liederlichen  Dirne  eingelassen 

hatte». 

Besser  stand  es  mit  seinem  Taufkollegen  Baruch.  Die- 
ser erhielt  nach  seiner  Taufe  die  Erlaubnis,  im  hiesigen 
Collegio  Alumnorum  zu  studieren  und  dagegen  die  theol. 
studiosos  im  Hebräischen  zu  unterrichten. 

Folgt:  1758  Salomon  Menahem,  von  Mainz,  der  in  Trier 
als  ünterrabbiner  fungiert  hatte.  Seit  6  Jahren  dem  Chri- 
stentum zugetan,  dann  aber  durch  seine  Frau  vom  Ueber- 
tritt  abgehalten  wurde,  ist  nach  Genf  gewiesen  worden  mit 
guten  Empfehlungen  samt  seinem  Söhnlein.  Er  hatte  sich 
1751  hier  gemeldet  gehabt  —  damals  ledigen  Standes. 

1758:  Carl  Anton  Martini,  ein  Rabbi.  Er  sucht  ver- 
gebens eine  Anstellung  als  Lehrer  des  Hebräischen. 

Dann  kommt  eine  bessere  Dame :  1760,  Jänkle  Menken, 
angeblich  aus  Breisach;  ist,  von  hier  empfohlen,  nach  Bern 
gereist  und  daselbst  am  3.  Mai  getauft  worden.  Es  hat  sich 
aber  nachher  gezeigt,  dass  sie  in  Mülhausen  als  eine  Diebin 
erkannt,  und  in  Weissenburg  verurteilt  worden  ist  als  eine, 
die  sich  mehrere  Male  hat  taufen  lassen,  um  die  Pathen- 
geschenke  zu  erhalten. 

Ein  Magister  Joh.  Adam  Gottfried,  der  sich  hatte  tau- 
fen lassen,  war  auch  nicht  in  glänzenden  Verhältnissen.  Er 
schreibt  1773  von  Anspach  an  die  Basler  Regierung: 
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«Euer  hochedelgeborene  Gnaden  bitte  demütigst  nicht 
ungeneigt  zu  nehmen,  dass  ich  mir  die  Frey  heit  nehme,  ganz 
gehorsamst  vorzutragen,  dass  ich  schon  vor  einem  Jahre 
einen  Trieb  bekommen,  den  Menschen  meinen  Ausgang 
vom  Judentum  zum  Christentum  anzuzeigen».  Er  fügte  12 
Traktätlein  bei,  mit  der  Bitte,  «es  mit  geneigtesten  Augen 
anzusehen,  recomendiere  auch,  bei  meinen  mittlen  Umstän- 
den meine  Wenigkeit.  Jesus  Christus,  welcher  keinen  kal- 
ten Trunk  Wassers  unbelohnt  lasset,  der  überschütte  Hoch- 
dieselben davor  mith  Geist  und  Licht,  und  vermehre  dero 
Jahre.  Er  labe  höchst  Sie  davor  einmal  vor  dem  Throne 
des  erwürgten  Lammes». 

Das  zog  nicht  recht.  Im  Katsprotokoll  ist  darüber  ver- 
merkt: «soll  das  Schreiben  dieses  bekehrten  Juden  beiseits 
gelegt  und  wann  er  sich  meldet,  ihm  der  Wert  seiner  Trak- 
tätlein vergütet  werden». 

Er  meldete  sich  aber  nicht  in  Basel,  sondern  im  Jen- 
seits. 

«Schreiben  aus  Anspach  von  der  Wittib  des  bekehrten 
Juden  Magister  Gottfried,  stellet  vor,  in  was  für  betrübt 
und  armseligen  Verhältnissen  sie,  nebst  vier  armen  Waisen, 
durch  das  Absterben  dieses,  ihres  gewesenen  Mannes,  ver- 
setzt worden,  und  bittet  die  von  ihrem  Manne,  kurz  vor  sei- 
nem Tode,  hieher  gesandten  Traktätlein  über  seine  Be- 
kehrungsgeschichte, gegen  sie  mit  gnädigen  Augen  an- 
sehen». 

Sie  erhielt  acht  neue  Thaler. 

Die  letzte  Taufe,  die  im  Eegister  von  Anthistes  Burck- 
hardt  figuriert,  beschreibt  Pfarrer  Ed.  Bernoulli: 

Werthester  Herr  Anthistes! 

Gemäss  deiner  verehrlichen  Zuschrift  vom  5.  dies 
zeige  ich  dir  nun  an,  dass  am  gestrigen  Trinidatis  Sonn- 
tag, den  26.  Mai  1861  in  der  Kirche  von  St.  Jakob,  der  Is- 
raelite  Mals  mit  Namen  Lorenz  von  mir  getauft  wor- 
den ist.  Er  wurde  geboren  den  27.  Juli  1830  zu  Fürth  in 
Bayern,  und  seine  Eltern  waren  Hermann  Mals,  Blumen- 
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fabrikant  und  seine  Frau  Louise  geh.  Grünauer.     Seine 
Pathen  sind: 

Herr  David  Heman  von  Grünstadt, 
))      Bernhard  CoUin  und 
»      Ludwig  Jäger  von  Basel. 

Da  Herr  Pfarrer  Ernst  Stähelin  unwohl  ist,  so  habe 
ich  nicht  nur  gepredigt,  sondern  auch  die  Taufe  ver- 
richtet. 

Während  der  heiligen  Handlung  herrschte  in  dem 
vollen  Kirchlein  die  grösste  Stille  und  Andacht. 

Ich  verbleibe  in  herzlichster  Liebe 

Dein  ergebenster 

Ed.  Bernoulli,  Pfr. 
Agent  des  Vereins  von  Freunden  Israels. 

Es  wurde  somit,  in  der  neueren  Zeit,  den  Uebertritten 
von  Juden  zum  Christentum  nicht  mehr  die  gleiche  Be- 
deutung beigemessen  wie  früher. 

1683  waren  es  die  höchstgestellten  Personen,  die  das 
Pathenamt  übernahmen :  1861  zum  mindesten  zwei  getaufte 
Juden.    Ob  Jäger  auch  einer  war,  ist  nicht  sicher. 

Die  Proselytenkammer  befand  sich  im  Hause  «zur 
Gemse»  (Gemsberg  7). 

Das  Proselytenverzeichnis  von  Anthistes  Burckhardt 
gibt,  ausser  den  erwähnten  Taufen,  folgende  Jahre  an,  in 
welchen  Uebertritte  stattgefunden:  1770,  1773  (2),  1782, 
1783,  1786,  1791,  1809,  1824,  1828,  1839  (2)  und  1843. 


Wir  kehren  zum  Anfang  des  18.  Jahrhunderts  zurück. 
1719  wird  ein  Jude  erwähnt,  der  eine  ordentliche  Dosis 
I'rechheit  besass. 

Joseph  Socin,  Schultheiss  der  Minderen  Stadt,  berich- 
tet hierüber: 

«Samuel  Weyl,  ein  nach  jüdischer  Art  bekannter  Be- 
trieger  von  Buschweiler  hat  unter  dem  14.  Februar  1710 
eydlich  angelobt,  die  an  Jacob  Ewig  schuldigen  5  pieces 
de  XXX  Sols  innert  14  Tagen  ohne  Fehler  zu  bezahlen. 
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Nachdem  aber  solcher  nicht  zahlte,  hat  Ewig  auf  den 
heutigen  Tag  um  einen  Arrest  auf  des  Juden  bey  sich  ge- 
habtem Pferdt  angelegentlich  gebetten,  und  zwar  umso- 
viel mehr,  weil  gemelder  Jud  ihn  mit  einer  Schuld  zu 
Intzlingen  aufgehalten,  welche  von  solcher  Beschaffen- 
heit, dass  der  Amtmann  diesen  Juden  wegen  Auswärts 
verübter  Betrügerei  auf  erstes  Betretten  gefänglich  ein- 
zuziehen ordoniert.  Wenn  man  alsnach  auch  das  über- 
trettene  Gelübd  consideriert,  so  habe  besagt  m  Ewig  auf 
gewohnliche  Art  zu  willfahren  nicht  zuwider  sein  kön- 
nen ;  anbey  dem  Juden  wegen  übertrettenem  Gelübd  nach 
Lag  der  Ordnung  10  Pfd.  Straf  dictiert.  Es  hat  aber  die- 
ser frevle  Bösewicht  sich  so  vergessen  und  mich  in  das 
Angesicht  gelästert,  darauf  aber  gleich  entwichen,  son- 
sten  deme  einfach  fassen  und  dessen  Verhalten  G.  H.  E. 
E.  Kaths  verzeigt  haben  würde». 

Mit  dem  Judeneid  war  es  überhaupt  eine  eigene  Sache. 
Im  Jahre  1762  gelangte  ein  Prozess  zum  Austrag  zwischen 
Meyer  Schmoll  und  Frau  Margarethe  Bientz. 

«Als  Meyer  Schmoll  lauth  Gerichtsurtheil  von  dem 
21.  Januarii  a.  c.  das  Juramentum  suppletorium  ablegen 
sollte,  so  begehrte  sowohl  der  Anwalt  als  der  Vogt  besag- 
ter Frau  Bientzin,  dass,  wie  es  an  umliegenden  Orthen 
und  sonsten  üblich,  auch  auf  unserer  Landschaft  schon 
bestehe,  bei  dem  Actu  des  SchwÖrens  ein  Rabbi  zugegen 
seyn  solle,  vermeinendt,  es  hange  von  dem  Beysein  des- 
selben, die  Wahrheit  des  in  dieser  Sache  zu  leistenden  Ju- 
deneyds  gänzlich  ab.  Dieweilen  aber  in  der  uns  vorge- 
schriebenen Ordnung  der  Gegenwart  eines  solchen  jüdi- 
schen Lehrers  die  geringste  Meldung  nicht  beschiechet, 
wür  uns  eines  Exempels,  weder  dafür  noch  darwieder 
entsinnen  können,  als  haben,  damit  wür  in  diesem  und 
künftigen  Fahlen  uns  darnach  richten  können,  solches 
E.  Gn.  hinterbringen  und  alles  aber  dero  hochem  Deciso 
lediglichen  anheimstellen  sollen». 

Basel,  5.  Febr.  1762. 

Die  Gerichtsämbter  der  mehreren  Stadt. 

2 
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Die  Eatserkanntnis  lautet:    «bleibt  bei  der  alten  Ge- 
richtsordnung» . 

lieber  den  Judeneid  sehreibt  am  7.  September  1771 
Bürgermeister  Isaac  Hagenbach: 

«Demnach  uns  vorgestellt  worden,  wie  wenig  einem 
Judeneyd  zu  trauen  sey,  und  wie  viele  Ausflüchte  sie  zu 
finden  wissen,  denselben  ungültig  zu  machen,  so  haben 
wir  zwar  dasjenige,  was  von  der  Juden  Eydt  in  unserer 
Gerichtsordnung  steht,  nicht  abändern  wollen;  dennoch 
aber  für  gut  befunden,  allen  unseren  Gerichten  anzube- 
fehlen, dass  sie  den  Juden  so  wenig  als  möglich  den  Eyd 
aufgeben. 

Worauf  wir  uns  verlassen. 

Gott  bewahre  uns  in  Gnaden. 


Im  gleichen  Jahre  heisst  es  in  einem  Ratschlag  der 
Herren  XIH: 

« nemlich  dass  der  Eyd  auch  vielen  Christen 

nicht  zu  vertrauen  sey,  weil  auch  unter  diesen  viele 
seynd,  welche  den  Eyd  allzu  leichtsinnig  auf  sich 
nemmen».  

Mitte  bis  Ende  des  18.  Jahrhunderts  kommen  sehr  viele 
Klagen  über  betrügerischen  Vieh-  oder  Pferdehandel  vor. 
;So  schreibt  die  Canzlei  1766  an  die  Vögte: 

«Es  hat  Jud  Adam  Schwob  von  Hegenheim  ver- 
schiedene unserer  Gn.  Herren  Unterthanen  durch  betrüg- 
liche  Rosskäuf  und  Tausche  dergestalten  angeführt,  dass 
selbige   annoch   beträchtliche   Forderungen   an   ihn   zu 
machen  haben  und  keine  Bezahlung  erhalten  können». 
Er  wurde  verhaftet  und  gestand  unter  Anderm  dem 
Obervogt  zu  Waidenburg  «dass  er  dem  Gättelin  quaest. 
Pferd  abgekauft,  dass  er  ihm  100  Pfund  in  8  oder  14  Tagen 
dafür  zu  bezahlen  versprochen  und  dass  er  ihm  eine  Hand- 
schrift hinterlassen;  dass  er  dem  Gättelin  aber  nicht  begeg- 
net, daran  sey  sein  Unvermögen  schuld ;  er  habe  ihm  zu  ver- 
schiedenen Malen  Geld  geben  wollen,  allein  es  habe  derselbe 
die  ganze  Summe  zusammen  haben  wollen». 
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Das  Verhör  fand  am  19.  Juni  1767  statt.  Am  25.  Juli 
wurde  er  entlassen. 

Kosten: 

1)  Dem  Wächter,  so  den  «luden  in  Arrest  gebracht      10  s. 

2)  für  48tägige  Azung  ä  7  S 16  d.  16  s. 

Sa.     17  d.     6  s. 

Anno  1767  beklagte  sich  der  Obervogt  von  Eiehen, 
Hans  Ullrich  Schnell  darüber,  dass  die  Juden  den  besten 
Wein  kaufen: 

«üeberdies  accordieren  die  Juden  öfters  ein  oder 
mehr  Saum  sogenannt  kauscheren  Wein  ein,  welchen  die 
Bauern  in  dem  Herbst  zu  liefern  versprechen  und  ver- 
schreiben, wodurch  die  Juden  den  Vorlauf  vom  neuen 
Wein,  mithin  das  Beste  beziehen,  die  Zinsherren  hin- 
gegen alsdann  von  dem  geringeren  sich  müssen  genügen 
lassen». 

1768  erlässt  die  Canzlei  am  31.  Dezember  eine  strenge 
Verordnung  über  den  Handel  der  Juden  auf  der  Landschaft. 

1771  vermerkt  das  Katsprotokoll : 

«Da  die  von  uns  unterm  31.  Dezember  1768  in  Druck 
gegebene  Verordnung  wegen  der  Juden  Handel  auf  der 
Landschaft  nach  denen  uns  hierüber  eingekommenen  Be- 
richten einen  guten  Nutzen  geschafft  und  unsere  Unter- 
thanen  vor  vielem  Betrug  beschützet  worden,  als  haben 
wir  für  gut  befunden  die  Verordnung  frischerdingen  zu 
publicieren». 

20.  März. 

1773  wurde  die  Verordnung  von  1768  nochmals  in  Be- 
gleitung einer  neuen,  verschärften,  gedruckt.  Aehnliche 
Erlasse  folgten  noch  1779,  1790  und  1797. 

In  der  Zwischenzeit  wurden  sie  den  Vögten  ab  und  zu 
in  Erinnerung  gerufen.    So  z.  B.  1782,  23.  Martini: 

«Da  es  sich  ergiebt,  dass  unsere  wegen  dem  Juden- 
handel auf  der  Landschaft  den  31.  Decembris  1768  ergan- 
genen Verordnung  nicht  nachgelebt,  sondern  darwider 
gehandelt  werde,  so  erfrischen  wir  hiemit  unsern  Befehl 
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erstgenannter  Verordnung  in  allen  Punkten  nachzuleben 
und  das  darwidergehende  zu  bestrafen». 

1784  erstattet  das   Stallamt  einen  bemerkenswerten 
Rapport : 

«Eine  unserer  Entscheidung  vorgelegte  Rechtssache, 
zwischen  Jud  Bloch  von  Hegenheim  und  Rudolf  Gättelin 
von  Niederdorf  hat  uns  eine  neue  Art  von  Contrakt  ent- 
deckt, welche  dem  Sinne  der  bisherigen  Verordnung  zu- 
wider, zum  grossen  Nachteil  der  hiesigen  Landsleute  ein- 
gegangen werden. 

Die  Juden,  denen  laut  Eurer  Gnaden  Verordnung 
vom  31.  Dezember  1768  aller  Handel  auf  der  Landschaft, 
ausser  den  Markttagen,  untersagt  ist,  täuschen  diese  Er- 
kenntnis indem  sie  Pferde  oder  anderes  Vieh  den  Bauern 
zur  Hälfte  verkaufen. 

Der  Bauer  füttert  das  Pferd  während  der  anbedun- 
genen Frist  und,  nach  deren  Verfluss  wird  dasselbe  ver- 
kauft und  die  Contrahenten  teilen  das  Erlöste  zu  beiden 
Teilen. 

Durch  diesen  Contrakt  kann  der  treuherzige  Bauer 
nicht  nur  elender  betrogen  und  übernommen  werden  weil 
ihn  die  kleine  Summe,  da  er  nur  die  Hälfte  des  geforder- 
ten Preises  bezahlt,  zur  Schliessung  des  Kaufs  anfrischt, 
sodass  er  wirklich  das  Pferd  über  dessen  wahren  Wert 
annimmt,  sondern  diese  Art  Contrakte  geben  den  Juden 
Gelegenheit  zu  allen  Zeiten,  den  obrigkeitlichen  Verord- 
nungen entgegen,  Pferde  auf  der  Landschaft  feil  zu  bie- 
ten und  zu  verkaufen. 

Indem  der  Bauer  nunmehr  als  Besitzer  des  Pferdes 
den  Handel  schliesst  und  das  Interesse  des  Juden  beim 
Verkauf  besorgt. 

Eine  noch  schlimmere  Folge  stehet  aus  diesen  Ver- 
käufen zur  Hälfte  zu  besorgen:  nämlich  Krankheit  und 
Seuchen  die,  wenn  sie  nicht  durchs  ganze  Land  wüten, 
doch  eines  Landmanns  Vermögen  durch  Ansteckung  sei- 
nes besitzenden  Viehes  aufzehren  können. 

Denn  höchst  selten  wird  ein  Jud  ein  gesundes  Pferd 
auf  diese  Weis  verkaufen. 
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Er  gibt  ein  angestecktes,  krankes  Pferd,  damit  das- 
selbe durch  das  frische  und  bessere  Futter  wiederherge- 
stellt und  er  von  dessen  Unterhalt  befreit  werde. 

Neben  diesen  unmittelbaren,  schädlichen  Folgen,  ge- 
ben diese  Käufe  zur  Hälfte  noch  zu  vielen  Betrügereien 
Stoff,  und  setzen  die  Landleute  den  feinen  Uebervortei- 
lungen  der  handelnden  Juden  ständig  aus. 

Weswegen  wir  einmütig  beschlossen  haben,  vorzu- 
schlagen, ob  nicht  durch  zu  treffende  Verfügung,  diesem 
zu  besorgend  Uebel  könnte  vorgebogen,  und  alle  diese 
Käufe  so  zur  Hälfte  zwischen  Juden  und  unseren  Land- 
leuten geschlossen  wurden,  als  unkräftig  und  gesetzwid- 
rig verworfen  werden». 

Die  Verordneten  zum  Stallamt. 

Um  diese  Zeit  wimmelte  es  geradezu  von  Prozessen. 
Natürlich  waren  nicht  immer  die  Juden  die  Fehlbaren. 
Die  Gerichte  untersuchten  die  Fälle  recht  peinlich  und  es 
war  keinerlei  Voreingenommenheit  zu  verspüren. 

Beispielsweise  der  Fall  Beruh.  Uietisheim  von  Hegen- 
heim :  Dieser  schickte  seinen  Sohn  nach  Bretzwil,  um  beim 
Lehnmüller  Jacob  Weber  von  Ormalingen  eine  Schuld  ein- 
zuziehen. Da  der  Müller  noch  nicht  zu  Hause  war,  wartete 
er  beim  Chirurgus  Rud.  Althaus.  Der  Sohn  Dietisheim  de- 
poniert also: 

Dieses  seye  Dienstags  den  18.  April  (1769)  gewesen. 
Als  nun  endlich  der  Müller  hingekommen,  habe  er  die 
Bezahlung  begehret,  der  Chirurg  habe  von  ihme  die 
Handschrift  zur  Einsicht  gefordert,  dessen  er  sich  an- 
fangs geweigert;  auf  die  Vorstellung  aber,  dass  er  nichts 
zu  befürchten  habe,  und  sein,  des  Althausen  Haus  ein 
Ehrenhaus  seye,  habe  er  sie  ihm  in  die  Hnnde  g  geben, 
sie  seye  ihm  aber,  nachdem  er  sie  gelesen  u:^d  das  eine 
oder  andere  getadelt,  wieder  von  ihme  eingehändigt  wor- 
den. 

Der  Müller  habe  gleich  darauf  die  grössere  Hand- 
schrift, vom  24.  Jan.  1768  datiert,  zwölf  Neuthaler  besa- 
gend und  in  einem  halben  Jahr  zahlbar  begehrt,  i.nter 
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dem  Vorwand  eines  darin  sich  befindliehen  Fehlers,  und 
nachdem  er  dergleichen  getan,  als  wann  er  sie  statt  eines 
Augenspiegels  durch  ein  Brennglas  lesen  wollte,  habe  er 
plötzlich  einen  Eiss  darein  gemacht  und  gesagt,  jetzt 
Jud  bist  du  bezahlt.  Worauf  ein  Wortwechsel  unter 
ihnen  entstanden,  der  Müller  ihn  angegriffen,  derb  abge- 
prügelt bis  er  fast  in  Ohnmacht  gefallen,  sodass  der 
Doktor  Althaus  selbst,  ihm  selbst  einige  Arztneyen  ein- 
zugeben und  einen  kleinen  Thaler  dafür  zu  fordern,  für 
gut  befunden. 

Dieses  alles  sey  in  des  Althaus  Losament  und  Gegen- 
wart vorgegangen.  Er  habe  auch  ihme,  dem  Jud,  ange- 
botten,  er  solle  diese  Geschichte  nicht  offenbar  machen, 
sie  wollen  ihrae  das  halbe  der  Handschrift  bezahlen,  der 
Müller  sey  von  ihme  auch  etwas  betrogen  worden,  er  solle 
eines  in  das  andre  rechnen.  Anstatt  dessen  aber  habe  er 
den  folgenden  Tag,  mit  Erlaubnus  des  Herrn  Landvogts, 
den  Müller  vor  Gericht  zitiert,  welches  aber  den  Müller, 
wenn  er  eydlich  aussagen  könne,  dass  er  den  Juden  be- 
zahlt habe,  absolvieret.  Da  er  nun  gefürchtet,  dass  die- 
ser Müller,  als  ein  leichtsinniger  Mann,  diesen  Eyd  prae- 
stieren  möchte,  habe  er  solchen  an  unsere  Gn.  Herren 
gelangen  lassen  und  dieselben  um  hohe  Hülfe  zu  Bezah- 
lung seiner  Handschrift,  Kosten  und  Versäumnis  ange- 
fleht. 

Jacob  Weber,  der  Müller,  gab  eydlich  zur  Antwort, 
er  habe  diese  Handschrift  in  seim  eigenen  Hause  mit  9 
ä  10  Thalern  und  das  übrige  in  Münz  dem  Jud  bezahlt; 
nachdem  er  auch  nachwärts  dem  Althaus  die  zerissene 
Handschrift  gezeigt,  sey  er  mit  dem  Jud  wegen  dem  Zins 
in  ein  Disput  gekommen,  er  habe  ihn  aber  nicht  geschla- 
gen. 

Der  Chirurgus  Althaus  will  nun  weder  von  der  ge- 
schehenen Bezahlung  noch  der  Zerreissung  noch  der 
Schlägerey  etwas  wissen,  sunder  er  erinnert  sich  nur 
eines  kleinen  Wortwechsels  und  dass  der  Müller  Geld  in 
den  Händen  gehabt  habe. 

Rudolf  Schweizer  von  Reigoldswil  und  Jacob  Dett- 
wyler  von  Bretzwil,  beyde  des  Gerichts,  entschuldigen 
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ihren  Spruch  mit  der  Verworrenheit  dieses  Geschäfts; 
da  eine  Partei  ja,  die  andere  nein  gesagt,  und  beide  sich 
in  einigem  widersprochen,  so  haben  sie  kein  ander  Mittel 
und  Ausschlag  als  den  Eyd  gewusst.  Auch  sey  ihnen  der 
Weber  nicht  als  ein  Fallit  bekannt,  wie  uns  denn  auch 
Herr  Landvogt  auf  Farnsburg  berichtet,  dass  zwar  die 
gerichtliche  Auskündung  und  Gant  dieses  Müllers  schon 
bewilligt  gewesen,  er  habe  aber  mit  seinen  Creditoren 
accordiert,  folglich  nicht  zu  einem  förmlich  Falliten  ge- 
worden. Bei  näherer  Untersuchung  haben  wir  verschie- 
dene Widersprüche  von  selten  des  Müllers  wahrgenom- 
men: vor  E.  E.  Gerieht  berufte  er  sich  förmlich  auf  den 
Althaus,  wie  er  gesehen  habe  den  Juden  zu  zahlen.  Alt- 
haus aber  will  nichts  davon  wissen.  Auf  B'^fragen, 
warum  er  die  Handschrift  zerrissen,  antwortete  er  unter 
Anderm:  «es  war  schon  etwas  bezahlt  daran,  folglich 
sollte  sie  nicht  mehr  gantz  bleiben».  Bei  einer  andern 
Frage  sagte  er,  er  sey  vom  Jud  auch  betrogen  worden. 
Daneben  soll  eben  dieser  Müller  dem  Vernemmen  nach 
von  schlechten  Leumden,  und  dergleichen  Sachen  zu  un- 
ternemmen  allerdings  fähig  seyn. 

Der  Chirurgus  Althaus  will  sich  auch  eines  und  des 
andern  wie  auch  der  Schlaghändlen  nicht  mehr  zu  erin- 
nern wissen,  da  er  doch  dem  Jud  eben  deswegen  Artzney 
und  seine  eigene  Unterschrift  als  Zeuge  gegeben. 

Auch  hat  der  Müller  den  Eydt  ohne  hochobrigkeit- 
lichen Befehl  nicht  praestieren  wollen,  welches  auch 
einige  Achtung  verdient.  Bei  so  bewandten  Umständen 
bleibt  uns  nichts  übrig,  als  dieses  Geschäft  Euer  Gnaden 
als  eine  höchstwichtige  Betriegerey  von  entweder  Par- 
tey,  das  ganze  Betragen  des  Müllers  als  sehr  verdächtig 
und  die  Aussagen  des  Zeugen  Althaus  als  ziemlich  zu- 
rückhaltend vorzulegen. 

Basel,  5.  July  1769. 

Die  zu  den  Landessachen  Verordneten. 

Das  Gutachten  lautete  also  für  Dietisheim  günstig. 
Laut  Ratsprotokoll  «soll  der  Chirurgus  Althaus  beschei- 
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den  und  über  diese  Hergangenheit  eydlich  von  den  Herren 
V^II  abgehört;  der  Müller  aber  allhier  in  der  Gefangen- 
schaft sieh  einstellen,  angezeigt  und  er  nach  beendigter 
eydlicher  Abhörung  von  den  H.  H.  VII  besprochen  wer- 
den». 

Leider  konnte  das  Urteil  nicht  ermittelt  werden.  Im- 
merhin geht  aus  dem  Vorstehenden  hervor,  dass  die  Juden 
ihr  Recht  ungeschmälert  erhalten  konnten. 

Der  Fall  Dietisheim  machte  Schule. 

Noch  im  gleichen  Jahr  wiederholt  sich  die  ähnliche 
Prozedur : 

«Nachdem  Jud  Isaac  Levy  von  Hägenheim  wider 
Josef  Rohrer,  medicinae  practicum,  von  Unterwaiden, 
welcher  diese  Messe  hindurch  bey  Herrn  Lindenmeyer, 
dem  Pastetenbäcker  in  der  Weissen  Gasse  allhier,  sich 
aufgehalten  und  seyne  Artzneymittel  öffentlich  ver- 
kaufte, heutigen  Tages  bey  uns  beklagend  angebracht, 
dass,  als  er  gestern  von  gedachtem  Rohrer  die  Bezahlung 
einer  an  denselben  zu  fordern  habende  Schuld  von  vier 
neuen,  französischen  Louis  d'or  eingefordert,  dieser,  sein 
Schuldner,  die  von  dem  Kläger  dafür  in  Händen  gehabte 
und  in  dessen  besonderen  Zimmer  auf  den  Tisch  gelegte 
Handschrift  ohne  dafür  eine  Bezahlung  zu  leisten,  nicht 
nur  in  kloine  Stücke  zerrissen,  sondern  auch  ihn,  Kläger, 
mishandeln  wollen. 

Der  Beklagte  aber  dargegen  behauptet,  dass  er  dem 
Juden  diese  vier  neuen  Louis  d'or  in  baarem  Gelde  be- 
zahlte und  hiemit  die  Handschrift  befugter  weise  zerris- 
sen habe.  Wir  haben  alles  angewendet  um  die  Sache  in 
ihr  behöriges  Licht  zu  setzen  und,  weil  bei  diesem  Her- 
gang niemand  als  des  Beklagten  Ehefrau  zugegen  ge- 
wesen, dieselbe  aller  Weitläufigkeit  nach,  erstlich  beson- 
ders, und  hernach  gegeneinander  in  der  Dankstube  abge- 
hört, um,  wo  möglich,  den  Fehlbaren  zum  Geständnis  zu 
bringen  und  die  Sache  zu  entscheiden,  dessenohngeachtet 
hierzu  nicht  gelangen  können.  Es  hat  uns  zwar  hierbey 
angeschienen,  dass  in  dieser  Sache  ehender  dem  Jud  als 
dem   Beklagten   Glauben  beyzumessen  sey,  indem  der 
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erstere  alle  darbei  vorg-efallenen  Umstände  immer  auf 
die  gleiche  Weise  erzählet  und  auf  seinen  Reden  ohne 
einige  Abänderungen  verblieben,  hingegen  der  Beklagte, 
ohne  in  die  Umstände  einzutretten,  lediglich  darauf  be- 
harret, dass  er  dem  Juden  diese  vier  neuen  Louis  d'or 
baar  bezahlet  habe,  und  es  einesmals  das  Ansehen  ge- 
habt, als  ob  der  Beklagte  auf  dem  Sprung  stehe,  der 
Klage  geständig  zu  werden. 

Dennoch  haben  wir,  bey  bewandten  Dingen,  Beden- 
ken getragen,  der  eint  oder  andern  Partey  hierüber  einen 
Eydt  anzuvertrauen  und  für  besser  erachtet,  diesen  Fall 
Euer  Gnaden  zu  dero  hochbeliebigen  Verordnung  anzu- 
zeigen. 

9.  Wintermonat  1769. 

Miträthe  und  übrige  in  dieser  Sache 
gesässene  Richter  der  mehreren  Stadt. 

Es  folgt  ein  merkwürdiger  Prozess,  in  dem  ein  undeli- 
kater Jude  den  Schutz  Frankreichs  geniesst,  weil  er  Armee- 
lieferungen aus  der  Schweiz,  speziell  aus  Basel  besorgt. 

Laut  Ratschlag  der  Herren  XIII  wegen  Jud  Lemann 
Levy,  hat  dieser,  nebst  Moyses  Bloch,  den  Joh.  Bussinger 
von  Ormalingen  betrogen,  indem  sie  ihm,  in  betrunkenem 
Zustande,  in  Liestal  zweimal  den  schuldigen  Betrag  ab- 
nahmen und  ihn  dann  nochmals,  etwas  später,  in  Basel 
übervorteilten.  Die  Regierung  hatte  den  Lemann  Levy 
aufgefordert,  den  Moyses  Bloch  (^zu  stellen,  und  zwar  inner- 
halb 14  Tagen.  Bey  Strafe  des  Schellenwerchhauses  ist 
ihm,  sowohl  als  seynen  Söhnen  verbotten,  die  Stadt  vorher 
zu  betretten».  Es  verging  aber  ein  .Monat,  ohne  dass  sich 
der  eine  oder  andere  in  die  Stadt  gewagt  hätte.  Die  Her- 
ren XIII,  in  ihrem  Ratschlag  «sehen  sowohl  aus  dem  Ver- 
zögern des  Juden  Lemann  Levy,  den  Moyses  Bloch  zu  stel- 
len, als  sonstigen  Ihnen  nicht  unbekannten  Demarches  die- 
ses Juden,  dass  derselbe  die  anverlangte  Stellung  seines 
Cameraden  zu  eludieren  suche,  diesemnach  M.  Gn.  H.  XIII 
des  Dafürhaltens  wären,  dass,  weilen  beide  gegen  Hans 
Bussinger  verschiedene  betrügerische   Streiche   ausgeübt 
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und  sich  bis  dahin  nicht  legitimiert  noch  ihre  Unschuld  an 
den  Tag  gelegt  haben,  denselben  sowohl,  als  ihren  Kindern, 
deswegen  allhiesige  Stadt  und  Landschaft  verbotten,  hie- 
mit  auf  sie  vigiliert  und  sie  auf  Betretten  angehalten  wer- 
den sollen.  Es  wäre  denn  Sache,  dass  sie  sich  dieser  Frevel- 
taten halber,  allhier  verantworten  und  ihre  Unschuld  an 
Tag  gelegt  würde,  welches  ihnen  durch  den  Herrn  Obersten 
Knecht,  zu  ihrem  Verhalt,  insinuiert  werden  sollte». 

Der  Katschlag  ist  vom  6.  Januar  1773.  Am  13.  Januar 
erfolgte  schon  ein  Schreiben  aus  Strassburg: 

Magnifiques  Seigneurs 

U  m'est  revenu  que  vous  aviez  rendu  contre  le  nomme 
Lehman  Levy,  prepose  des  Juifs  ä  Hegenheim,  un  decret 
qui  lui  impose  sous  une  peine  severe  une  Obligation  qu'il 
ne  lui  est  pas  possible  de  remplir  et  qui  lui  interdit  en 
meme  temps  Tentree  et  toute  liberte  dans  vos  Etat  et 
Canton. 

Ce  Juif,  qui  est  charge  de  differentes  fournitures 
pour  le  Service  du  Roy,  m'est  fort  recommande,  et  je  ne 
puis  me  refuser  ä  vous  prier  d'avoir  pour  lui  des  egards 
auxquels  les  circonstances  et  la  justice  peuvent  vous  de- 
terminer. 

Je  vous  serai  tres  oblige  de  ce  que  vous  voudrez  bien 
faire  en  sa  faveur  et  je  me  flatte  que  vous  ne  douterez  pas 
de  ma  reconnaissance ;  ni  de  ma  parfaite  consideration 
avec  laquelle  j'ai  l'honneur  d'etre,  magnifiques  Seig- 
neurs, 

Votre  tres  liumble  et  tres  obeissant  serviteur 

Le  Marechal  de  Contades. 

Da  die  Juden,  zu  jener  Zeit,  auch  in  Frankreich  noch 
keine  Gleichberechtigung  besassen,  so  erhellt  aus  diesem 
Schreiben,  dass  dieser  Levy  der  Armee  besonders  nützlich 
war;  denn  um  den  zweiten  Angeklagten  kümmerte  sich  der 
Marschall  nicht. 

Basel  zeigte  Entgegenkommen.  Durch  Zahlung  von 
hundert  neuen  Talern  ans  Waisenamt  und  sechs  neuen 
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Dublonen  an  den  Obersten  Knecht,  für  seine  Bemühung'en, 
wurde  dem  Lehman  Levy  gestattet,  wieder  in  die  Stadt  zu 
kommen;  allerdings  bei  Androhung  einer  viel  höheren 
Strafe,  im  Wiederholungsfalle. 

Levy  fand  die  Strafe  zu  hoch,  und  bat  um  Audienz 
beim  Amts-Bürgermeister. 

Das  Rathsprotokoll  vom  14.  August  1773  vermerkt 
aber:  «soll  Jud  Lehman  Levy  in  diesem  Begehren  nicht  an- 
gehört werden».  

Hatten  die  Juden  nun  über  die  Härte  der  Gerichtsbar- 
keit nicht  zu  klagen,  so  taten  sie  es  umso  mehr  über  die  be- 
stehenden Vorschriften  und  Gesetze.  Besonders  der  Um- 
stand, dass  sie  weder  in  der  Stadt  übernachten,  noch  Lager 
halten  durften,  war  ihnen  sehr  lästig.  Im  Jahre  1779 
machten  sie  eine  Eingabe,  in  der  sie  um  die  Erlaubnis  ba- 
ten, wenigstens  während  der  Messzeit  mit  ihren  Waren 
über  Nacht  bleiben  zu  dürfen.  Das  Gesuch  wurde,  auf 
Grund  eines  Gutachtens  der  Kaufmannschaft,  abschlägig 
beschieden. 

«Wir  finden  es  unnötig,  zu  wiederholen,  was  für 
oder  wider  den  Handel  der  Juden  angeführet  werden 
könnte,  schon  öfters  angeführt  worden,  sondern  wir 
sind  lediglich  der  unvorgreiflichen  Meinung,  dass  es 
wider  die  bisherige  allhiesige  Polizey  einerseits  laufen, 
anderseits  dem  allhiesigen  commercierenden  Publico  sehr 
schädlich  seyn  würde,  wenn  auch  während  der  Mess- 
zeit den  Juden  erlaubt  würde,  sowohl  bey  Partikularen 
zu  logieren,  als  offene  Magazine  zu  halten,  sondern  dass 
selbige  lediglich  an  die  gedruckte  Ordnung  gewiesen 
werden  könnten». 

15.  Okt.  1779.  Praesident  und  Directores 

der  Kaufmannschaft. 

1782  belästigten  fremde  Juden  die  Stadt  mit  allerlei 
Betrügereien.  Ihren  Glaubensgenossen  der  Umgebung 
konnte  das  natürlich  nicht  gleichgültig  sein,  und  diese 
machten  sich  anheischig,  die  Schuldigen  zu  nennen. 
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Untertänigstes  Memoriale 
an  meine  gnädigen  Herren  Häupter. 

Es  haben  sich  seit  einiger  Zeit  verschiedene  Vor- 
fälle ereignet,  da  von  den  Juden  der  Versuch  gemacht 
worden  ist,  die  hiesigen  Herren  Kauf-  und  Handelsleute 
auf  verschiedene  Weise  arglistig  und  betrügerisch  zu 
hintergehen.  Lemann  Wolf,  der  Vorsteher  der  in  der 
Nachbarschaft  angesessenen  Judenschaft  besaget,  dass 
dergleichen  c.  v.  Diebsstreiche  einen  allgemeinen  hoch- 
obrigkeitlichen Unwillen  gegen  die  gesammte  erwecken, 
mithin  durch  vorkehrende  Verfügung  der  Unschuldige 
mit  dem  schuldigen  solche  entgelten  müsste. 

Diesem  schweren  Ungemach  vorzukommen  und  in 
Zeiten  abzuwenden,  versichert  derselbe  auf  das  feyer- 
lichste,  dass  Niemand  von  denen,  die  hiesige  Stadt  das 
ganze  Jahr  über  besuchenden  Juden  in  derley  Händeln 
implicirt  und  verwicklet,  sundern  alle  solchen  Betrüger 
fremde  und  äussert  dem  hiesigen  Distrikt  sich  aufhal- 
tende Juden  seyen,  wie  er  dann  zur  Ueberzeugung 
solcher  Wahrheit  sich  anheischig  mache,  deren  Namen 
anzugeben. 

Hochderselben 
untertänigst  gehorsamster  Diener 

Johannes  Burekhardt 

Rathsredner. 

Die  Subjekte,  um  die  es  sich  hier  handelt,  waren 
tatsächlich  keine  elsässer  Juden,  sondern  stammten  aus 
dem  Osten.  Hingegen  fehlte  es  auch  um  diese  Zeit  nicht  an 
einheimischen  Gaunern.  So  berichtet  ein  Polizeirapport 
an  die  Herren  Häupter: 

«Auf  die  Anzeige  M.  Gn.  H.  Herrn  Rathsherr 
Bischof,  hat  der  Harschierer  Senn  heute  um  2  Uhr 
einen  Juden  in  das  Schellenwerchhaus  verwahret,  wel- 
cher sich  erfrecht  hat,  einen  jungen  Knaben  aus  der 
Fabrique  zu  verführen,  damit  er  Band  stehlen,  und 
solche  ihme  zubringen  solle,  welches  aber  der  ehrliche 
Junge  seiner  Herrschaft  angezeigt,  als  worauf  der  Jud 
in  flagranti  erwischt  wurde. 
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Der  Knab  wird  nicht  ermangeln,  der  Behörde  die 
nähern  Umstände  und  Beweise  anzugeben;  ich  aber 
begab  mich  ins  Schellenwerk-Haus  und  vernahm  den 
Juden. 

Er  heisst  Nathan  Braunschweig,  von  Hegenheim, 
32  Jahre  alt,  verheirat,  hat  aber  keine  Kinder.  Er 
will  viel  zu  unschuldig  seyn,  als  sich  mit  dergleichen 
Streichen  abzugeben.  Vielmehr  beschuldigt  er  den 
Knaben,  der  ihme  beiliegende  Bande  gleichsam  in  die 
Hände  gestossen.  Er  wisse  selbst  nicht,  wie  sie  in  seine 
Tasche  gekommen;  der  Knab  habe  ihme  einen  Ring 
vom  Finger  genommen  und  in  der  Confusion  auch  be- 
halten als  der  Harsch ierer  gekommen. 

Er  handle  sonst  gar  nicht  mit  dieser  Waare,  ver- 
stehe sich  auch  nicht  darauf  und  seye  zu  Bern  und 
Solothurn,  sowohl  als  hier,  in  Ehren  bekannt. 

Auf  Befragen:  warum  er  aber  die  quaestionierten 
Bändel  im  Schellen  werkhaus  heimlich  habe  von  sich 
werfen  wollen,  wenn  er  nicht  gewusst  hätte  dass  dieses 
ein  Corpus  delicti  seyn  würde?  antwortete  er:  er  wisse 
Selbsten  nicht  mehr,  was  er  in  der  Bestürzung  gethan 
habe.  Er  sey  aber  unschuldig  und  bedaure  nur,  dass 
er  seyne  Religionsübungen  bei  gegenwärtigem  Laub- 
hüttenfest nicht  verrichten  könne. 

Er  hat  ohngefähr  12  Pfd.  in  allerley  Scheide- 
münze bey  sich,  wie  auch  eine  alte  Sackuhr  und  bey- 
geh enden  Schein  aus  Strassburg;  sonsten  aber  nichts 
Verdächtiges. 

Den  11.  Oktobris  1786.  Miville. 

Ungefähr  um  die  gleiche  Zeit  findet  ein  Prozess  statt 
gegen  den  «betrügerischen  Mausjud  Hirsch  Jacob  aus 
Hagenthal». 

Die  Erwähnung  und  Wiedergabe  solcher  Protokolle 
ist  nötig,  um  sich  ein  Bild  zu  machen,  wie  in  jener  Zeit 
ein  Grossteil  der  Juden  das  Geld  zu  verdienen  suchte. 
Ihre  precäre  rechtliche  und  sociale  Stellung  führte  sie  oft 
in  Versuchung,  auf  unlautere  Weise  den  Handel  lukrativer 
zu  gestalten. 
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Der  Fall  Hirsch  entbehrt  dazu  nicht  einer  gewissen 
Komik : 

«Donnerstag,  den  24.  Juni»,  so  lautet  der  Rapport 
von  Miville,  «ist  zufolge  empfangenem  hohen  Befehl  auf 
Klage  der  alten  Junfer  Imhof,  des  Stadtbotten  selig 
Schwester,  angehalten  worden,  der  Jud  Hirsch  Jacob  aus 
Hagenthal,  der  sich  allhier  mit  Vertreibung  der  Mäuse 
und  Krähenaugen  abgibt. 

Die  Klägerin  hatte  ihm  einen  8  Louis  d'or  werten 
ßing  zum  Verkaufen  gegeben,  wofür  sie  vom  Beklagten 
eine  Handschrift  hat. 

Bei  der  Abhörung  dieses  Juden  in  Gegenwart  der 
Jungfer  Imhof,  behauptete  er  anfänglich,  dass  er  dieses 
Weibsbild  nicht  kenne  und  niemalen  etwas  von  ihr  em- 
pfangen; leugnete  auch  seine  Handschrift,  vorgebend 
dass  er  weder  Hebräisch  lesen,  noch  schreiben  kann. 

Als  man  ihm  aber  bewiesen,  dass  er  ja  deswegen  von 
Herrn  Scholer  in  Hüningen  schon  belangt  worden,  und 
die  Klägerin  seinetwegen  schon  11  Livres  Unkosten  ge- 
habt habe,  beliebte  es  ihme  endlich  die  Schuld  einzuge- 
stehen.   Kann  aber  nichts  bezahlen. 

Dieser  Jud  ist  hier  noch  hin  und  wieder,  wie  er  selbst 
sagt,  schuldig. 

Als  «zum  Tiger»  16  Louis  d'or 

«zur  Tanne»  4  » 

bei  Herrn  Schardt  6  » 

»    Materialist  Gigi       1  » 

»    Scherb  z.  Rebstock  18  Pfd.  für  Waaren. 

Die  Forderung  aber,  von  Jungfer  Agnes  Iselin  leug- 
net er  ganz  weg. 

Er  ist  bis  auf  ferneren  Befehl  in  dem  Schellenwerk- 
hause,  in  einer  Stube  verwahrt. 

Soweit  der  Rapport  des  Polizei-Offiziers.  Folgt  nun 
«die  Verrichtung  bey  dem  Juden  Hirsch  Jacob,  einem  Be- 
trüger». 

Zufolge  letzterer  Rathserkanntnus  haben  wir  den  be- 
trügerischen Juden  Hirsch  Jacob   besprochen;   vorher 
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aber  bei  den  Klägern  erkann termassen  folgende  Infor- 
mation aufgenommen: 

Junfer  Imiiof,   53   Jahre  alt,  erzelt  dass  der  Jud 

Hirsch  Jacob  einen  King  von  8  Louis  d'or  von  ihr  habe, 

den  sie  ihm  zwar  nicht  verkauft,  sondern  zum  Verkaufen 

gegeben.    Der  Jud  sei  daraufhin  verreist  und  als  sie  ihn 

bei  seiner  Wiederkehr  gefragt,  habe  er  diesen  Ring  ganz 

weggeleugnet. 

Frage:       Ob  sie  eine  Schrift  für  diesen  Ring  habel 

Antwort:  Ja. 

Frage:  Wie  lang  es  sey,  dass  sie  dem  Jud  den  Ring 
gegeben? 

Antwort:  Ein  halb  Jahr. 

Frage:  Ob  sie  den  Jud  in  dieser  Zwischenzeit  betrie- 
ben? 

Antwort:  Ja;  in  Hüningen. 

Frage:       Ob  sie  Kosten  deshalb  gehabt  habe? 

Antwort:  Ja;  man  habe  ihr  11  Livres  gefordert  die  sie 
aber  noch  nicht  bezahlt  habe. 

Frage:  Wie  sie  zum  Jud  ins  Schellenhaus  gekommen 
sei? 

Antwort :  Sie  habe  bey  Herrn  Bürgermeister  wegen  ihrer 
Schuld  geklagt,  da  habe  man  ihr  nachgehends 
bedeutet,  der  Jud  sey  im  Schellenwerkhaus, 
und  so  sey  sie  zu  ihm  gekommen. 

Frage:  Ob  der  Jud  sie  als  üebergeberin  des  Ringes 
anerkannt  habe? 

Antwort:  Nein;  er  habe  gesagt,  sie  irre  sich,  Sie,  De- 
ponentin habe  ihn  aber  wohl  erkannt.  Endlich 
habe  er  doch  gestanden,  den  Ring  von  ihr  zu 
haben. 

Frage:  Ob  die  Schrift,  die  sie  in  Händen  habe,  deutsch 
seye? 

Antwort:  Ja;  und  der  Jud  habe  sie  unterschrieben. 

Frage:  Ob  sie  ihre  in  Hüningen  gemachte  Anforde- 
rung ausgeführt  habe? 

Antwort:  Nein,  noch  nicht.  Man  habe  ihr  gesagt,  sie 
soll  noch  warten  und  auf  den  Jud  vigilieren 
lassen. 

Bestätigt. 
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Herr  Lukas  Preiswerk,  als  Vogt  der  Junfer  Iselin, 
erzelt  dass  seine  Vogtstocliter  dem  Jud  einige  Sachen  in 
Commission  zu  verkaufen  gegeben  und  etwas  alt  Silber 
wirklich  verkauft  habe.  Sie  habe  zwar  keine  Hand- 
schrift von  dem  Juden,  weil  der  Jud,  wie  er  sagte,  nicht 
schreiben  könne.  Nachher  hab  der  Jud  diese  Schuld 
weggeleugnet;  es  sey  aber  nichtsdestoweniger  wahr,  dass 
derselbe  die  Effekten  seiner  Vogtstochter  gewiss  abge- 
kauft, und  ein  fernerer  Beweis  sey  der,  dass  ein  Jud 
Salomon  ihro  die  Schuld  von  freien  Stücken  habe  abkau- 
fen, und  den  Hirsch  Jacob  betreiben  wollen. 

Frage:  Ob  die  Junfer  Iselin  dem  Jud  das  Silber  selbst 
verkauft  habe? 

Antwort:  Ja;  und  zwar  ganz  allein;  sey  niemand  gegen- 
wärtig gewesen. 

Frage :  Ob  die  Junfer  Iselin  vorher  schon  mit  dem  Jud 
Verkehr  gehabt  habet 

Antwort:  Nein;  sie  kenne  den  Jud  nirgendsher  als  vom 
Aegerstenaugen  ausschneiden. 

Frage:  Wie  lange  es  sey,  dass  Junfer  Iselin  dem  Jud 
die  Effekten  übergeben? 

Antwort:  den  10.  Jenner  1783. 

Bestätigt. 

Herr  Bernolli,  namens  der  Handlung  von  Bemolli 
&  Gigi  erzelt: 

Der  Jud  Hirsch  sei  oft  zu  ihnen  gekommen  und  habe 
kleine  Posten  bezogen,  bald  auf  Credit,  bald  gegen  Be- 
zahlung. Das  habe  er  einige  Jahre  hindurch  so  getrie- 
ben und  nun  sey  er  ihnen  wirklich  für  Waaren  noch  17 

Livres  schuldig. 

Bestätigt. 

Herr  Schnell  erzelt,  dass  vor  2  Jahren  er  mit  dem 
Jud  Hirsch  Geschäfte  gemacht,  und  von  demselben  an- 
geführt worden;  legt  zu  dem  End  seyne  Forderung 
schriftlich  ein,  wie  auch  Herr  Forcard  zum  Tiger.  Herr 
Daniel  Iselin  und  Herr  Scherb  zum  Kebstock  welche  alle 
hier  beyliegen,  wie  auch  von  Herrn  Schardt. 
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Hierauf  ward  der  auf  dem  Spalenturm  verhaftete 

Jud  von  Meinen  Hochgeachteten  Herrn  besprochen: 

Frage:       Wie  er  heisse,  woher  und  wie  altf 

Antwort:  Hirsch  Jacob  von  Hagenthal,  36  Jahre  alt, 
habe  Frau  und  Kinder. 

Frage:       Ob  er  Junfer  Imhof  kenne? 

Antwort:  Ja;  sie  habe  ihm  einen  Ring  zum  Verkaufen 
angetragen,  welchen  er  um  13  Louis  d'or  habe 
anbringen  können,  habe  aber  vorher  der  Jgfr. 
Bescheid  erhalten,  er  solle  das  Geld  indessen 
behalten. 

Frage:  Warum  er  vorher  geleugnet  habe,  der  Jgfr. 
Imhof  nichts  schuldig  zu  sein*? 

Antwort:  Er  habe  es  hier  nie  geleugnet. 

Frage:  Ob  er  diese,  ihm  vorgewiesene  Handschrift 
unterschrieben  habel 

Antwort:  Ja,  die  habe  er  unterschrieben. 

Frage:  Ob  er  den  Betrag  dieser  Handschrift  an  Jgfr. 
Imhof  abgeführt  habe*? 

Antwort:  Nein,  sein  Knecht  sey  mit  L.  2000  fortgelof- 
fen,  sodass  er  sie  nicht  bezahlen  konnte. 

Frage:  Was  es  mit  der  Schuld  des  Herrn  Schnell  für 
eine  Bewantnis  habe? 

Antwort:  Die  Herren  Samuel  Leiser  von  Hagenthal  ha- 
ben ihm  zugesprochen,  bei  Herrn  Schnell  Waa- 
ren  aufzunehmen,  welches  er  alsdann  getan 
habe  und  zwar  auf  sein  Conto,  wofür  er  auch 
einen  Wechsel  übergeben.  Die  Samuel  Leiser 
haben  ihm  aber  diese  Waaren  beim  Schwarzen 
Ochsen  an  der  Spalen  weggenommen.  Er 
habe  diesen  Vorfall  dem  Herrn  Schnell  gleich 
angezeigt,  er  habe  ihm  aber  bedeutet,  er  for- 
dere das  Geld  an  ihn  als  den  Käufer.  Die 
Leiser  gehen  ihn  nichts  an. 

Frage:  Ob  er  nicht  noch  mehr  in  der  Stadt  schuldig 
seil 

Antwort:  Ja,  er  wolle  aber  alles  bezahlen. 

Frage:  Wie  er  diese,  des  Herrn  Schnell  beträchtliche 
Schuld  und  die  übrigen  abzuführen  trachten 
werde? 
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Antwort: 


Frage : 


Antwort : 
Frage : 
Antwort: 


Frage : 
Antwort ; 

Frage : 


Antwort ; 
Frage : 
Antwort ; 


Frage : 
Antwort : 

Frage : 


Die  Schuld  des  Herrn  Schnell  gehe  ihn  nichts 
an,  er  müsse  die  Leiser  belangen;  die  übrigen 
aber  wolle  er  abführen,  man  solle  ihm  nur  Ter- 
min machen  und  Zeit  lassen. 
Ob  er,  durch  die  vielen  Schulden,  die  er  con- 
trahiert,  nicht  Sinnes  gewesen,  viele  Leute  an- 
zuführen? 
Nein,  gewiss  nicht. 

Was  er  der  Jgfr.  Iselin  schuldig  seil 
Nichts;  indem  er  einen  Coulant,  den  sie  ihm 
für  7  Neu  thaler  angeschlagen,  wirklich  be- 
zahlt habe.  Weiters  wisse  er  nichts,  sei  schon 
mehr  als  3  Jahre  seitdem  er  nichts  mehr  mit 
ihr  gehandelt. 

Ob  ihm  nicht  Effecten  in  Commission  zu  ver- 
kaufen gegeben  worden  1? 
Nichts;  ein  paar  Einke  nur,  erinnere  er  sich 
noch  gekauft  zu  haben,  die  er  ihr  aber  gleich 
bezahlt  habe. 

Wie  er  leugnen  könne,  nichts  der  Jgfr.  Iselin 
schuldig  zu  sein,  da  doch  ein  anderer  Jud,  Sa- 
lomon,  wie  man  wisse,  die  Schuld  der  Jgfr. 
Iselin  habe  abkaufen  und  ihn,  Deponenten, 
betreiben  wollen. 

Er  habe  seine  Feinde,  das  wisse  er  wohl.    Sei 
aber  der  Jgfr.  Iselin  gewiss  nichts  schuldig. 
Wem  er  hier  in  der  Stadt  sonst  noch  schuldig 
sei;  er  solle  sie  alle  nennen. 
Dem  Herrn  Schardt  L.  66;  den  Herren  Gigi  & 
Bernolli  6  Thaler;  den  Herrn  Scherb  für  10 
Pfd.  Zucker;  dem  Herrn  Preiswerk  etwas  we- 
niger; dem  Herrn  Daniel  Iselin  glaube  er  6 
Louis  d'or  und  dem  Herrn  Forcart  zum  Tiger, 
für  Kleider  V2V2  Louis  d'or  (schuldig  zu  sein). 
Ob  er  sonst  keine  mehr  wisse  1 
Der  Frau  Heusler  bei  der  Sägen  sey  er  noch 
2  neue  Thaler  schuldig. 

Wie  er  es  verantworten  wolle,  eine  so  grosse 
Menge  Leute  angeführt  zu  haben? 
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Antwort:  Er  wollte  sie  nicht  anführen,  und,  wenn  sein 
Knecht  nicht  fortgeloffen,  so  hätte  er  schon 
vieles  abgeführt;  demohngeachtet  wolle  er 
alles  bezahlen,  man  solle  nur  Geduld  haben 
und  ihn  in  der  Stadt  sein  Brod  weiter  verdie- 
nen lassen. 

Vorgelesen,  bestätigt  und  Inquisit  wieder  verwahrt». 

Aehnliche  undelikate  Prozessobjekte  lieferten  die  da- 
maligen Juden  wie  gesagt  mehr.  Aber  eine  ansehnliche 
Zahl  muss  doch  in  gutem  Ruf  gestanden  haben;  denn, 
als  am  25.  Heumonat  1789  der  Bauernaufstand  begann,  und 
die  Sundgauer  Juden  durch  Brandscbatzung,  Raub  und 
schrecklicher  Mishandlung  heimgesucht  wurden,  fanden 
sie,  ausser  in  Mülhausen,  auch  in  Basel  Schutz. 

Pfarrer  Graf  schreibt  in  seiner  «Geschichte  der  Stadt 
Mülhausen» : 

«Einige  Juden  waren  sehr  übel  zugerichtet.  Bei  50 
Arme  von  ihnen  wurden  während  3  Tagen  in  dem  Spital 
beherbergt  und  genährt.  Ein  Gleiches  taten  auch  die 
Basler  für  ihre  hebräischen  Nachbarn.  Aus  Erkennt- 
lichkeit Hessen  die  jüdischen  Vorsteher  einige  Gebete  für 
die  beyden  Städte  drucken,  und  verbindliche  Schreiben 
an  sie  ergehen». 

Man  könnte  aus  diesem  Bericht  die  irrtümliche  Auf- 
fassung schöpfen,  dass  ausser  Mülhausen,  nebenbei  auch 
Basel  einigen  Juden  Asyl  gewährt  habe.  Dem  ist  nun  nicht 
so:  Mülhausen  verpflegte  ca.  50  Verfolgte,  Basel  aber  über 
700. 

Hier  mag  noch  vorerst  wiedergegeben  werden,    was 
Adam    Walter    Strobel    in    seiner    «Vaterländischen    Ge- 
schichte des  Elsasses»  über  die  benachbarten  Juden  jener 
Zeit,  und  über  den  Aufruhr  überhaupt,  schreibt  (pag.  265) : 
«Die  Juden,  mehr  oder  weniger  geduldet,  lebten  in 
einigen  Städten  und  Dörfern,  ohne  dass  sie  bürgerliche 
Rechte  genossen. 

Es  war  ihnen  zwar  gestattet,  Häuser  und  Aecker  zu 
besitzen;  sie  mussten  sie  aber  binnen  Jahresfrist  ver- 
äussern. 
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Sie  waren  gehalten,  dem  König  ein  Schutzgeld  und 
den  Herrschaften  gewisse  gesetzlich  bestimmte  Abgaben 
(Judenzoll)  zu  entrichten.  In  religiöser  Beziehung  stan- 
den sie  unter  mehreren  Kabbinern.  Sie  trieben  Kra- 
merei, Trödelhandel  oder  handelten  mit  Pferden  und 
Vieh,  nur  wenige  hatten  ein  Gewerbe. 

Bis  ums  Jahr  1790  war  es  den  Juden  nicht  erlaubt, 
in  Strassburg  zu  übernachten,  mit  Ausnahme  der  Fa- 
milie Cerf-Beer». 

Sodann  (pag.  343/4): 

((Es  war  der  Krieg  der  Bauern  gegen  die  Herrschaf- 
ten. Zu  der  nämlichen  Zeit  erfuhren  die  im  Elsass  an- 
gesiedelten Juden  harte  Verfolgungen.  Des  Wuchers 
beschuldigt,  hatten  sie  schon  längst  den  Hass  der  Land- 
leute auf  sich  geladen.  Jetzt  schien  der  Augenblick  der 
Rache  gekommen,  und  schrecklich  übten  sie  diese  an  den 
Unglücklichen  aus,  ohne  dass  die  bewaffnete  Macht,  die 
man  zu  Hilfe  rief,  sie  zu  zügeln  vermochte.  Um  den 
Gewalttätigkeiten  zu  entgehen,  flüchteten  viele  Juden  in 
das  unabhängige  und  mit  der  Schweiz  noch  im  Bunde 
stehende  Mülhausen  oder  nach  dem  benachbarten  Basel, 
wo  sie  Schutz  und  Aufnahme  fanden.  Als  kurz  darauf  in 
der  Nationalversammlung  die  Rede  war  von  den  Maass- 
regeln, um  in  dem  Reich  die  Ruhe  und  Ordnung  wieder 
herzustellen,  entwarf  der  durch  seinen  Patriotismus  so 
berühmt  gewordene  Abbe  Gregoire  eine  rührende  Schil- 
derung der  grausamen  Verfolgung  der  Juden  im  Elsass 
und  rief  als  Diener  einer  Religion,  die  alle  Menschen  als 
Brüder  betrachtet,  das  Einschreiten  der  Versammlung 
zu  Gunsten  dieses  verfolgten  und  unglücklichen  Volkes 
an». 

Die  Aufnahme  der  beraubten  und  arg  misshandelten 
Juden,  durch  die  Basler  Regierung  und  Bürgerschaft,  bil- 
det ein  prächtiges  Blatt  in  der  Geschichte  des  bekannten 
Wohltätigkeitssinnes  der  Stadt. 

Es  ist  rührend,  mit  welch  grossem  Mitleid  Alle  wett- 
eiferten, das  Elend  der  Unglücklichen  zu  lindern. 


.o©r 


nVsn 
n^n  tzihv  tj?3  njiD3  niajf  n^St^  Sa  SSsnnS 
Sm  fTSJKi  nK^S^Dfcta  niKsan 

W's;?a;?5  n;?ai  U07  n:nnn  Mn»  mpn  Sa  ;;ai£?jn  ;^ar  r-iTSS  v«  nai  lat^a  i;; 

0'jT-<n  »J73  C3*DrnSi  nonS)  jnS  1:n1^<  inji  unKD  inaKi  non  3t;;  kS  ir«  n 
nnj;3i  Dn;;j  rujK*^  o^rj  ooiapi  ca^Sna  0'J3ii  O'jna  ooi^ai  ö'D3n  aojDni 
a'omnon  aK03  00S  iik^^di  ni3t  i  i^j;»  n^ajeei  nK'S'DK3  rnKsan  n^n  Sc^ 
CDnuj3  n  ry^iyh  uniTp  iS;?  /niißo  ijp»  kS  rrmj  i:naN  dki  0-1133  »jöS 
CDnn'ü3i  Dnnrn3  i:nix  iM'3n  iJiS>yn  3niM  S3  c]3ni  U'S^  omSi^  n3iD  lonsjn 
ns'  yy2  unj  D'xayS^  D07nS  dov3nt  a*o>*  nn-^JoaS  a3nn  asosa  iSnn  cjni 
n  ^osSb  p^-j  'H'  lya«  mSrb  D»3n3i  ipnnn  mß-t  an^  aiD3nNi  B'ai7  aanSa 
on'S;;  rysi'pvn  y:nn  iSaj  -»r«  b3vji  pnp-iy  -j^Jß^  t«s:3D  U'nb«  'nSi<i  U'nS« 
»jau'ai  a^airn  Soai  n:vS;;n  n3n3a  n3n3  CDTrhy  p'^m  a^aarn  |a  y\:?ip  ppan 
CD'a7J3  Bn*n«ri  iio3  an^a^  1S3M  )n^Sr  uß^  ib'k  SsSi  u^n^m  pi  3m  f  ixn 
B^aSi;?  ^aSijrS  anS  i&*k  S31  an'ySn  ^xy)^!  an^iyj  a;;  B'pnyS  pßxn  3iü  3nS  i3tm 
«'ar3-!  pa  rK**3  p;;"ja  Ssai  apy  S3a  |i3Tncr*i  pp-jsnn 
">2Kji  -»n»  J31  p^'i  ja?  S3  pfn>'B3  xn^ 


jpflS  aapn  3«  3 


8 
8 


SQtld^ii  ein  jebcr  5Jovfin0cr  an  jebeni  ^eiligen  (3al)bat  nad?  t>em  ®e6ett  für 

t>cn  ^onig,  fo  anfangt:   3)u  ö«»-*'^  d^^ft  ^^^^^  ^^^  ifonigcn  («JJf.  144.  t).  lo.) 

für  bte  Söotfart  l)cr  So  Wtcben  0ta^t  23afe(  unb  il^rer  Angehörigen 

mit  9lnbad)t  ^u  betten  ^au 


b 


(7% 


%6)  J^W/  ®olt  9({trahani»,  3fafä  unb  OaloWl  ü6  bitU  bt(i,  ta§  boA  btine  «armlxtjiflfett  oufrwUen 
über  btin  «Belf  unb  ubtr  bie  6cf)af«  bfintr  SBfibc ;  bena'  beinc  Äinbet  fmb  bet  ©tburt  nab«  gtrommm ,  «« i(l 
aber  feine  Äroft  b«  ju  gebabten.  3(1  mhl  tiViti,  nai  wni  begegnet  /  jemolsi  geboret  »erben  ?  ?1)r4nen  rinnen 
»on  unfern  ^ugen,  unb  ?EBafferbA*e  flieffen  »on  unfern  augenlieb<m  »esen  bet  jerftobrenben  tplage  ber  itoehter 
unfer«  moMi  unb  wegen  allen  Jenen  ©eftbnwben ,  bie  un«  betroffen ;  benn  plö^ifb  ftat  un«  bie  Jpanb  \)ti 
Spttxn  geicftlogen,  fo  wie  baö  Jp«««  unferö  ©otte*  mit  J'euer  »erfüllet  »orben;  €r  ^at  3afob  ber  f  lunbe- 
rung  unb  Sfrael  ben  SÄÄuJem  übergeben,  Jurwa^,  biefe«  ift  com  Jrjerrn  gefdwfeen,  bcnn  wir  babtn  roiber 
ibn  gefünbiget.  Slber  gelobet  im  ber  ^err ,  ber  feine  S}vä>  unb  2:reue  «n«  nid)t  gonj(id)  entjogen ,  fonbern 
nnö  ©unjl ,  ®nabe  unb  ?5armberjtg!ett  »erfcf)tttfet  bep  ben  €rla«<f)ten  unb  Seifen  ^auptem  unb  SJorftebem/ 
hm  ^e^  <|Jrofeiror«n  unb  IpfarrberreU/  be»)  ben  5?omebmen  unb  (Sertngen/  bep  ben  frommen  grauen,  beu  ben 
Onngttngen  unb  Swgftauen,  ber  f)orf)b<riibmten  ©tobt  unb  £anbf*aft  ^afel,  roelcftc  ber  2lUer&od)|!e  fejl 
grünben  «öde/  «men:  Unftbulb  unb  auditfd^offenbeit  tft  vor  i^rem  ^brone;  ©nabe  unb  ^ormberjtgrcit 
oor  ibr«  g)raie(l4t.  SBenn  rcir  ti  «u«iufprerf)en  unternommen/  »urben  xm  <i  nidbt  erjiblen  tonnen; 
benn  fte  machten  fic^  ouf  un«  ^u  l^elfcn  in  ber  Äraft,  bie  ®ott  ben  ©tarfen  »etleibt;  fle  öfneten  un<  ibrc 
Sriebenöbutten  unb  retteten  une  au«  ber  J5)anb  aller,  W  auf  un«  lauerten;  fle  nabmen  un«  ouf  in  ihre  ^öfe 
unb  yaUa(le;  »br  ®olb  unb  Oilber  lieffen  fic  ben  betrübten  armen  unb  ^ebürfttgen  jufliefreni  i^r  Srob 
gaben  fie  ben  Jpungrigen  unb  Jiurftigen  mit  boJbem  ?»ltcfe;  faben  fle  <5lacfenbe,  fo  befleibeten  fte  btefelben: 
\)\t  muben  ^önbe  ftatften  fic  unb  befeftigten  bie  roonfenben  Änie.  O  ^err,  unfer  unb  unfrer  2Jater  ©otf. 
lof  bir  foldje:«  wobt  gefallen;  ba«  31Umofen  unb  i<ii  ®ute,  fo  ße  unsS  erwiefen/  fomme  »or  bi*;  fiebe  auf 
fie  b^mieber  owi  bem  S?immt\,  beiner  ^eiligen  gßobnung;  uberfdjutte  fle  mit  «Segen  mi  beiner  erhabenen 
@egeniftDe,  mit  bem  Jlb«»^  ^^  ^immel^  unb  ber  Jettigfeit  ber  (£tbe,  mit  reidxm  ©orrqtbe  an  Äom  unb 
SEBein;  esJ  gelinge  ihnen  burc^  V\^  alle«,  »a4  fie  »ornefimen;  laf  fte  ibre  Jage  wohl  unb  i^rc  3abre  ange« 
nebm  jubringen  i  »urbige  fie  famr  ihren  5ßeibern ,  Äinbem  unb  ollen  ibren  angeborigen  be«  reiben  ®uten , 
"bgii  ben  frommen  auf  ewig  beüimrat  ift;  befreoe  unb  erlofe  fte  oon  aller  g?otb  unb  oUen  böfen  Äronfbeiteni 
Oa ,  ber  ^err  be«  JpimmeW  feo  ibre  @tüfec  ju  oUer  3«t  nnb  ©tuube '.  5flun  alfo  fei)  li  fein  SEBoblgefaUen 
unb  wir  fpretheu  amen ' 


C 


SSdftl  grkrudt  (ti)  SBdbeint  i)ao.i    t<m  6oi}n»/  im  }iudfhn»iuitl)  1789. 


.^u^oor^ 


—    37    — 

Von  der  ersten  Ankunft  der  Verfolgten,  die  über 
Allschwil,  Sehönenbuch  oder  durch  das  Leimenthal  ge- 
flüchtet waren,  berichtet  der  Landvogt  von  Mönchenstein: 

Gestern  Abends  um  10  Uhr  kam  ein  Dragoner  von 
Binningen  mit  der  Anzeige,  dass  sehr  viele  aus  der  Nach- 
barschaft vertriebene  Juden  familien  ins  Wirtshaus  zum 
Loewen  in  Binningen  und  im  Neuen  Bad  in  den  aller- 
elendesten  Umständen  angekommen  seyen  und  dass  M. 
Gn.  H.  Herr  Harscher  und  sämtl.  Badegäste  gebetten, 
ihnen  von  Binningen  diese  Nacht  eine  Wacht  zu  geben, 
indem  sie  beförchten,  dieses  rasende  Volk  möchte  die 
Juden  bis  dorthin  verfolgen  und  ihre  Wut  noch  an  ihnen 
ausüben.  Auf  dieses  ermangelte  ich  nicht  den  Befehl 
zu  geben,  dass  12  Mann  mit  Ober-  und  Untergewehr, 
scharf  geladen  und  mit  scharfen  Patronen  versehen, 
diese  Nacht  die  Wacht  dort  halten  sollen;  auch  insofern 
diese  wütenden  Leute  sich  erfrechen  würden,  Gewalt 
gegen  dem  Badhaus  zu  gebrauchen,  sie  ohne  weiteres 
solche  mit  Gegengewalt  abtreiben  und  unter  sie  schiessen 
sollen.  Diese  armen  Judenfamilien  aber  sollen  auf  heute 
weiters  geschickt  werden. 

Dieses  ist  also,  was  ich  nicht  habe  ermangeln  wollen 
alsbald  anzuzeigen  und  ferneren  Befehl  hierüber  zu  er- 
warten. 

Soeben  kommt  Johannes  Stöcklin,  der  Geschworene, 
von  Benken  mit  der  Anzeige,  dass  auch  eine  Rotte  böser 
Buben  die  Juden  aus  Hagenthal  vertrieben  und  dass 
sich  dieselben,  bey  30  an  der  Zahl,  klein  und  grosses, 
mit  ihren  geretteten  Habseligkeiten  auf  Benken  ge- 
flüchtet, auch  sie  aus  Fürsorg  die  letzte  Nacht  ihre 
Wacht  in  Biel  und  Benken  bis  auf  30  Mann  verstärkt 
haben,  alles  aber  still  und  ruhig  abgeloffen  sey.  Die 
Gemeind  Biel  und  Benken  wünscht  also  von  Ew.  Gnaden 
zu  vernehmen,  wie  sie  sich  wegen  dieser  armen  Juden 
und  ihren  geretteten  Sachen  zu  verhalten  haben.  Nach 
eingezogenen  Berichten  sollen  von  diesen  wütenden 
Leuten  einige  von  Volkespurg  seyn,  und  mit  Wägen  auf 
Hagen thal  kommen,  denen  die  Hagenthaler  Bauern,  we- 
gen Gewalt,  nicht  widerstehen  konnten. 
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Ueber  Alles  Ew.  Gnaden  hohe  Willensmeinung  er- 
wartend, habe  die  Ehre  mit  aller  Ergebenheit  zu  seyn. 
E.  Gn.  untertänig  gehorsamster  Diener 
Schloss  Mönehenstein,  d.  29  July  1789. 

Niclaus  Muntziger 

Obervogt. 

Die  Regierung  befahl  die  sofortige  Anhandnahme 
einer  Hilfsaktion;  die  Tore  wurden  den  Juden  geöffnet 
und  eine  Kommission  ernannt,  die  alles  Nötige  verfügen 
sollte.     Sie  berichtet: 

Den  von  Euer  Gnaden  unterm  1.  dies  erhaltenen 
Auftrag,  die  aus  dem  Sundgau  hieher  geflüchteten  un- 
glücklichen Juden  in  Auf  siebt  zu  nehmen,  und  deren 
Arme  zu  unterstützen,  haben  wir  auf  folgende  Art  best- 
möglichst befolgt: 

Denen  Vornehmsten  unter  ihnen  wurde  gleichen 
Tags  Euer  Gnaden  Willensmeinung  eröffnet  mit  dem 
Befehl: 

1*^  Ein  Verzeichnis  der  allhier  Befindlichen  zu  verfer- 
tigen, und  wo  dieselben  einquartiert? 

2°  Ob  und  was  für  Kranke  unter  denselben"? 

3^  Die  Bedürftigen  besonders  zu  bemerken. 

4**  Dass  sie  sich  des  Betteins  zu  enthalten,  und  ruhig 
im  Quartier  verbleiben. 

5®  Täglich  Berichte  einzuziehen,  ob  und  wann  selbige 
sicher  nach  Hause  kehren  können? 

Beiliegende  Verzeichnisse  erhielten  Sonntag  Abends, 
von  Ober-  und  Niederhagenthal,  Dürmenach,  Blotzheim, 
Buschweiler  und  Hägenheim,  zufolg  welcher  sich  708 
Köpfe  allhier  befanden,  unter  denen  gegen  300  arme 
Hilfsbedürftige,  denen  Montag  Morgen  zum  ersten  Mal 
Mehl  und  Brod  ausgeteilt  worden,  und  bis  gestern  con- 
tinuiert  wurde.  Sechszehn  Kranke  wurden  in  die  Her- 
berg gebracht  und  allda  verpflegt.  Sie  verhielten  sich 
ruhig  und  höchst  dankbar,  enthielten  sich  anfänglich 
des  Bettlens,  wurden  aber  durch  die  allzugrosse  Guttätig- 
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keit  der  E.  Burgerschaft  verwöhnt  und  bettelten  auf  die 
letzt  ohne  Scheue. 

Schon  Mittwoch  erhielten  wir  die  gute  Nachricht 
von  Hagenthal  und  Buschwiler,  dass  die  Juden  sicher 
nach  Hause  kehren  könnten;  wir  glaubten  es  seye  aller- 
orten ebenso  richtig,  und  ermahnten  sie  zur  Abreise. 
Viele  giengen  noch  gleichen  Tags;  zu  unserm  Erstaunen 
aber  kamen  Donnerstags  die  Dürmenacher  zurück,  die 
man  mit  heftigen  Drohungen  abgewiesen.  Diese  Hin- 
ternus  hörte  aber  mit  Ende  der  Woche  auch  auf,  sodass 
dermalen  nur  noch  wenige.  Vermögliche,  allhier  befind- 
lich, die  nun  ihr  Geld  zehren.  Die  Bettelnden  werden 
nach  beschehener  Warnung  zum  Thor  hinausgeführt. 

Der  Aufwand  besteht  in: 

20  Sack  Korn  ä  6  Pf d Pfd.  120.  — .  — 

10  Sack  Roggen  ä  9  Pf d »       90.  — .  — 

Medizinische  Hülf »       18.    3.    4 

Besorgung  der  Kranken »       14. 10.  — 

Belohnungen »         5.  — .  — 

Pfd.  247. 13.    4 
Daran  erhielt  der  Herbergmeister 

von  einem  Freund »       13.    6.    8 

Rest  Pfd.  234.    6.    8 

Der  Rest  von  obigem  Mehl  wird  in  der  Arbeitsan- 
stalt verbraucht. 

Aus  Obigem  ersehen  Euer  Gnaden,  dass  wir,  ohne 
Jemand  Mangel  leiden  zu  lassen,  mit  der  möglichsten 
Oeconomie  zu  Werke  gegangen. 

Die  Mitglieder  unseres  Collegii  bestrebten  sich,  so 
viel  wie  möglich  in  den  Quartieren  gute  Ordnung  unter 
den  Juden  zu  halten,  und  da  nun,  Gott  sey  Dank,  alles 
glücklich  vorbei,  so  sind  wir  sehr  vergnügt,  wenn  Euer 
Gnaden  mit  unseren  Verrichtungen  zufrieden,  und  wün- 
schen dass  die  Judenschaft  nun  auf  altem  Fuss  wieder 
in  die  Stadt  gelassen  werden  möchte,  mit  der  Anzeige 
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unter  den  Thoren,  dass  sie  sich  des  Bettlens  enthalten, 
und  E.  E.  Burgerschaft  nicht  weiters  beschwärlich  fallen. 

Die  wir  mit  aller  Hochachtung  verharren 
Euer  Gnaden 
Gehorsamste  Miträth  und  Burger 

Die  Verordneten  zur  Collect. 

Basel,  11.  August  1789. 

Die  Verjagten  verteilten  sich,  laut  oben  erwähnten 
Listen,  wie  folgt: 


115  wovon     35  arm. 
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Darunter  befand  sich  die  Familie  des  Kabbiners  von 
Hagenthal,  ebenfalls  als  unterstützungsbedürftig  verzeich- 
net. Eine  Kindbetterin  wird  angeführt  und  gegen  20  Ver- 
wundete. 

Mit  dieser  Hilfeleistung  hatte  es  aber  nicht  sein  Be- 
wenden. Die  Regierung  fahndete  eifrig  auf  die  Misse- 
täter, welche  den  Aufruhr  inszeniert  hatten. 

Sehr  wahrscheinlich  hatte  man  in  der  Nähe  der  Tore 
Juden  aufgestellt,  die  die  Räuber  kennen  mussten.  Es 
wurden  deren  etwa  12  verhaftet.  Bei  der  Frage,  warum  sie 
im  Turm  seien,  lautet  die  stereotype  Antwort:  «ich  weiss 
es  nicht.  Als  ich  in  die  Stadt  kam,  zeigte  eine  Jüdin  (oder 
ein  Jude)  auf  mich,  und  behauptete,  ich  sei  auch  dabei  ge- 
wesen. Hierauf  wurde  ich  verhaftet;  bin  aber  sicher  un- 
schuldig». 

Keiner  hatte  mitgeholfen;  nur  zufälligerweise  waren 
sie  dabei  und  hatten  blos  zugeschaut  oder  im  schlimmsten 
Falle  vom  Judenwein,  der  in  Zubern  herumgetragen  wurde, 
getrunken. 
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Einige  dieser  Subjekte  wurden  in  Bottmingen,  wo  sie 
sich  sieher  glaubten,  verhaftet.  Sie  sagten  gleichlautend 
aus,  sie  hätten  dort  wollen  helfen  das  Emd  einzubringen; 
wurden  aber,  in  einer  Scheune  versteckt  und  schlafend, 
ertappt. 

Ein  typisches  Beispiel  liefert  das  Verhör  des  Gallus 
ßuchmann : 

«Nach  diesem  wurde  Gallus  Buchmann  von  Volkes- 
purg,  27  Jahre  alt,  seiner  Profession  ein  Küfer,  verhei- 
ratet und  Vater  dreyer  Kinder,  vorgeführt  und  bespro- 
chen wie  folgt: 

Frage:  Warum  er  sich  gegenwärtig  in  Verhaft  be- 
finde und  wo  er  arretiert  worden? 
Antwort:  Letzten  Freitag  Mittag  sei  er  mit  Gallus  und 
Jacob  Weber  nach  Bottmingen  gekommen, 
woselbst  sie  in  des  IJrech  Haus  eine  Suppe  be- 
stellt haben.  Als  sie  mit  dieser  Suppe  fertig 
gewesen,  haben  sie  sich  ein  wenig  aufs  Heu 
niedergelegt  um  auszuruhen,  und  darauf  seien 
sie  von  den  Bauern  des  Dorfes  als  verdächtig 
angesehen  und  gefänglich  hiehergebracht 
worden. 
Frage:  Wo  sie  des  Montags  gewesen? 
Antwort:  Den  ganzen  Tag  auf  der  Arbeit  bis  den  an- 
dern Abend. 
Frage:  Was  am  Dienstag  Abend  hernach  vorgegan- 
gen? 
Antwort:  Es  seien  eine  ganze  Menge  Leute  von  Michels- 
bach, Ranspach,  Bettlach,  Fiesslach,  Wenz- 
weiler,  Neuweiler,  Lutter  und  anderen  umlie- 
genden Dörfern  zu  ihnen  ins  Dorf  gekommen 
und  haben  sie,  die  Folkerspurger  geheissen 
mitgehen,  da  sei  er  auch  mitgegangen  und 
nach  Hagenthal  gekommen,  allwo  diese  Leute 
an  den  Juden  grausame  Gewalttätigkeiten 
verübt  und  ihren  Hausrat  und  Sachen  teils  zer- 
schlagen, teils  genommen.  Er  sei  in  seines 
Schwagers  Jacob  Fuchten,  des  Küfers  Haus 
gegangen,  allwo  zween  Juden  sich  mit  ihren 
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Frage: 


Antwort ; 


Frage: 


Betten  und  Hausrat  geflüchtet  hatten.  Bei 
diesen  Leuten  sei  er  die  ganze  Nacht  gewesen, 
welche  ihm  diesen  Jammer  erzählt  haben.  Er 
aber  habe  sich  bei  seinem  Schwager  ganz  still 
gehalten.  Mittwoch  Morgens  um  Bättzeit  sei 
er  wieder  nach  Haus  gegangen  und  um  Mittag 
wieder  nach  Hagenthal  gekommen.  Da  sei  der 
Lärmen  wieder  noch  ärger  als  zuvor  angegan- 
gen, indem  noch  mehrere  Bauern  dazu  gekom- 
men, welche  denen  Juden  die  von  der  gestrigen 
Plünderung  noch  übrig  gebliebenen  Habselig- 
keiten genommen  und  ihre  Wohnung  zerstört 
haben,  wobei  er  aber  keine  Hand  angelegt, 
sundern  nur  mit  einigen  Bekannten  in  den 
Judenkellern  Wein  getrunken  habe.  Auf  den 
Abend  haben  sie,  die  Folkenspurger  auf  4  Wä- 
gen die  den  Juden  geraubten  Sachen  fortge- 
führt, wovon  er  ein  Känsterlein  und  eine  Bett- 
lade, welche  die  Bauern  zerschlagen  wollten, 
genommen  und  auf  einen  Wagen  geladen 
habe;  jedoch  mit  dem  Vorsatz,  falls  jemand 
die  Sachen  reclamiere,  so  wolle  er  sie  wieder- 
erstatten. Aus  andern  Dörfern  seien  noch  meh- 
rere Wägen  da  gewesen.  Ausser  dem  bereits 
erzählten  habe  er  sonst  an  diesen  Ausschweif- 
ungen keinen  Anteil. 

Ob  er  für  seine  Person  bei  diesen  Käubereien 
sonst  nichts  genommen  als  das  Känsterlein 
und  die  Bettlade*? 

Nein,  sonst  gar  nichts,  und  dieses  sei  er,  wie 
gesagt,  jederzeit  bereit  wieder  zurückzugeben 
und  den  Schaden  zu  ersetzen. 

Ob  er  auch  dabei  gewesen,  als  die  rasenden 
Bauern  den  Juden  ihre  Schriften  zerrissen  und 
verbrannt*? 


Antwort :  Er  sei  eben  nicht  auf  dem  Platz  dabei  zugegen 
gewesen,  sondern  habe  nur  aus  dem  Fenster 
zugesehen,  wie  man  aus  eines  Juden  Haus  Pa- 
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piere  auf  die  Strasse  geworfen,  und  hernach 
zerrissen  habe. 

Frage:        Ob  er  nicht  auch  an  einige  Juden  schuldig  seil 

Antwort:  Ja,  einem  Feifei  Dreyfus,  Götschels  Sohn,  zu 
Hagenthal  noch  2  Ganttermine  so  gegen  2 
Louis  d'or  ausmache.  Ferner  dem  Fromel 
Bernheim  circa  12  Livres  und  dann  einem  Ju- 
den von  Buschwiler,  Fohle  genannt,  1  Louis 
d'or  für  ein  jung  Stierlin. 

Frage:  Was  hernach  am  Mittwoch  Abends  ferner 
passiert  I 

Antwort:  Sie  seien  mit  4  Wägen  nach  Haus  gefahren, 
all  wo  nichts  weiter  vorgefallen. 

Frage:        Was  denn  den  andern  Tag  noch  geschehen  sei? 

Antwort:  Am  Donnerstag  Mittag  sei  er  wieder  nach  Ha- 
genthal gegangen,  allwo  aber  keine  weiteren 
Excesse  begangen  worden,  da  sei  er  zu  seinem 
Schwager  gegangen  und  auf  den  Abend  wie- 
der heimgekommen. 

Frage:  Was  ihn  bewogen,  am  Freitag  nach  Bottmin- 
gen  zu  gehen? 

Antwort:  Es  habe  in  ihrem  Dorf  verlautet,  es  seien  Trup- 
pen angekommen  und  werden  alle  die  so  in 
diesen  Unruhen  verwickelt  gewesen,  auffan- 
gen, da  sei  er  mit  den  Gebrüdem  Weber  um 
seiner  Sicherheit  willen  von  Haus  weg,  und 
nach  Bottmingen  gekommen,  allwo  sie  in  der 
Emt  Arbeit  gesucht  haben. 

Frage:  Ob  er,  Inguisit,  bei  dieser  Meuterei  bewaffnet 
gewesen  oder  einen  Prügel  geführt? 

Antwort:   Nein. 

Vorgehalten:  Wie  er  diesen  Frefel  vor  Gott  und  seiner 
Obrigkeit  verantworten  wolle? 

Antwort:  Es  sei  ihm  herzlich  leid,  dass  er  in  diesen  Jam- 
mer mitverwickelt  worden,  er  sei  auch  bereit, 
das  Genommene  wieder  zu  erstatten,  und  bitte, 
dass  der  hiesige  Löbl.  Magistrat  bei  seiner 
Herrschaft  ein  gütiges  Fürwort  für  ihn  ein- 
legen und  mit  seiner  unschuldigen  Frau  und 
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kleinen  Kindern,  Mitleiden  tragen  möchten, 
indem  er  künftig  mit  Gottes  Hilfe  als  ein  ehr- 
licher Mann  von  seiner  Handarbeit  sich  und 
die  Seinen  ernähren  und  nimmermehr  eines 
Andern  Eigentum  begehren  werde. 

Frage:        Ob  er  noch  etwas  beizufügen  habe? 

Antwort:   Nein. 

Vorgelesen  und  bestätigt  und  Inquisit  wieder  ver- 
wahrt. 

(Verrichtung  der  Herren  VII  5.  Aug.  1789.) 

Zur  Aburteilung  der  zahlreichen  Missetäter  war  ein 
ausserordentliches  Gerieht  bestellt,  das  in  Altkirch  tagte. 

Der  Vorsitzende  desselben  war  Weisborn,  der  an  den 
Bürgermeister,  im  September  1789,  den  Verlauf  des  Pro- 
zesses folgendermassen  mitteilte: 

J'ai  l'honneur  de  m ander  ä  vos  Excellences  que  le 
7  Aoust  dernier  je  fus  envoye  en  cette  ville  par  ordre  du 
Commandant  et  du  Conseil  d'Alsace  pour  instruire  le 
proces  aux  brigands,  qui  ont  devaste  le  Sundgau. 

De  107  accuses  il  y  en  a  9  de  juges,  38  mis  en  liberte, 
28  prisonniers  et  32  contumaces.  Comme  voisin  des  vos 
Excellences,  je  croyrais  manquer  ä  mon  devoir,  si  je  vous 
laissais  ignorer,  Messieurs,  Pobjet  de  ma  mission  et  le 
succes  de  mes  Operations  qui  ont  de  ja  eu  leur  effet,  par 
Fexecution  de  2  jugements  que  j'ai  l'honneur  de  vous 
envoyer  ci- Joint. 

Je  ne  quitterai  pas  ces  contrees,  Messieurs,  sans  avoir 
fait  ma  cour  ä  vos  Excellences  si  elles  veulent  bien  me 
le  permettre. 

Die  Anführer  wurden,  der  Schwere  des  Verbrechens 
entsprechend,  bestraft : 

«Es  hat  Johann  Birgi  und  Fridolin  Pfister  im  Dorfe 
Caspach  mit  dem  Strang  vom  Leben  zum  Tod  gerichtet 
zu  werden,  um  daran  aufgehangen  zu  bleiben;  der  Se- 
bastian Zuger  während  3  Jahren  auf  den  Galeeren  zu 
dienen,  nachdem  er  vorher  der  Hinrichtung  gedachter 
Birgi  und  Pfister  wird  beigewohnt  haben,  um  hernach 
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mit  den  Buchstaben  G.  A.  L.  gebranntmarkt  zu  werden; 
und  Johann  North  während  6  Monaten  eingetürmt  zu 
bleiben,  zu  welchem  End  er  in  das  Gefängnis  von  Colmar, 
indem  jenes  von  Altkirch  mangelhaft  ist,  gebracht  wer- 
den soll». 

Bei  allem  Unglück  durften  die  Opfer  des  Sundgaus 
sowohl  mit  ihrer  Aufnahme  in  Mülhausen  und  Basel,  als 
mit  der  Sühne  zufrieden  sein. 

Aber  die  Gewährung  des  Schutzes  an  die  ausgeraubten 
und  verfolgten  Juden  verursachte  der  Kegierung  jedenfalls 
mehr  Sorgen  als  sie  geahnt  hatte. 

Diejenigen,  die  ihre  Habseligkeiten  oder  gar  Waren 
hatten  in  die  Stadt  flüchten  können,  mussten  einen  sichern 
Raum  dafür  haben.  Das  grosse  Kaufhaus  wäre  die  gege- 
bene Räumlichkeit  hiefür  gewesen,  aber  die  Vorsteher  des- 
selben äusserten  starke  Bedenken: 

Bericht  L.  Kaufhauses  wegen 
einem  Zufluchtsort  für  jüdische  Effecten. 

Die  von  E.  Gn.  im  Laufe  dieses  Herbstmonats  neuer- 
dingen kundgemachte  heilsame  Verordnung  wider  das 
Hausiren  der  Juden,  welche  einige  nötige  Einschrän- 
kungen über  die  Warenlager  der  Judenschaft  unter  an- 
derm  in  sich  enthalten,  veranlasste  bittliche  Vorstellun- 
gen von  Seiten  einiger  in  dem  benachbarten  französ. 
Reiche  sich  aufhaltenden  Handelsjuden,  welche  drin- 
gendst  dahin  gingen,  es  möchte  E.  Gn.  belieben,  ihnen, 
diesen  Juden,  den  bisher  genossenen  Schutz  in  hiesiger 
Stadt,  femer  angedeihen  zu  lassen,  und  folglich  gnädig 
gestatten  werden,  dass  sie  ihre  Waren  und  Habseligkeiten 
allhier  weiter  verwahret  und  verschlossen  auf be waren 
dörfen  bis  Ruhe  und  Sicherheit  in  dem  verwirrten 
Königreich  wieder  Platz  greifen. 

Euer  Gnaden  geruhten  über  diese  untertänige  Bitt- 
schrift zu  erkennen,  dass  Hochdieselbigen  es  allervordrist 
bey  der  unterm  8^^"  dieses  7^^'*^  erneuten  Publication 
durchaus  bewenden  lassen  wollen;  mit  dem  fernem  bey- 
gefügten  Befehl  jedoch,  diese  Supplique  uns  zuzustellen. 
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damit  wir  E.  Gn.  ein  Bedenken  eingeben  mögen,  ob  und 
wie  den  Juden  ein  Zufluelitsort  für  ihre  Effecten  im 
Kauf  hause  angewiesen  werden  könnte. 

So  sehr  wir  uns  in  dieser  hohen  Verfügung  E.  Gn. 
menschenfreundliche  Gesinnung  gegen  eine  unglückbe- 
drängte und  verschmähte  Nation  einerseits  erkennen, 
so  glauben  wir  uns  doch  anderseits,  so  gerne  wir  sonst 
hochderselben  Fingerzeige  als  Befehle  befolgen,  derma- 
len verpflichtet,  E.  Gn.  über  die  vorhabende  Anwendung 
dieser  Gesinnung  einige  ehrerbietige  Vorstellungen  zu 
machen. 

Das  Kaufhaus,  wo  die  in  Frag  liegenden  Effekten 
verwahrt  werden  sollen,  ist  ein  öffentlicher  Ort,  ein  Ort, 
wo  ein  grosser  Teil  hiesiger  Bürgerschaft  öfters  beträcht- 
lich Gut  liegen  hat  und  dasselbe  allda  sicher  glaubt. 
Würde  nun  aber  auch  den  Juden  gleichsam  ein  privile- 
girter  Zutritt  ins  Kaufhaus  zuerkannt,  so  dörften  es  un- 
seres Erachtens  Burger  geben,  die  solches  in  vieler  Kück- 
sicht   nicht   gern   sähen.      Einige,    die    den   Juden   nie 
trauen,  könnten  für  ihr  selbsteigenes  Eigentum  besorgt 
seyn,  der  weitmehrere  Teil  Bürger  aber  würde  sich  ge- 
wiss darüber  aufhalten,  wenn  Juden,  denen  Hausieren 
so  streng  und  ganz  neu  verboten  worden,  nunmehr  sogar 
durch  obrigkeitliche  Hülfe  sollten  Mittel   finden,   ihre 
Waare  hier  zu  lagern.     Freylich  wird  E.  Gn.  Willens- 
meinung nie  gewesen  seyn,  das  Hausieren  durch  die  Ge- 
stattung eines  Zufluchtsortes  zu  begünstigen,  allein  wie 
schwär  würde  es  nicht  zu  verhüten  seyn,  dass  nicht  im- 
merhin wieder  einiger  Schleichhandel  aufkäme,  zumalen 
dem  Juden   doch  nicht   vollkommen  untersagt   werden 
könnte,  von  seinen  auch  allenfalls  verschlossenen  Effek- 
ten das  eine  oder  andere  von  Zeit  zu  Zeit  zu  entheben. 
Die  Besorgung  dieser  Verwahrung  würde  ferner  im 
Kaufhaus  Schwierigkeiten  haben,  welche  dieselbe  fast 
ganz  ohnmöglich  machet.     Die  Kaufhausbeamten  sind 
mit  Amtsgeschäften  hinlänglich  beladen,  es  würde  ihnen 
äusserst  beschwärlich  fallen,  zu  jeder  Zeit  bey  der  Ver- 
wahrung oder  Entäusserung  der  jüdischen  Effecten  ge- 
genwärtig zu  seyn  oder  nur  Verzeichnisse  zu  führen,  und 
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sollte  es  gar  die  Meynung  haben,  als  ob  die  ihnen  oblie- 
gende Garantie  sieh  auch  auf  diese  Sachen  erstrecken 
sollte,  so  könnte  ohne  förmlich  vorhergehendes  Ver- 
kommnis  mit  der  Judenschaft  und  darüber  gegenseitige 
zu  gebende  Erläuterungen,  mit  Fug  solches  den  vermel- 
deten Kaufhausbeamten,  nach  unserm  Erm^essen,  nicht 
zugemutet  werden. 

üeberdies  kommt  nun  aber  auch  das  Locale  in  Be- 
trachtung. Die  leeren  Plätze  im  Kaufhaus  sind  jeweilen 
in  der  Messe  einem  Kaufhausschreiber  zu  verlehnen 
zugestanden,  und  hauptsächlich  wird  der  vorrätige  Raum 
sehr  oft  dazu  gebraucht,  um  vernetzte  oder  beschädigte 
Güter  geziemend  zu  trocknen  und  zu  besorgen,  welches 
dann  alles  bey  Abgebung  eines  Platzes  an  die  Juden- 
schaft, zum  Nachteil  des  hiesigen  handelnden  Publici, 
nicht  mehr  so  zweckmässig  beschehen,  und  sehr  vermut- 
lich zuletzt  gar  nicht  mehr  vor  sich  gehen  könnte.  Zu- 
malen  durch  die  erste  Gestattung  eines  solchen  Platzes 
im  Kaufhaus,  mehrere  andere  Juden  in  der  gleichen 
Lage  und  mit  den  nemlichen  Gründen  wahrscheinlich 
ähnliche  Begünstigungen  erhalten  dürften,  wofür  dann 
aber  der  grosse  Raum  des  Kaufhauses  dennoch  baldigst 
viel  zu  klein  und  der  Sorge  mehr  werden  könnte,  als  man 
sich  dessen  erwartet. 

In  diesen  Rücksichten  sind  wir  daher  einmütig  auf 
den  Gedanken  gefallen  E.  Gn.  anzuraten,  wenn  hochdie- 
selben  dienlich  finden  der  gedrückten  und  mitleiderre- 
genden Judenschaft  mit  Hülfe  zu  begegnen,  ob  nicht 
statt  dem  Kaufhaus  an  einem  andern  Ort  eine  glück- 
lichere Gelegenheit  zu  der  Niederlage  sothaner  Effecten 
ausfindig  gemacht  werden  könnte. 

Wir  stellen  aber  darüber  die  weite  Verfügung  E. 
Gn.  hohem  Gefallen  vollkommen  anheim  und  verharren 

Hochachtungsvoll 

E.  Gn.  gehorsame  und  untertänige 

Vorgesetzten  des  Kaufhauses. 

2.  Okt.  1790. 
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Klingt  schon  aus  diesem  Gutaeliten  ein  mitleidiger 
Ton,  so  ist  dies  noch  in  erhöhtem  Masse  der  Fall  in  nach- 
folgendem Gesuch.  Allerdings  haben  die  Petenten  ein 
Interesse  an  der  Gewährung  desselben;  aber  die  Art  und 
Weise,  wie  von  den  bedrängten  Juden  überhaupt  gespro- 
chen wird,  ist  bemerkenswert. 

Wann  die  Gebrüder  Picard,  Handelsjuden  von  Ha- 
genthal E.  Gn.  wehemütig  vorgestellt  haben,  dass  sie  in 
dem  Jahr  1789  von  den  Sundgau-Bauren  gestürmt,  c.  v. 
bestohlen  und  beraubt  worden,  so  ist  solches  durch  die 
Grossmut  und  die  Menschenliebe  bekannt  und  besieglet, 
welche  Hochdiesel ben  dem  äusserst  bedrängten  Volk,  so 
viel  sich  von  demselben  um  Eettung  und  Schutz  ange- 
fleht —  gütigst  haben  gedeihen  lassen.  Eben  diese 
Wahrheit  ist  es,  dass  die  hiesigen  Creditoren  beider 
Picard  sich  ihrer  Forderung  halb,  mittelst  eines  mit 
ihnen  getroffenen  Vergleichs  dazu  verstanden  haben 
50  %  oder  die  Hälfte  zu  ihrer  Befriedigung  in  3  Jahres- 
terminen jedesmal  in  der  Mess  zahlbar,  anzunehmen. 
Das  erste  ist  vor  einem  Jahr  richtig  abgeführt  worden, 
das  zweite  verfällt  nun  in  der  nächst  bevorstehenden,  zu 
welcher  Zeit  diejenigen,  welche  auf  Borg  Waaren  von 
ihnen  empfangen,  Zahlung  leisten  sollen.  Nur  auf  die- 
ser Bedingung  ruhet  die  Erfüllung  der  gegen  uns  ein- 
gegangenen Verbindung;  folglich  sind  alle  Schwierig- 
keiten die  ihnen  gemacht  werden,  nämlich  ein  Magazin 
zu  halten,  von  ihren  Debitores  das  geborgte  einzunem- 
men  und  frische  Waare  hinzugeben,  zu  viele  Hindernisse, 
um  mit  dem  3.  Termin  zu  unserer  Befriedigung  zu  ge- 
langen. 

Der  auf  diese  armen  Leute  gefallene  Sturm,  deren 
längst  bewährte  Kechtschaf fenheit,  verdient  in  verschie- 
dener Betrachtung  ein  allgemeines  Mitleiden,  in  der 
Ueberzeugung  einerseits,  dass  sie  durch  unbestraft  ge- 
bliebene Käubereyen  vieles  eingebüsset  und  anderseits 
noch  weit  mehr  eingebüsst  haben,  dass  sie  bey  den  jetzi- 
gen verwirrten  Zeitenvorständen  zur  Betreybung  ihrer 
in  dem  Land  habenden  Schuldforderungen  weder  Richter 
und  noch  weniger  Executionen  der  gerechtesten  Urtheile 
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antreffen.  Es  ist  also  ganz  ausgemacht,  dass  ohne  eine 
gütige  hochoberkeitliehe  Einsicht,  wir  den  Ausstand  un- 
serer Forderungen  ganz  fahren  lassen  müssen,  und  ihr 
Credit  vollständig  gestürzet  seye,  folglich  ihre  Begünsti- 
gung uns,  sowie  ihnen,  zum  Nutzen  und  Vorteil  gereichen. 

Eines  finden  wir,  dass  wann  ältere  Verordnungen 
gegen  das  Halten  der  Warenlager  der  Juden  ausgegan- 
gen und  den  damaligen  Zeiten  angemessen  waren,  selbige 
in  Rücksicht  der  jetzigen  und  der  Lage  in  welcher  sich 
dieses  Volk,  seiner  Verfolgungen  halb,  schmachtet,  auf 
eine  mehrere  Nachsicht  einigen  Anspruch  zu  machen 
habe. 

Uebrigens  sind  diese  Handlungs Juden,  die  das  Pfund 
Zoll  erstatten,  ihren  Handel  ausserhalb  treiben  und  — 
des  Hausierenshalb  aller  darauf  gesetzten  Strafe  wiDig 
sich  unterwerfen  —  denen  Stadteinkünften  mehr  vor- 
traglich seyn,  als  schädlich,  dergestalten,  dass  wir  solche 
zu  einer  hochoberkeitlichen  Milde  und  Gnade,  und  dass 
ihnen  in  einem  Hause  in  der  Statt  ein  Waarenlager  ge- 
duldet und  gestattet  werden  möge,  bestens  zu  empfehlen. 

Das  Schiksal  dieser  wie  anderer  Menschen  ändert 
sich.  Es  wird  nicht  immer  Zürnen  und  Schlagen,  und 
von  dieser  Betrachtung  schöpfen  wir  die  Hoffnung,  dass 
E.  Gn.  sich  zur  Milde  gnädigst  entschliessen  werden. 

In  tiefster  Ehrfurcht  verharrend 

Euer  Gnaden  untertänigste  Burger 

Creditoren  der  Gebrüder  Picard. 

B  a  s  e  1 ,  23.  Okt.  1790. 

Daniel  Frischmann.  ppa.  Merian  Älter, 
Benedikt  Bischoff.  J-  J-  ^'^üh. 

Gebrüder  Merian.  VonderMuhll  u.  Söhne, 

ppa.  Daniel  Merian,  R.  Ritter. 

A.  Lotz  Jr.  Nikolaus  Harscher  u.  Sohn. 

Battier  zum  Pfau.  Johannes  u.  Samuel  Ryhiner. 
Johannes  Sarasin  u.  Sohn.     Nicol.  de  Reinhard  Harscher. 
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Nun  fegte  der  Sturm  der  Revolution  in  Frankreich, 
die  Vorrechte  gegen  die  Juden  weg.  Trotz  ihrer  Mängel, 
trotz  der  Einsprache  des  Elsasses,  siegte  der  Gedanke  der 
Gleichheit. 

«Ni  les  efforts  des  Deputes  d'Alsace,  ni  les  petitions 
et  adresses  envoyees  de  cette  Province  a  l'Assemblee 
Nationale,  n'empecherent  celle-ci  d'accorder  les  droits  de 
citoyens  aux  Juifs  d'Alsace  par  le  Decret  du  13  No- 
vembre  1791». 

(Hoffmann,  l'Alsace  au  XVIIF^^  Siecle.) 

Es  war  also  die  Nationalversammlung,  und  nicht  Na- 
poleon —  wie  vielfach  irrtümlich  angenommen  wird  — ,  die 
den  Juden  die  bürgerliche  Gleichberechtigung  gab. 


Viele  Juden  konnten  sich  noch  nicht  in  die  neue  Ord- 
nung finden,  zeigten  sich  ihrer  nicht  würdig. 

Es  verging  stets  nur  geringe  Zeit  bis  die  Verordnungen 
wegen  des  verbotenen  Hausierens  erfrischt  wurden.  Manch- 
mal geschah  dies  zwei  Mal  im  Jahre.  Aber  ohne  die  ge- 
wollte Wirkung. 

Ein  Beispiel: 

Rapport  wegen  Äron  Ähraham  und 

Gehrüder  Picard  von  Hagenthal,  wegen  unerlaubtem 

Hausieren  mit  Waaren. 

Mons.  Merelli,  ein  im  Kopf  hier  logierender  italiäni- 
scher  Zahnarzt,  ist  vorgestern  zu  mir  gekommen  und  hat 
mir  klagend  angezeigt,  wie  dass  als  er  des  nehmlichen 
Tages  über  den  Kornmarkt  ging,  iline  ein  Mann  beym 
Eock  gezupft,  und  gefragt,  ob  er  eine  ßepetieruhr  kau- 
fen wolle.  Gesagter  Merelli  sey  über  die  Art,  auf  der 
öffentlichen  Strasse  handelswegen  angehalten  zu  werden, 
etwas  verwundert  gewesen  und  habe  dem  Manne,  welcher 
ein  Jud  von  der  Ragion  Aron  Abraham  u.  Gebr.  Picard 
von  Hagenthal  ist,  trotzig  geantwortet,  er  brauche  keine 
Uhr,  er  habe  solcher  schon  2  oder  3.  Der  Jud,  der  sich 
auf  diese  Rede  nicht  habe  abschrecken  lassen,  habe  ihn 
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dennoch  gefragt,  wo  er  logiere,  worauf  ihme  der  Italiener 
gesagt,  dass  er  sich  hier,  im  Wirthshause  zum  Kopf  auf- 
halte. Der  Jud  sey  alsdann  mit  noch  andern  seiner  Ca- 
meraden  dorthin  gekommen  und  da  der  Zahnarzt  nicht 
gleich  zu  Hause  war,  haben  die  Juden  ziemlich  lang  auf 
ihn  gewartet.  Als  nun  der  Zahnarzt  nach  Hause  gekom- 
men, haben  sie  ihme  Mousseline  angeboten:  der  Italiener 
Hess  sich  hierauf  bereden,  von  den  Juden  gegen  eine  alte 
goldene  Uhr  und  einen  Ring,  von  dieser  Waare  tausch- 
weise einzuhandeln. 

Die  Juden  schlugen  dem  Italiener  den  Stab  zu  L.  12 
an,  worauf  der  Fremde  10  L.  mit  dem  Beding  darauf  ge- 
boten, wenn  der  Mousseline,  nachdem  er  ihn  habe  besich- 
tigen lassen,  dieses  Geld  wert  seye.  Der  Handel  geschah 
also  und  die  Juden  gaben  dem  Italiener  32  Stab  Mous- 
seline; der  Fremde  hingegen  den  Juden  eine  alte  goldene 
Uhr,  einen  Ring  und  10  Nthr.  an  baarem  Gelde.  Auf 
das  hin  zeigte  der  Fremde  den  Mousseline  einem  hiesigen 
Herrn,  der  diese  Waare  versteht  und  erhielt  den  Bericht, 
dass  dieser  Mousseline  höchstens  3,  4  bis  5  livres  de  france 
werth  seye.  Also  war  die  Waare  zum  Wenigsten  ums 
halbe  zu  hoch. 

Diesen  Vorfall,  welcher  einem  Betrug  sehr  ähnlich 
sieht,  nahm  ich  die  Freyheit  Euer  Gnaden  und  Weishei- 
ten anzuzeigen,  und  da  die  Juden  laut  schon  mehr  Malen 
ergangener  Rathserkanntnissen  nicht  hausieren  sollen,  so 
fanden  Hochdieselben  für  gut,  den  Handel  aufzuheben, 
so  dass  der  Jud  den  Mousseline  und  der  Zahnarzt  seine 
Uhr,  Ring  und  Geld  wieder  einander  zurückgeben  sollen. 

Ueberhaupt  muss  ich  Euer  Gnaden  noch  in  tiefster 
Ehrfurt  anzeigen,  wie  dass  sie,  die  Juden,  gegen  die  Be- 
fehle einer  hohen  Obrigkeit  niißht  mit  der  nehmlichen 
Folgsamkeit,  wie  sichs  Jedem  —  sey  er  Fremder  oder 
Einheimischer  geziemet  —  betragen  haben,  und  sowohl 
durch  hartnäckiges  Leugnen  als  auch  durch  die  Wieder- 
spängstigkeit,  mit  der  sie  sich  bei  der  Herausgabe  des 
Geldes  gezeiget,  dero  höchstes  Missfallen  sich  zuziehen 
mussten. 

26'^''  April  1792. 

Zaeslin,  Policey-Lieut. 
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Dieser  I'all  blieb  aber  eben  nicht  vereinzelt.  Und  so 
sab  sieh  im  folgenden  Jahre  die  Eegierung  veranlasst,  den 
Juden  den  Aufenthalt  zu  verbieten. 

Die  Mitteilung  lautet: 

Peter  Burckhardt,  der  Bürgermeister 
und  die  Räte  der  Stadt  Basel, 

Wir  haben  zu  verordnen  gutbefunden,  dass  alle  in 
unserm  Gebiete  sich  aufhaltenden  Juden  unverzüglich 
ausgeschafft,  auch  ihnen  die  Durchreise  nicht  änderst  als 
auf  den  Landstrasse  und  ohne  längern  Aufenthalt  als 
höchst  nötig  gestattet  werden  solle. 

Welches  der  Herr  veranstalten,  und  zugleich  die  Ver- 
ordnung wegen  dem  Hausieren  der  Juden  frischerdings 
publiciren  lassen  wird. 

Worauf  wir  uns  verlassen.  Gott  walte  über  uns  in 
Gnaden. 

4.  Dez.  1793. 

Basel  betrachtete  also  die  französischen  Juden  immer 
noch  nicht  als  eigentliche,  französische  Bürger.  Man 
konnte  und  wollte  sich  nicht  mit  dem  Gedanken  vertraut 
machen,  dass  sie  nun  einfach  den  Franzosen  gleichzuach- 
ten  seien.  Dies  entsprach  aber  der  Auffassung  des  Direc- 
toires  keineswegs. 

Bacher,  Gesandtschaftsrat  von  Frankreich,  schreibt  an 
den  Bürgermeister: 

Magnifique  et  puissant  Seigneur 

Je  viens  d'apprendre  par  plusieurs  citoyens  francjais, 
professant  la  religion  de  Moise  que,  quoiqu'ils  fussent 
munis  de  passeports  de  l'autorite  constituee  de  la  Eepu- 
blique  frangaise  et  sans  aucun  signe  exterieur  de  Ju- 
daisme,  on  avait  cependant  voulu  les  obliger  de  payer  le 
droit  du  Peage  personnel. 
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Vous  vous  rapellerez  racilement,  magnif ique  et  puis- 
sant  seigneur,  que  le  Directoire  executif  a  fait  declarer 
ä  tous  les  Etats  de  la  Confederation  Helvetique,  qu'il  ne 
pouvait  laisser  subsister  plus  longtemps  un  droit  aussi 
odieux  qu'avilissant  pour  l'espece  humaine. 

Les  trois  Cantons  de  Zürich,  Berne  et  Glaris  ont,  ä 
la  suite  de  Conferences  tenues  ä  la  Diette  de  Fraiienfeld, 
defendu  ä  Mr.  leur  Bailli  de  Baden  de  percevoir  ce  droit 
ä  la  derniere  foire  de  Zurzach.  Cet  exemple  a  de  ja  ete 
imite  par  le  plus  grand  nombre  des  antres  Cantons. 

Veuillez  bien,  Magnif  ique  Seigneur,  prendre  la  re- 
elamation  que  je  vous  fais,  en  jjrompte  consideration 
pour  prevenir  les  justes  plaintes  que  le  Gouvernement  de 
la  Kepublique  frangaise  ne  tardra  pas  de  vous  adresser 
par  mon  Canal,  sur  le  retard  qu'eprouve  votre  decision. 
J'ai  l'honneur  d'etre  avec  un  respeet  infini 

Magnifique  et  puissant  Seigneur 

Votre  tres  humble  et  tres  obeissant  Serviteur 

Bacher. 

B  ä  1  e  ,  le  2^'^"^  jour  complementaire  an  5  de  la  Ke- 
publique frangaise  une  et  indivisible. 

Der  bestimmte  Ton  der  Note  verfehlte  seinen  Eindruck 
nicht.  Die  Herren  XIII  erhielten  den  Auftrag,  einen  Rat- 
schlag über  die  Aufhebung  des  Judenzolles  auszuarbeiten. 
Derselbe  lautet: 

«Infolge  habenden  Auftrags  wurde  bei  M.  G.  H.  den 
XIII  wegen  Aufhebung  des  Zolls  von  französischen  Ju- 
den geraten  und  zu  dem  End  den  17.  des  letzten  Frauen- 
felder Abschieds  und  das  infolge  desselben  auf  Geneh- 
migung hin  bereits  entworfene  Entsprechungsschreiben 
L.  Eidgenossenschaft  an  Herrn  Bacher  sowie  eine  erst 
unterm  20.  huj.  von  H.  Bacher  über  diesen  Gegenstand 
an  M.  G.  H.  erlassenen  Nota  verlesen. 

Der  obangeführte  17.  d.  Frauenf eider  Abschied 
zeigt,  dass  weit  die  mehreren  L.  Stände  einwilligen,  dass 
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diejenigen  Juden,  welche  kein  äusserliches  Merkmal  oder 
Zeichen  ihrer  Eeligion  an  sich  tragen,  von  dem  bisheri- 
gen Zoll  befreit  seyen,  und  dass  diejenigen  L.  Stände, 
welche  hierüber  noch  Anstände  hegen,  bis  Ende  Septem- 
ber ihre  Gesinnung  an  L.  Stand  Zürich  gelangen  lassen, 
damit  aldann  im  Namen  aller  oder  doch  der  consentieren- 
den  L.  Stände  der  französischen  Ambassade  geantwortet 
werden  möge. 

Bei  der  hierüber  angestellten  sorgfältigen  Betrach- 
tung haben  sich  M.  G.  H.  die  geheimen  Räte  in  ihren 
Meinungen  zerteilt,  welche  Verschiedenheit  Ewer  Gna- 
den hiedurch  eröffnet  wird. 

Eine  Meynung  erachtet  dies  Ansuchen  von  bedenk- 
lichen Folgen,  und  glaubt  daher,  diese  Zollbefreyung 
würde  sich  in  kurzem  oder  doch  nach  und  nach  weiter 
ausdehnen,  nemlieh  auch  auf  diejenigen  Juden,  welche 
sich  durch  äusserliche  Merkmale  ihrer  Religion  annoch 
auszeichnen  oder  dass  diese  ebenfalls  solche  Kennzeichen 
ablegen  würden,  welche  Fälle  aber  für  E.  Gn.  Aerarium 
von  grösster  Wichtigkeit  wären,  indem  H.  Oberstknecht, 
dessen  Einkommen  grossenteils  aus  dem  Judenzoll  be- 
steht, billiger  Weise  entschädiget  werden  müsste.  Es 
wird  also  von  dieser  Meinung  E.  Gn.  unmassgeblich  an- 
geraten, dem  Herrn  Bacher  vorerst  zu  antworten,  wieviel 
Mühe  es  dem  hiesigen  Stande  bei  seiner  Lage  mache,  dem 
getanen  Ansuchen  zu  entsprechen,  indem  diese  Abgabe 
der  Juden  ein  Geleitsgeld  von  ältesten  Zeiten  her  sei,  so 
sie  je  weilen  unweigerlich  bezahlt  hätten,  wann  sie  sich 
in  hiesigem  Gebiete  aufgehalten;  dass  sie  durch  die  Er- 
legung dieses  —  obwohl  geringen  —  Zolles  in  etwas  zu- 
rückgehalten worden,  nicht  so  oft  in  hiesige  Stadt  zu 
kommen,  und  durch  ihr  Hausieren  vielen  hiesigen  Bür- 
gern Eintrag  tun;  und  dass  endlich  ein  hiesiger  Beamter 
für  sein  Einkommen  auf  diese  Abgabe  angewiesen  sei, 
der  alsdann  aus  dem  ohnehin  erschöpften  gemeinen  Gute 
eine  Entschädigung  zu  fordern  hätte.  Durch  alles  dieses 
sey  man  genötigt,  Vorstellungen  gegen  das  Ansuchen  zu 
machen,  von  deren  Triftigkeit  man  hofft,  dass  sie  Ein- 
gang finden  werde.    Uebrigens  werde  man  jederzeit  zur 
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Bezeugung  guter  Nachbarschaft  diejenigen  Juden  von 
diesem  Zoll  mit  Vergnügen  freilassen,  welche  mit  Auf- 
trägen der  französischen  Regierung  hieher  kommen 
würden. 

Die  Mehreren  M.  Gn.  H.  der  XIII  halten  hingegen 
dafür,  dass  es  überhaupt  bedenklich  sein  würde,  wenn 
von  Seite  des  hiesigen  Standes  als  nächster  Nachbar  von 
Frankreich,  die  meisten  oder  alleinigen  Einwürfe  gegen 
das  Ansuchen  gemacht  würden;  dass  ja  nur  die  Zollbe- 
freiung für  diejenigen  Juden  begehrt  werde,  die  kein  öf- 
fentliches Zeichen  ihrer  Religion  an  sich  haben,  folglich 
noch  viele  übrig  bleiben,  welche  immerfort  zahlen;  dass 
diese  Abgabe  von  den  Juden  als  einem  herumirrenden 
heimatlosen  Volke  bezogen  worden,  sobald  aber  dieselben, 
wie  jetzt  beschehen,  von  einem  mit  uns  verbündeten 
Volke  in  die  Mitburgerschaft  imd  so  dass  sie  auch  Stel- 
len im  Staate  bekleiden  können,  aufgenommen  worden, 
so  falle  das  ehemalige  Verhältnis  ganz  weg;  ja,  sogar 
würde  es  wider  das  Völkerrecht  sein,  einen  solchen  Zoll 
ferners  zu  beziehen.  Wann  Herr  Oberstknecht  durch  den 
Judenzoll  viel  Einkommen  habe,  so  rühre  es  hauptsäch- 
lich daher,  weil  die  Polizeigesetze  gegen  das  Hausieren 
der  Juden,  weswegen  sie  häufig  hieher  kommen,  nicht 
besser  beobachtet  worden.  Würden  sie  aber  genau  so  ge- 
handhabt, so  würde  auch  des  H.  Oberstknecht  Entschä- 
digung nicht  so  beträchtlich  sein  können. 

Da  es  also  überdies  hiesige  Lage  gar  nicht  wohl  ge- 
stattet, sich  durch  Versagung  bemeldeten  Ansuchens 
auszuzeichnen,  und,  wenn  zuletzt  doch  nachgegeben  wer- 
den müsste,  mehr  Verdienst  dabei  sei,  solches  gleich  zu 
tun;  so  raten  M.  Gn.  H.,  E.  Gn.  unmassgeblich  an,  den 
Gesinnungen  übriger  L.  Stände  sich  hierinnen  zu  con- 
formieren,  mithin  dem  Wunsche  des  französischen  Exe- 
cutiv-Directorii  zu  entsprechen,  und  hiesige  Einwilligung 
zum  vorgeschlagenen  Antwortschreiben  an  L.  Stand  Zü- 
rich zu  übermachen.  Wie  aber  Dasjenige,  was  durch 
eine  dem  H.  Oberstknecht  zuzuerkennende  Entschädi- 
gung für  das  Aerarium  verlohren  geht,  anderwärts  er- 
setzt werden  möge,  an  ein  E.  Gn.  beliebiges  Collegium 
zur  Beratung  zu  weisen». 
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Behufs  Feststellung  der  Einbusse,  die  der  Oberste 
Knecht,  durch  die  Aufhebung  des  Judenzolles,  erleiden 
musste,  wurde  während  der  Markttage  im  Herbst  1797  ein 
Nominativetat  der  in  die  Stadt  gekommenen  Juden  erstellt. 

Der  Titel  lautet:  «Verzeichnis  der  Juden,  welche  auf 
hohen  Befehl,  ohne  äusserliches  Zeichen,  persönlich  zollfrei 
in  die  Stadt  kommen». 

Vom     8. — 11.  Okt.  waren  es  114. 
))      16.— 20.      ))  ))        »    159. 

«Zwei  Juden,  mit  äusserlichem  Zeichen,  wollten  nicht 
zollen;  wurden  also  zurückgewiesen.  Ein  Jud  mit  Bart 
zollte». 

Unter  dem  Druck  der  französischen  Regierung,  d.  h. 
weil  man  nicht  anders  konnte,  wurde  also  der  Zoll  für 
elsässer  Juden  erlassen.  Hingegen  verschärfte  man  in  der 
Stadt  die  Vorschriften. 

«Da  der  Verordnung  und  dem  Verbot  wegen  dem 
Hausieren  der  Juden  vom  20.  Okt.  1779  aufs  Auffal- 
lendste zuwidergehandelt  wird,  als  sollen  den  sämtlichen 
Behörden  die  genaueste  Vigilanz  aufs  Nachdrücklichste 
empfohlen,  und  die  Fehlbaren  nach  der  Ordnung  gerecht- 
fertigt werden». 

Es  wurde  ein  neues  Conzept  über  den  Handel  der  Ju- 
den beraten  und  am  13.  Mai  1797  dessen  Drucklegung  be- 
fohlen : 

«Soll  gedruckt,  zu  Stadt  und  Land  publicirt,  und 
bey  nächstem  Fronfastengebot  allen  E.  Zünften  ver- 
lesen werden». 


Mit  der  Helvetik  änderten  sich  plötzlich  die  Nieder- 
lassungsverhältnisse. Am  29.  Weinmonat  1798  erschien 
ein  bezügliches  Gesetz,  das  für  ganz  Helvetien  Geltung 
hatte: 

Die  gesetzgebenden  Räte  —  in  Erwägung  der  Not- 
wendigkeit den  künftigen  Zustand  der  Fremden,  welche 
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sich  in  Helvetien  häuslich  niederzulassen  wünschen,  ge- 
setzlich zu  bestimmen,  verordnen: 

1.  Jeder  Fremde,  der  sich  in  Helvetien  niederlassen 
will,  muss  dazu  von  dem  Vollziehungs-Directorium 
einen  Erlaubnisschein  erhalten. 

2.  Um  diesen  Erlaubnisschein  zu  erhalten,  soll  ein 
solcher  Fremder  ein  befriedigendes  Zeugnis  seiner 
guten  Aufführung  und  einen  Heimatschein  aufwei- 
sen und  anzeigen,  was  für  ein  Gewerb  er  zu  treiben 
gesinnt  sey. 

3.  Es  ist  übrigens  jedem  Fremden  erlaubt,  liegende 
Güter  in  der  Schweiz  zu  erwerben,  auch  ohne  sich 
darin  haushäblich  niederzulassen,  wenn  er  nur  be- 
weist,  dass  in  seinem  Lande  die  Schweizer  das  gleiche 
Gegenrecht  gemessen. 

4.  Hingegen  ist  jedem  Angehörigen  einer  mit  Frank- 
reich oder  der  helvetischen  Kepublik  im  Kriege  be- 
griffenen Macht  ausdrücklich  verboten,  in  unserem 
Vaterlande  irgend  eine  Liegenschaft  zu  erwerben. 

14.  Ein  Fremder,  welcher  sich  20  Jahre  in  Helvetien  auf- 
gehalten und  sich  nützlich  gemacht  hat,  erhält  da- 
durch das  helvetische  Burgerrecht.  Er  tut  dagegen 
Verzicht  auf  alle  fremde  Burgerrechte  und  leistet  den 
Burgereyd. 

Der  Praesident  des  Vollziehungs-Directoriums: 
LaHarpe. 

Anderthalb  Jahre  später,  am  2.  März  1800,  erfolgte  die 
erste  Niederlassungsbewilligung  eines  Juden.  Sie  betraf: 
Leopold  Levy,  von  ünterhagenthal,  Judenwirth,  42  Jahre 

alt,  hat  3  Kinder,  ist  seit  1799  in  Helvetien,  zahlt  32 

Franken,  wohnt  Spahlen. 
Im  Ganzen  zählte  Basel  damals  42  Aufenthalter  (Fremde). 

1801  wurden  5  Niederlassungsbewilligungen  an  Juden 
erteilt.    Von  diesen  wohnte  Moses  Maus  in  Liestal  und  Lieb- 
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mann  Dreyfus  in  Gelterkinden.    Sie  zahlten  Fr.  48.  —  resp. 
Fr.  68.  —  Gebühr. 

Der  erste  Niedergelassene  betrieb  also  für  seine  Glau- 
bensgenossen eine  Wirtschaft  und  hatte  eine  bezügliche  Be- 
willigung. Zu  jener  Zeit  kamen  so  viele  Kunden,  dass  sein 
Betrieb  nicht  mehr  genügte,  worauf  sich,  auf  Levy's  eige- 
nes Anraten,  Aron  Picard  entschloss,  eine  zweite  Wirt- 
schaft zu  eröffnen.  Er  hatte  aber  unterlassen,  vorerst  um 
ein  Patent  einzukommen,  sodass  die  Polizei-Commission 
nicht  nur  sein  Etablissement  schloss,  sondern  auch  Leopold 
Levy  das  I'atent  entzog.  Beide  richteten  eine  Petition  an 
die  Eegierung: 

20.  Juli  1803. 

* 

Wohlweiser  Herr  Burgermeister 

Einer  erhaltenen  Weisung  der  Munizipalität  zufolge, 
sollen  auf  die  endunterschriebenen  Leopold  Levy  von 
Niederhagenthal,  wohnhaft  am  Spalenberg  608  und  Aron 
Piccard  von  Oberhagenthal,  an  der  Schneidergass,  beide 
franz.  Bürger,  mit  andern  hiesigen  Pintenschenken  in 
gleiche  Klasse  gesetzt  werden,  und  ersterer,  mit  Nieder- 
lassungsschein und  Patent  schon  seit  3  Jahren  versehen, 
bis  anhin  geführte  Judenwirtschaft  gänzlich  niederlegen, 
letzterer  aber  obwohl  ebenfalls  mit  einem  ordentlichen 
Niederlassungsschein  versehen,  gar  kein  Patent  erhalten 
können. 

Wir  sehen  uns  daher  genötigt,  gegen  dieser  Ver- 
fügung bei  Ihrem  wohlweisen  Herrn  Bürgermeister  ein- 
zukommen und  hoch  demselben  einige  eherbietige  Vorstel- 
lungen geziemendermaassen  einzulegen. 

Seitdem  ein  grosser  Teil  unserer  Glaubensgenossen 
fränkische  Bürger  geworden  und  sich  als  solche  in  Hel- 
vetien  allerorten  niederlassen  können,  waren  auch  sie 
darauf  bedacht,  wegen  ihren  allgemein  bekannten  Ge- 
setzen und  Gewohnheiten,  nach  ihren  althergebrachten 
Sitten  bewirtet  zu  seyn  und  um  denen  öfters  unhöflichen 
Begegnungen  einiger  Nebenwirthen  zu  entgehen,  Selb- 
sten durch  ihre  Glaubensgenossen  in  Speis  und  Trank  un- 
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terhalten  zu  werden.  Zu  dem  Ende  meldete  sich  auch 
Levy  vor  3  Jahren  bey  hiesiger  Verwaltungskammer 
und,  nachdem  er  d orten  sein  französisches  Burgerrecht 
hinlänglich  documentirt,  erhielt  er  nicht  nur  eine  Nieder- 
lassungserlaubnis, sondern  annoch  ein  Patent  zur  Trei- 
bung seiner  Wirtschaft,  welche  er  ausschliessend  seinen 
Glaubensgenossen  widmete,  und  worinnen  bis  dato  ge- 
wiss nichts  polizeiwiedriges  vorgegangen.  So  wie  nun 
unsere  Glaubensgenossen  sahen,  dass  sie  bei  einem  Manne 
unserer  Religion  bewirtet  werden  konnten,  mehrte  sich 
die  Kundsame,  sodass  auch  Aron  Picard  auf  den  Gedan- 
ken kam,  versehen  mit  einem  Niederlassungsschein  sich 
in  hiesiger  Stadt  eine  Wohnung  zu  mieten,  vorerst  nur 
seine  Freunde  und  Verwandte  zu  bewirten  und  sodann 
zu  trachten,  mit  Vorwissen  des  Levy  auch  von  dessen 
Glaubensgenossen  mehrere  Kundschaft  zu  erhalten. 

Für  dieses  wurde  er  von  hiesigem  Distriktsgericht 
für  Fr.  20.  —  gestraft,  weilen  er  ohne  Patent  gewirtet, 
erhielt  aber  die  Weisung,  dass  er  sich  um  ein  Patent  der- 
halben  bewerben  solle;  welches  er  alsdann  auch  getan, 
allein  gänzlich  abschlägige  Antwort  erhalten. 

Wenn  nun  durch  den  bestehenden  Traktat  beider 
Länder  jedem  resp.  Bürger  derselben  gegenseitig  die  freie 
Ausübung  seines  Erwerbs  gestattet  wird,  wenn  wie  be- 
kannt, viele  hundert  Schweizer  in  Frankreich  ohngehin- 
dert  ihr  Gewerb  treiben,  so  sollten  wir  fast  zu  glauben 
berechtigt  sein,  dass  auch  wir  in  der  Schweiz  gleiche 
Rechte  sollten  ausüben  dürfen  und  das  bei  unserm  Ge- 
werbe um  so  ehender,  da  solches  keinem  hiesigen  Bürger 
nur  den  mindesten  Schaden  oder  Nachteil  zufügt,  da  wir 
uns  verbindlich  machen,  keine  als  unsere  Glaubensgenos- 
sen zu  bewirten  und  keinen  Tropfen  Wein  noch  sonsten 
etwas  aus  unserer  Wohnung  zu  geben,  da  ferner  der  Jud 
keinem  hiesigen  Wirth  in  Ansehung  der  Zehrung  ange- 
nehm seyn  kann,  weil  er  als  ein  Gast  bekannt  ist,  der  in 
Hinsicht  seiner  Religionsgesetze  sich  verschiedene  Be- 
dürfnisse in  andern  Wirthshäusern  alsdannen  seine  Glau- 
bensgenossen versorgen  muss  und  da  endlich  noch  der 
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Schaden  nicht  zu  berechnen  wäre,  welcher  den  Schwei- 
zern in  Frankreich  zuwachsen  würde,  wenn  die  dortige 
Regierung,  die  allerorten  ihre  Bürger  in  ihren  Rechten 
zu  unterstützen  weiss,  wegen  einer  etwas  weit  gegange- 
nen Verordnung  der  hiesigen  Munizipalität  Repressalien 
oder  das  Gegenrecht  ansuchen  wollte. 

Wir  wissen  zwar  wohl,  dass  die  Einwohner  jeden 
Landes  denen  allda  bestehenden  Gesetzen  und  Verord- 
nungen unterworfen  sind  und  deswegen  wollen  wir  uns 
auch  gerne  den  allgemeinen  Verfügungen  über  die  Wirth- 
schaften  und  besonders  Polizeiverordnungen  unterwer- 
fen, allein  bis  dato  existieren  die  ersteren  noch  nicht  in 
ihrem  Umfang,  und  letztere  sind  von  uns  wissentlich  nie 
übertreten  worden,  sodass  wir  uns  versichert  halten  dür- 
fen, von  der  Gerechtigkeitsliebe  E.  E.  W.  W.  Raths,  wenn 
hochdieselben  diese  unsere  ehrerbietige  Vorstellung 
näher  zu  Erdauern  belieben  wollen,  eine  ferner  Erlaub- 
nis zur  Betreibung  unserer  Wirtschaften,  die  ausschliess- 
lich unsern  Glaubensgenossen  gewidmet  sein  sollen,  ge- 
setzlicher Ordnung  nach  zu  erlangen ;  als  wofür  wir  nach 
angeführten  Gründen  gehorsamst  bitten,  und  uns  zu  ge- 
neigter Willfahrt  unseres  gerechten.  Ansuchens  ehrerbie- 
tigst empfehlen. 

Hochderselben  Gehorchsamste 

Aron  Picard. 
Leopold  Levy. 

Diese  Petition  war  erfolglos.  Die  Beiden  wandten  sich 
hierauf  an  den  französischen  Gesandten,  General  Ney,  dem 
die  Klage  nicht  unwillkommen  war. 

Ney  gelangte  mit  seiner  Reklamation  nicht  etwa  an 
den  Stand  Basel,  sondern  an  den  Landammann  d'Affry. 
der  sie  nach  Basel  weiterleitete. 
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Fribourg,  le  13  fructidor  an  11. 

Ney;  General  en  Chef  et  Ministre 
plenipotentiaire  de  la  Republique  frangaise,  en  Suisse. 


Citoyen  d'Affry,  Landammann  de  la  Suisse. 

FranQois  Leopold  Levy,  citoyen  frangais,  professant 
la  religion  juive,  a  obtenu,  il  y  a  3  ans  de  la  Chambre 
administrative  du  Canton  de  Bäle,  une  patente  en  vertu 
de  laquelle  il  a  etabli  une  espeee  d'auberge,  ou  il  s'est 
attaehe  ä  recevoir  particulierement  des  voyageurs,  pro- 
fessant, comme  lui,  une  religion  dans  laquelle  le  choix 
et  la  preparation  des  alimens  entre  pour  quelqueeliose. 
Bientot,  la  maison  ne  se  trouvant  pas  assez  grande  pour 
recevoir  tous  ceux  qui  voulaient  y  loger,  Aaron  Picard, 
autre  frangais,  aussi  de  la  Keligion  juive  y  supplea  en 
tirant  ceux  qui  n'avaient  pas  trouve  de  place  dans  la 
maison  de  Frangois  Levy,  et  en  leur  procurant  dans  la 
sienne  le  logement  et  la  nourriture.  Mais  comme  il  avait 
neglige  d'obtenir  une  Patente,  il  fut  impose  ä  une  amende 
de  20  francs  avec  defense  de  continuer  son  etablissement. 

Jusque  la  il  n'y  a  rien  que  de  juste;  mais  ce  qui  cesse 
de  l'etre  c'est  qu'Aaron  Picard  ayant  sollicite  ä  plusieurs 
reprises  la  Patente  qui  lui  etait  necessaire,  eile  lui  a  con- 
stamment  ete  refusee.  Bien  plus.  La  Municipalite  de 
Bäle  a  aussi  fait  fermer  depuis  plusieurs  jours,  la  maison 
de  Francois  Levy,  et  le  Petit  Conseil  du  Canton  a  qui  ces 
deux  citoyens  frangais  se  sont  adresses  pour  obtenir 
Justice,  a  repondu,  qu'il  ne  pouvait  se  meler  de  leur  af- 
faire,  attendu  que  les  Proprietaires  d'anciennes  auberges 
ont  seul  le  droit  de  loger  des  etrangers  et  de  les  traiter. 

La  profession  d'aubergiste  est  particulierement  sou- 
mise  ä  la  surveillance  de  la  Police,  et  si  Frangois  Levi 
avait  tente  de  se  soustraire  ä  son  inscription,  on  aurait 
eu  quelque  raison  de  le  punir  en  le  privant  de  son  etat, 
mais  on  ne  lui  reproche  rien  de  semblable  et  il  ne  parrait 
pas  que  pendant  3  ans  d'exercice  il  se  soit  rendu  coupable 
de  la  plus  legere  contravention  aux  Lois. 
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Un  grand  nombre  de  Suisses  tiennent  en  France  des 
auberges  et  des  cabarets:  pourquoi  done  les  Fran^ais  ne 
pourraient-ils  pas  exercer  en  Suisse  la  meme  profession. 
Ce  serait  une  infraetion  formelle  ä  la  reciprocite  qui  fait 
en  cette  partie,  la  base  principale  du  Traite  de  l'an  6. 

D'apres  ees  considerations,  j'espere  Citoyen  Land- 
amann,  qne  vous  voudrez  bien  interposer  vos  bons  offices, 
et  meme  votre  autorite,  s'il  est  necessaire,  d'une  part  pour 
qne  Frangois  Leopold  Levy  eontinne  de  tenir  ä  Bäle  son 
auberge  ainsi  qu'il  l'a  fait  depuis  3  ans;  de  Tantre,  pour 
que  la  Patente  demandee  par  Aaron  Picard  ne  liii  soit 
plus  refusee. 

Agreez,  etc. 

Ney. 

Auch  diesmal  willfahrte  Basel  dem  Wunsche  des  fran- 
zösischen Bevollmächtigten.  Beide  Judenwirte  durften 
ihr  Gewerbe  wieder  betreiben,  unter  der  ausdrücklichen 
Weisung,  nur  Glaubensgenossen  zu  bewirten.  Der  Erfolg 
der  Klage  reizte  zur  Nachahmung.  Mehrere  Juden, 
welche  wegen  unerlaubten  Hausierens  bestraft  worden 
waren,  reklamierten  bei  Ney.  Dieser  gelangte  in  einem 
scharfen  Schreiben  wieder  an  den  Landammann: 

Au  Quartier  General  ä  Fribourg 

13  Thermidor  an  11.  de  la  R.  F. 

Ney;  General  en  Chef  et  Ministre  Plenipotentiaire 
en  Suisse 

au  Citoyen  d^Affry,  premier  Landammann  de  la  Suisse. 

Les  Citoyens  Jean  Nordemann,  Joseph  Bloch, 
Jacques  Levy,  Gerscher  Wog  et  Meyer  Bloch,  tous  fran- 
gais,  immatricules  sur  les  registres  de  la  Legation,  m'ex- 
posent  que  les  vexations  qu'ils  epouvent  de  la  part  du 
Magistrat  de  Bäle  les  mettent  dans  l'impossibilite  ab- 
solue  de  la  faculte  de  commercer  en  Helvetie,  accordee 
aux  FranQais  par  le  traite  de  Tan  6. 

S'ils  demandent  des  Patentes  on  les  leur  refuse,  s'ils 
exposent   leurs   marchandises   en   vente,   on   les   saisit. 
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C'est  ainsi  qu'ils  se  plaignent  de  ce  qu'ils  ont  ete,  depuis 
peu,  arretes  et  condiiits  par  la  gendarmerie  devant  le 
Magistrat  de  Police,  qui  les  a  eondamne  arbitrairement 
en  des  amendes  pecuniaires,  et  de  ce  que  Jacques  Levy, 
ne  s'etant  pas  trouve  en  etat  de  payer,  il  a  ete  traine  au 
Cachot  des  Galeriens,  oü  il  a  ete  detenu  pendant  deux 
jours. 

Des  procedes  de  cette  nature,  Citoyen  Landammann, 
sont  intolerables,  et  je  ne  puis  pas  douter  un  moment 
que,  s'ils  sont  vrais,  vous  severement  le  magistrat  qui  a 
ose  se  les  permettre.  Cette  seule  consideration  m'engage 
ä  differer  d'en  rendre  compte  ä  mon  Gouvernement  et  de 
provoquer  contre  les  Suisses  qui  sont  en  France,  des 
mesures  pareilles  ä  Celles  dont  on  se  serrt  en  Suisse 
contre  les  Frangais. 

Je  vous  prie,  Citoyen  Landammann,  de  prendre  des 

informations  exactes  sur  les  faits  contenus  dans  cette 

lettre  et  particulierement  sur  celui  de  Fincarceration  de 

Jacques  Levy,  qui,  si  eile  n^a  d'autre  fondement  que  le 

fait  ennonce  dans  la  plainte,  ne  peut  pas  etre  autrement 

regarde,  que  comme  une  injustice  manifeste  et  un  veri- 

table  abus  de  pouvoir. 

Agreez,  etc. 

Ney. 

Der  Landammann  vermutete  richtig,  dass  der  Erfolg 
des  Wirtschaftsrekurses  an  dieser  neuen  Klage  beim  Ge- 
neral schuld  sei,  und  diesem  war  es  eben  nicht  unerwünscht, 
Einwände  machen  zu  können.  Es  war  ihm  daran  gelegen, 
Frankreichs  Macht,  bei  jedem  sich  bietenden  Anlasse, 
fühlen  zu  lassen.  Landammann  d'Affry  schreibt  demge- 
mäss  am  5.  September  1803  nach  Basel: 

F  r  e  i  b  u  r  g  ,  den  5.  Juli  1803. 

Hochgeachtete  Herren. 

Das  hier  abschriftlich  liegende  Schreiben  des  Herrn 
Ministers  von  Frankreich  enthält  neue  Beschwerden  ge- 
gen die  Polizei- Verfügungen  des  Baseler  Stadt-Magi- 
strates. 


—    64    — 

Es  ist  als  ob  alle  Juden,  welche  sich  in  der  Stadt 
Basel  befinden,  einen  Bund  geschlossen  hätten  um  mit 
Klagen  bei  dem  Herrn  Minister  einzukommen,  und  auf 
diese  Weise  teils  meine  Hochgeachteten  Herren,  teils  den 
Landammann  der  Schweiz,  die  zwar  nicht  schwere,  aber 
doch  lästige  Verantwortung  aufzubürden». 

Es  blieb  denn  auch  die  Klage,  weil  unberechtigt,  er- 
folglos. 

Am  16.  August  1803  erscheint  der  Bericht  des  Stadt- 
rates an  den  Bürgermeister: 

«Wir  müssen  allervordrist  Hochdenselben  in  Erin- 
nerung bringen,  was  über  den  gleichen  Gegenstand  die 
abgetrettene  löbl.  Munizipalität  unterm  1.  July  vorzu- 
stellen die  Ehre  hatte.  Diese  hatte  sich  nämlich  zur 
Pflicht  gemacht,  auf  die  Handhabung  der  Hausierver- 
bote, welche  von  der  helv.  Regierung  unterm  28.  Jan. 
1799  und  7.  Apr.  1801  erneuert  und  bestätigt  wurden, 
genau  zu  wachen  und  die  dawiderhandelnden  durch  die 
Polizey-Commission  über  Handwerker  und  Gewerbe  mit 
gebührender  Strafe  zu  belegen. 

Keiner  der  Verzeigten  und  Bestraften  konnte  sich 
mit  der  Unwissenheit  entschuldigen,  indem  diese  Verbote 
von  jeher  bekannt,  und  keineswegs  veraltet  oder  ausser 
Uebung  gekommen  waren. 

Unter  den  Fehlbaren  zeigten  sich  mehrere  Juden 
und  besonders  obgenannte.  Sie  wurden  nach  ihrem  Na- 
men, Stand  oder  Beruf,  nach  der  Ware,  die  sie  in  den 
Häusern  zum  Verkaufen  angetragen,  nach  dem  Quan- 
tum und  Wert  des  Verkauften,  auch  ob  sie  Hausierpa- 
tente oder  Handlungsscheine  haben,  gefragt.  Es  ergab 
sich  aus  diesen  Fragen,  dass  diese  verklagten  Juden  aus 
benachbarten  Orten  seien,  welche  Morgens  hieherkom- 
men und  Abends  wieder  nach  Hause  gehen,  folglich  kein 
Domicilium  und  kein  Handelspatent  besassen,  und  dass 
sie  meherenteils  Artikel  in  Häusern  verkauft  hatten,  für 
welche,  nach  dem  Beschluss  vom  7.  April  1801  nicht  ein- 
mal Erlaubnisscheine  oder  Hausierpatente  erteilt  werden. 

Die  Commission  hat  also,  nach  Beschaffenheit  der 
Dinge,  den  einen  um  fünf,  zehn  und  höchstens  zwanzig 
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Batzen  gestraft;  einen  Juden  aber  zuerst  mit  20  Batzen 
Straf  und  als  er  ernstlich  befragt  wurde,  ob  er  nicht 
mehrere  als  die  angezeigten  Artikel  verkauft  und  er  sol- 
ches frech  geleugnet,  nach  gemachter  Entdeckung,  dass 
er  auch  mit  Schuhen  hausiert,  für  seine  unverschämten, 
frechen  Lügen  mit  ferneren  20  Batzen  Straf  angesehen. 
Diese  Geldstrafen  waren  in  keiner  Hinsicht  über- 
trieben, wie  diese  Juden  dem  Herrn  General  Ney  klagend 
vorstellen;  sie  waren  im  Gegenteil  sehr  gelinde,  da  der 
mindeste  Lösungspreis  eines  Patentes,  den  sie  verschla- 
gen hatten,  nach  angeführtem  Beschluss  zwei  Franken 
beträgt,  und  diejenigen,  die  nicht  Patentfähig  waren, 
nach  den  Gesetzen  mit  einer  weit  grösseren  Straf  hätten 
angesehen  werden  können. 

Durchaus  falsch  und  erlogen  aber  ist  ihr  Vorgehen 
bei '  dem  Herrn  General  Ney,  dass  ihnen  Waren  seien 
confisciert  worden. 

Nicht  das  mindeste  wurde  ihnen  genommen. 

Einer  derselben,  namens  Jacob  Levy,  welcher  die 
ihm  auferlegte  Geldstrafe  nicht  bezahlen  wollte,  wurde, 
es  ist  wahr,  in  Gew^ahrsame  genommen,  welches  keine 
harte  Gefangenschaft  ist;  denn  er  wurde  nicht  in  den 
Galeerenturm  —  denn  es  gibt  hier  keinen  —  sondern  in 
das  Zimmer,  wo  der  Polizei-Lieutenant  und  andere  Amts- 
personen ihre  Besprechungen  vornehmen,  gebracht  und 
da  unter  Aufsicht  gehalten.  Nicht  wie  er  vorgegeben, 
während  zweier  Tage,  sondern  an  einem  Freitag  Abend 
eine  Stunde;  und  da  er  wegen  des  bevorstehenden  Sabath 
seine  Freilassung  begehrte,  ward  sie  ihm  unter  dem  Ver- 
sprechen, seine  Straf  zu  erlegen,  sogleich  erteilt.  Da  er 
aber  bis  Mittwochs  darauf  seine  Schuld  nicht  entrichtet 
hatte,  wurde  er  wiederum  eine  Stunde  an  den  gleichen 
Ort  verbracht,  allwo  endlich  einer  seiner  Glaubensgenos- 
sen die  20  Batzen  bezahlte.  Wäre  dieser  Jacob  Levy  ein 
armer  Jud  gewesen,  hätte  er  in  dieser  Rücksicht  um  Mil- 
derung gebeten,  er  hätte  alle  Nachsicht  erhalten  und  wäre 
nicht  in  Gewahrsam  gekommen.  Als  ihm  aber  die  Geld- 
strafe auferlegt  wurde,  zeigte  er  sich  so  halsstarrig  und 
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spottete  in  verächtlichen  Ausdrücken,  welche  das  An- 
sehen einer  obrigkeitlichen  Person  verletzen,  und  eine 
weit  grössere  Ahndung,  als  ihm  zu  Teil  wurde,  verdient 
hätte». 


Die  erfolgreiche  Reklamation  des  Leopold  Levy  hatte 
schlechte  Früchte  gezeitigt.  Basel  hielt  es  künftig  so,  dass 
es  das  französische  Bürgerrecht  der  Juden  blos  gelten 
Hess,  wenn  sie  in  Basel  niedergelassen  waren. 

In  geziemender  Folgeleistung  der  uns  zur  Unter- 
suchung der  Sache  überwiesenen  Erkanntnis  E.  E.  W.  W. 
Kantonsrates  vom  31.  October  passati,  einen  fremden, 
hier  sesshaften  Mäckler  betreffend,  haben  wir  Nach- 
forschung gehalten  und  den  vermutlich  in  Frag  liegenden 
Mäckler  zur  Hand  gebracht. 

Derselbe  ist  kein  hier  sesshafter  Einwohner,  sondern 
ein  täglich  in  die  Stadt  kommender  Jud,  namens  Wolf, 
Felix  von  Oberhagenthal,  der,  als  ihm  vorgehalten 
wurde:  ob  er  nicht  seit  kurzem  verschiedene  Hauskäufe 
in  hiesiger  Stadt  geschlossen,  mit  der  seiner  Nation  eigen- 
tümlichen Freimütigkeit  erwiederte: 

Er  glaube  nichts  unrechtes  getan  zu  haben  indem, 
wie  er  belehrt  worden,  jeder  Burger  der  Stadt  befugt  sei, 
für  einen  andern  einen  Handel  für  ein  Haus  zu  schlies- 
sen.  Er,  Deponent,  als  französischer  Burger,  das  gleiche 
Recht  auszuüben  berechtigt  sei.  Was  dagegen  sein 
könne,  wenn  jemand  ihm  das  Zutrauen  schenken  wolle 
einen  Auftrag  auszurichten! 

Wir  verdeuteten  hierauf  diesem  bereitwilligen  Ju- 
den, dass  es  keineswegs  an  ihm  sei,  der  Sache  nach  seiner 
Art  eine  Auslegung  zu  geben  —  und  ihm  nicht  das  min- 
deste Recht  zukomme,  einen  Handel  zu  treiben.  Das 
Hausieren  aller  Art  sei  verboten,  und  ebensowenig  hab 
er  sich  auf  das  Recht  eines  französischen  Bürgers  in  der 
Schweiz  zu  stützen  —  massen  ein  jeder  der  dasselbe  ge- 
messen wolle,  sich  vorerst  hinlänglich  legitimieren  und 
allhier  sich  niederlassen  müsse. 
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Ihm  sei  also  aller  Handel  und  Kommission,  welcher 
Gattung  sie  auch  sein  mögen,  bei  ernstlicher  Ahndung 
untersagt;  und  mit  dieser  Verwarnung  entlassen. 

Die  Verordneten  zur  Auf sichts-Commission : 

Raillard,  Praesident. 
12.  Nov.  1804. 

Ende  1807  waren,  in  Basel  selbst,  113  Juden  nieder- 
gelassen.   Zwei  Familien  auf  der  Landschaft.    Die  hiesigen 
Niederlassungen  betrafen  1808: 
Joseph  M.  Bicard  1801  niedergelassen,  9  Personen. 

4  )) 

8  » 

9  )) 
9  )) 
9  )) 

3  )) 
9  » 
9  » 

5  » 
7  )> 
5  )) 
5  » 
2  » 
7  » 
7  » 

4  » 
Also    17    Familienhäupter,    nicht    gerechnet    Wittwe 

Bicard,  mit  einem  unerwachsenen  Kind. 

Die  ansässigen  Juden  hatten  bis  1808  ihre  gemein- 
samen Gebete  in  einem  Zimmer  ihres  Wirtshauses  verrich- 
tet. Dieses  Zimmer  genügte  nicht  mehr  für  die  rasch  zu- 
nehmenden Niedergelassenen.  So  mieteten  sie  bei  Zimmer- 
meister Plattner  auf  der  Lys  eine  grosse  Stube  und  hielten 
am  29.  Januar  ihren  Einzug.  Dieses  Datum  kann  als  Grün- 
dungstag der  jetzigen  Gemeinde  angenommen  werden.  Ein 
absoluter  Beweis  liegt  nicht  vor;  aber  es  ist  anzunehmen, 
dass  an  diesem  Tage  die  erste  Thora  benützt  wurde;  denn 


Raphael  Bicard 

1801 

)) 

Joseph  Ruef 

1804 

)) 

Sam.  M.  Braunschweig 

1804 

» 

Aron  Picard 

1804 

» 

Leopold  Levy 

1804 

)) 

Salomon  Coschel 

1804 

)) 

Samuel  Weiller 

1804 

)) 

Felix  Wolf 

1805 

)) 

Moses  Ulman 

1805 

)) 

Samuel  M.  Bicard 

1805 

)) 

Getz  Joseph  Schreiber 

1806 

)) 

Samuel  Braunschweig 

1806 

)) 

Abraham  J.  Ruef 

1807 

)) 

Abraham  Woog 

1807 

» 

Mathias  Pattegay 

1807 

» 

Leopold  Schwob 

1807 

)) 
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anders  ist  wohl  die  Ausflucht  «Verification  einer  Abschrift 
des  Gesetzbuches»  nicht  aufzufassen.  Der  Vorgang  wurde 
sofort  der  Kegierung  angezeigt.  Schon  Tags  darauf  ver- 
merkt das  Ratsprotokoll: 

«Die  hier  wohnenden  Juden  haben  gestern  ohne 
obrigkeitliche  Erlaubnis  eine  Synagoge  eingeweiht;  es 
solle  beraten  werden,  was  diesorts  vorzunehmen». 

Es  wurde  beschlossen,  vom  Staatsrat  ein  Gutachten 
zu  verlangen. 

Dieses  lautet: 

6.  Hornung  1808. 

L.  Staatsrath  welchem  unterm  30.  Jenner  der  An- 
zug wegen  Einweihung  einer  Judenschul  in  hiesiger 
Stadt  zur  Berathung  überwiesen  worden  legt  folgendes 
Gutachten  vor. 

Bey  der  Berathung  wurde  von  1.  W.  dem  Herrn 
Amtsburgermeister  eröffnet:  «dass  sich  einige  der  an- 
sässigen Juden  bey  Wohldemselben  eingefunden  und  er- 
kläret, dass  die  Ceremonie  vom  29.  Jenner  keine  Ein- 
weihung einer  Synagoge,  sondern  blos  die  Verification 
einer  Abschrift  des  Gesetzbuches  zur  Absicht  gehabt 
habe;  dass,  da  ihnen  bis  dahin  die  Ausübung  ihrer  Re- 
ligion in  einem  Privathause  geduldet  worden  und  der 
Raum  darinn  nicht  mehr  hinlänglich  gewesen,  sie  sich 
um  ein  besonderes  Losament  umgesehen,  allein  weder  die 
Absicht  gehabt  eine  öffentliche  Schule  einzurichten, 
noch  eine  ordnungswidrige  Handlung  vorzunehmen  und 
dass  sie  sich  jeder  gutfindenden  Einschränkung  unter- 
ziehen würden,  wenn  man  ihnen  zu  ihrer  Religions- 
übung ein  Betthaus  bewillige. 

Nach  den  Verhältnissen,  in  welchen  die  Schweiz  der- 
mahlen  mit  Frankreich  steht,  kann  den  Juden,  welche 
das  französische  Bürgerrecht  besitzen,  die  Niederlassung 
nicht  versagt  werden.  Dieselben  mögen  also  auch  im 
Stillen  ihre  Religion  ausüben.  Hingegen  ist  von  grösster 
Wichtigkeit  für  den  Staat,  dass  alle  öffentlichen  Reli- 
gionsübungen unter  der  unmittelbaren  Aufsicht  dessel- 
ben stehen,  und  ohne  erlangte  besondere  Bewilligung  von 
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der  Regierung  uiemals  ausgeübt  werden.  Bisher  haben  die 
hier  sässhaften  Juden  keinen  öffentlichen  Gottesdienst 
oder  öffentliche  Ceremonie  gehalten,  und  hätten  zu  dem 
Actu,  welchen  sie  den  29.  1.  Monats  veranstaltet,  die 
obrigkeitliche  Bewilligung  einholen  sollen;  da  sie  solches 
aber  unterlassen,  so  erachten  wir,  dass  ihnen  ihr  Beneh- 
men durch  eine  Erkanntnis  geahndet  werden  sollte. 

Belangend  nun,  wie  es  fürs  Künftige  zu  halten,  so 
sind  wir  nach  unserer  Beratung  des  einstimmigen  Be- 
findens: dass  der  Judenschaft  kein  öffentlicher  Gottes- 
dienst allhier  zu  halten  sollte  gestattet,  keine  öffentliche 
Ceremonie  ausgeübt,  keine  Ehe  eingesegnet  und  kein 
Leichenbegängnis  gehalten  werden.  Hingegen  glauben 
wir,  könnte  den  hier  sässhaften  Juden  die  Erlaubnis  er- 
teilt werden:  In  hiesiger  Stadt  ein  Bättzimmer  in  einem 
Partikularhaus  zu  ihrem  Gottesdienst  zu  mieten,  welches 
sie  bey  einer  jeweiligen  Abänderung  der  Regierung  an- 
zuzeigen haben,  mit  dem  ferneren  Zusatz:  dass  keinem, 
allhier  nicht  sässhaften  Juden  und  keinem  Bätteljuden, 
der  Eintritt  gestattet  werde,  zu  welchem  Ende  ein  Ver- 
zeichnis der  hier  Niedergelassenen  Unsern  Hochgeach- 
teten Herren  eingegeben  wird. 

Burgermeister  und  Staats-Rath. 

6.  Hornung  1808. 

Nota.  1808.  15.  Hornung.  Den  Inhalt  dieses  Gut- 
achtens dem  Jud  Felix  Wolf  und  noch  einem  Vorsteher 
angezeigt  und  einen  Auszug  zugestellt. 

Man  kann  aber  auch  annehmen,  dass  die  Gemeinde  seit 
1806  besteht,  denn  in  diesem  Jahre  Hess  sich  der  Vorsinger 
Getz  Joseph  Schreiber  nieder. 


Am  15.  März  1809  erschien  ein  französisches  Dekret, 
das  die  ursprüngliche  Gleichberechtigung  der  Juden  wieder 
einschränkte. 

Juden,  die  nicht  Ackerbau  trieben,  durften  sich  in 
keiner  andern  französischen  Provinz  aufhalten  als  im 
Haut-  und  Bas-Rhin. 
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Sie  durften  weder  an  Minderjährige  noch  an  Bedien- 
stete Darlehen  gewähren.  Ohne  Einwilligung  des  Ehegat- 
ten war  jede  Geldschuld  seiner  Frau  hinfällig.  Schulden 
von  Soldaten  oder  Offizieren,  ohne  Bewilligung  der  jewei- 
ligen Vorgesetzten,  hatten  keine  Gültigkeit. 

Darlehen  zu  mehr  als  5  %  waren  verboten;  die  Schuld 
diesfalls  erloschen. 

Landkäufe  niussten  vor  Notar  geschehen;  überhaupt 
durfte  kein  Jude  Geschäfte  machen,  der  nicht,  auf  Grund 
von  guten  Leumundszeugnissen,  ein  Handelspatent  erhal- 
ten hatte. 

In  der  Schweiz  befürchtete  man  infolgedessen  eine 
plötzliche  Einwanderung  der  französischen  Juden  über  die 
helvetische  Grenze.  Diese  Befürchtung  hatten  in  erster 
Linie  die  Kantone  Bern  und  Basel.  Da  die  Tagsatzung  kein 
für  alle  Kantone  gültiges  Gesetz  erliess,  gaben  Bern  und 
Basel  (27.  April  1809)  besondere  Verordnungen  heraus,  die 
sich  im  Wesentlichen  mit  der  Auffassung  des  napoleoni- 
schen Dekrets  deckten. 

In  Basel  wurde  unter  Anderm  besonderes  Gewicht  dar- 
auf gelegt,  dass  in  der  Buchhaltung  weder  hebräische  noch 
jüdisch-deutsche  Schriftzeichen  Verwendung  finden. 

Die  Bücher  mussten  entweder  deutsch  oder  französisch 
geführt  werden  und  der  Staat  wahrte  sich  das  Recht,  die- 
selben jederzeit  zu  kontrollieren. 

Die  Kontrolle  war  gründlich: 

Hochgeehrter  Herr  Präsident. 

Hochgeehrte  Herren. 

» 

Die  uns  zur  Untersuchung  gesandten  Bücher  des 
Handelsjuden  Samuel  Wahr  folgen  hier  zurück;  wir 
haben  sie  eingesehen,  aber  bei  Weitem  nicht  in  dem  Zu- 
stand gefunden,  wie  es  der  §  6  der  Verordnung  wegen 
der  Juden  vorschreibt. 

Diese  will,  dass  alle  mit  Handelsseheinen  versehenen 
Juden  ihre  Handlungsbücher  in  guter  Ordnung  führen 
sollen,  das  heisst:  die  Juden  sollen  gehalten  seyn,  ihre 
Bücher  so  zu  führen,  dass  bey  der  Untersuchung  dersel- 


—    71    — 

ben  ein  jeder  Aktiv-  oder  Passiv-Zustand  erkannt  wer- 
den möge,  und  ihme  dadurch  die  Gelegenheit  benommen 
werde,  sieh  nicht  jeden  Augenblick  nach  seinem  Wohl- 
gefallen insolvent  erklären  zu  können. 

Was  weiset  nun  die  Buchhaltung  des  Samuel  W. 
aus!  Nichts  änderst,  als  wie  viele  Waaren  er  ein-  und 
verkauft  habe. 

l)a  existiert  weder  ein  Capitalconto,  womit  doch  un- 
umgänglich nötig  in  einer  geordneten  Handlung  der  An- 
fang in  den  Büchern  gemacht  werden  sollte,  noch  ein 
Waarenconto,  weder  ein  Cassa-  noch  Wechselconto, 
welche,  wie  jeder  einsehen  wird,  so  nur  den  entferntesten 
Hoch  schein  von  der  Buchhaltung  hat,  als  Hauptconti  in 
der  Buchhaltung  existieren  müssen,  da  der  Jud  laut  sei- 
nem Journal  und  Hauptbuch  sowohl  gegen  baar  Geld  als 
gegen  Wechsel  verkauft  hat. 

Wir  wollen  von  den  übrigen  Irregularitäten,  die  in 
diesen  Büchern  häufig  zu  finden  sind,  nicht  einmal  re- 
den, indem  es  nur  darum  zu  tun  ist,  unseren  hochgeach- 
teten Herren  die  Hauptmängel  derselben  unter  die  Augen 
zu  legen,  die  dieselbsten  schon  bei  der  ersten  Uebersicht 
geahndet  haben,  indem  sie  uns  solche  zur  Prüfung  zu- 
stellen Hessen. 

Wir  haben  die  Ehre  mit  ausgezeichneter  Hochach- 
tung und  Ergebenheit  zu  seyn 

Rudolf  Brodbeck. 
Heinrich  Gönner. 

Am  30.  März  1810  zeigte  die  hiesige  Judenschaft  der 
Regierung  an,  dass  das  Haus  des  Zimmermeisters  Plattner, 
an  der  Lys,  verkauft  worden  sei.  Ein  passendes  Logis  für 
ihr  neues  Betzimmer  scheine  dasjenige,  in  der  Neuen- 
schwanderschen  Liegenschaft,  Heuberg  407  (heute  unterer 
Heuberg  7)  zu  sein.  Die  Genehmigung  wurde  erteilt,  und 
das  Lokal  bis  1849  benützt. 


Nach  Napoleons  Niederlage  bei  Leipzig  wurden  die 
Juden,  wie  übrigens  die  ganze  Bürgerschaft,  schwer  in  An- 
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Spruch  genommen.     Endlose  Truppenmassen  mussten  ver- 
pflegt werden. 

Frankreichs  sinkendes  Glück  wurde  den  Juden  in 
Basel  bald  genug  fühlbar. 

Samuel  Wahl  erhielt  folgende  Nota: 

Der  Handelsjud  Samuel  Wahl  Soll  laut  Erkenntnis 
E.  E.  Stadtrates  d.  d.  5.  Oktober:  Vergütung  an  rück- 
ständige Einquartierung  10.  N.  L'^^^ 

Sage  Zehen  neue  Louis  d'or,  welche  an  endsgefer- 
tigte  Behörde  unaufhaltsam  zu  entrichten  sind. 

Basel,  20.  Oktober  1814. 

Die  Einquartierungs-Commission : 
Hier.  Wieland. 

Wahl  besass  ein  ärztliches  Zeugnis: 

«Dass  der  Hebräer  Samuel  Wahl,  seine  Frau  und  er- 
wachsene Tochter  am  Nervenfieber  krank  gelegen  und 
auf  mein  Anraten  zu  ihrer  Erholung  auf  das  Land  ge- 
gangen seien,  bezeugt 

Basel,  10.  Sept.  1814. 

Stückelberger. 

Wahl  hatte  sich  anfangs  September  beim  Stadtrat  we- 
gen der  Steuer  beschwert.  Dieser  verlangte  von  der  Quar- 
tier-Commission  Bescheid.     Er  lautete: 

Der  Hebräer  Samuel  Wahl,  damals  in  No.  145  bei 
Meister  Beckel,  Kupferschmid,  auf  dem  Fischmarkt 
wohnhaft,  wurde  wegen  Krankheitsumständen,  den  gan- 
zen Monat  Februar  bis  zum  23.  März  von  Einquartierung 
verschont;  den  24.,  25.  und  26.  ward  er  mit  6  Mann  be- 
legt, und  sodann  erfolgte  noch  in  diesem  März-Monat 
und  nicht  erst  im  Mai,  seine  Absentirung,  welches  mit 
der  Quartierliste  E.  E.  St.  Johann-Quartiers  bewiesen 
werden  kann. 

Herr  Dr.  Stückelberger  hatte  auch,  zufolge  beiliegen- 
dem Schein,  ihm  wirklich  angeraten,  sich  für  einige  Zeit 
zu  entfernen. 
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Diese  Behörde  war  zwar  öfters  im  Falle,  bey  einge- 
tretenen Umständen,  Schonungen  solcher  Art  vorzuneh- 
men, jedoch  bei  erfolgter  Genesung  wurde  nicht  erman- 
gelt, diesen  Eückstand  nachzuholen. 

Nehmen  wir  nun  an,  dass  dieser  Hebräer  gleich  an- 
dern Bürgern  und  Einwohnern  hätte  können  behandelt 
werden,  so  ergibt  sichs,  dass  laut  aufgenommener  Bilanz 
von  90  Tagen  ein  Manquo  von  87  Tag  ansichtig  wird  und 
mit  6  Mann  multiplizirt  —  so  ist  der  Rückstand  =  522 
Mann. 

Welches  hiemit  E.  E.  Stadtrath  zur  weitern  Verfü- 
gung angezeigt  wird. 

Schliesslich  hat  die  Ehre  achtungsvoll  zu  verharren 

Hier.  Wieland. 

Praesident  der  Einquartierungs-Commission. 

Wahl  sandte  hierauf  eine  Bittschrift  folgenden  In- 
haltes: 

Wohlweiser  Herr  Bürgermeister. 
Hochgeachtete  Herren, 

In  der  Ueberzeugung  von  hochderselben  Billigkeit 
und  Gerechtigkeit,  nehme  ich  die  Freyheit  mich  über  die 
angeschlossene,  von  der  Einquartierungs-Commission  er- 
haltenen Nota,  in  Bezug  auf  eine  Erkenntnis  E.  E.  Stadt- 
rats vom  5.  Oktobris  zu  beschwehren  in  der  Hoffnung 
dass  meine  hochgeachteten  Herren,  meine  Gründe  zur 
Milderung  beherzigen  und  gnädigst  remediren  werden. 

Am  21.  Dezembris  1813,  dem  bekannten  Tage  des 
Einrückens  der  allirten  Truppen  in  hiesiger  Stadt,  kam 
meine  Frau  mit  einem  Mädchen  nieder;  unser  Logis,  das 
aus  einer  einzigen  Stube  mit  Aicofen  und  einer  unheiz- 
baren Kammer  besteht,  war  daher  kaum  hinreichend, 
die  Wöchnerin,  die  Vorgängerin,  mich  und  meine  Toch- 
ter zu  beherbergen;  man  stelle  sich  meine  Lage,  meine 
Furcht,  den  Schrecken  der  schwachen  Kindbetterin  vor, 
als  24  Oesterreicher  mit  einem  Quartierbillet  die  Treppe 
hinaufkamen  und  in  das  Zimmer  traten!    Man  wandte 
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alles  an,  um  ihrer  nur  für  diese  Nacht  los  zu  werden, 
allein  es  war  umsonst,  der  Drang  war  zu  gross. 

So  wie  diesmal,  so  ward  ich  in  der  Folge  nicht  ge- 
schont, obschon  meine  Frau  vom  Schrecken  jener  Nacht 
krank  geworden;  ich  kann  mit  Billets  beweisen,  dass  ich 
in  einer  Nacht  dreymal  Einquartierung  bekam,  von  wel- 
cher mir,  ungeachtet  aller  Protestationen,  nichts  abge- 
nommen wurde. 

Unser  Unglück  wuchs  im  Frühjahr  bis  zum  Elend. 
Von  Soldaten  im  Haus  bekam  die  Magd  das  Nervenfieber 
woran  sie  starb.  Zuerst  ward  meine  Frau,  endlich  auch 
ich  und  meine  Tochter,  davon  ergriffen.  Nur  dem  men- 
schenfreundlichen, rastlosen  Eifer  des  verdienten  Arztes 
Herrn  Professor  Stückelberger,  hatte  ich  mit  Weib  und 
Kind  das  Dasein  zu  danken,  indem  er  uns  rieth,  auf  das 
Land  zu  ziehen,  welches  wir  auch  befolgten,  und  nur 
diese  Abwesenheit  rettete  uns  das  Leben. 

Es  war  den  28.  Merz,  als  ich  mit  meiner  Familie, 
vom  Nervenfieber  angesteckt,  die  hiesige  Stadt  verliess, 
die  letzte  Einquartierung  von  6  Mann  hatte  ich  den  24. 
März. 

Ende  Juni  kehrte  ich  wieder  zurück,  wo  ich  ange- 
klagt war,  dass  ich,  um  der  Einquartierung  auszuwei- 
chen, die  Stadt  verlassen  hätte;  ich  producirte,  um  mich 
von  dieser  Anklage  zu  reinigen,  ein  Attest  des  Herrn 
Professor  Stückelberger,  worin  derselbe  bezeugt,  dass 
ich  wegen  jener  bösartigen  Krankheit  und  um  unsere 
Gesundheit  herzustellen,  auf  das  Land  gegangen.  Dem- 
ungeachtet  sprach  mir  E.  E.  Stadtrath  sub  5.  Octobris 
unter  dem  Titel:  «einer  Vergütung  an  rückständiger 
Einquartierung»  eine  Strafe  von  Einhundert  und  sechzig 
Schweizer  Franken  zu. 

Ich  zweifle  nicht,  dass  hochdieselben  geruhen  wer- 
den, meinen  Beschwärden  hierüber  geneigtes  Gehör  zu 
geben;  den  Ueberdrang  von  Einquartierung  habe  ich 
redlich  tragen  helfen  müssen.  Ich  stütze  mich  auf  meine 
abgegebene  Tabelle,  auf  die  Nachbarschaft  und  meine 
noch  besitzende  Billets. 
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Ob  ich  nun  noch  Strafe  verdiene,  dass  ich,  vom  Ner- 
venfieber behaftet,  mit  den  Meinigen  die  Stadt  verliess, 
will  ich  nun  dem  gerechten  Ermessen  hochdenselben  an- 
heimstellen und  abwarten,  ob  auch  die  hochgeachteten 
Herren  mich  deshalb  strafwürdig  finden. 

Allein,  ich  lebe  der  getrosten  Hoffnung,  dass  E.  E. 
und  W.  W.  Rath  jener  Straf  seilten  z  nicht  bey  stimmen 
werden,  und  in  dieser  Erwartung  bin  ich  mit  der  auf- 
richtigsten Hochachtung 

Samuel  Wahl. 

26.  Okt.  1814. 

Von  einem  Nachlass  an  der  Forderung  ist  dem  Ver- 
fasser nichts  bekannt. 


War  schon  der  Wirkungskreis  der  Juden  ein  limitier- 
ter, weil  sich  ihre  Tätigkeit  auf  den  Handel  beschränken 
musste,  so  wurde  diese  durch  die  scharfe  Handhabung  der 
Gesetze  noch  erschwert.  Schreiben  konnten  die  wenigsten, 
zumal  nicht  deutsch  oder  französisch.  Höchstens  schrie- 
ben sie  den  Namen  geläufig;  aber  die  meisten  unterzeich- 
neten jiidisch-deutsch,  und  daneben  stand:  soll  heissen 
soundso.  Nun  forderte  aber  die  Verordnung  von  1809,  wie 
erwähnt,  eine  leicht  ersichtliche  Buchführung,  die  deutsch 
oder  französisch  geführt  sein  musste.  Das  war  für  die  Be- 
treffenden unbequem.  Sie  drückten  sich  davon,  bis  sie 
erwischt  wurden.  Waren  dann  ihre  Ausreden  nicht  be- 
sonders stichhaltig,  so  waren  sie  immerhin  eigenartig. 

Am  15.  Februar  1815  werden  Simon  und  Bernhard 
Wolf  vorgeladen: 

Durch  Mitteilung  des  Gutachtens  des  hochlöbl. 
Stadtrathes  wurde  hauptsächlich  diesseitiger  Behörde 
aufgetragen  sonderheitlich  alles  einzuleiten,  damit  die 
Verordnung  d.  29.  Sept.  1809  wegen  den  Juden  in  allen 
Theilen  in  Vollziehung  gesetzt  werde. 

Nun  wurden  uns  die  hier  seit  20.  Nov.  1813  mit  Nie- 
derlassungs-  Gewerbs-  Bewerbs-Bewilligung  gegen  hin- 
terlegte Imatr.-Scheine  versehene 
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Simon  und  Bernhardt  Wolf,  Benjamin  Wolfen 
Söhne,  verzeigt,  dass  sie  keine  Gewerbs-Patente  besitzen 
und  dennoch  handeln.  Wir  Hessen  sie  vor  uns  laden  und 
hielten  Ihnen  vor: 

Warum  sie  Handel  treiben,  ohne  sich  um  ein  Han- 
delspatent beworben  zu  haben? 

Antwort:  Weil  sie  kein  Waarenlager  haben. 

Frage:  Wenn  sie  kein  Waarenlager  haben,  mit  was 
sie  dann  handeln  und  ob  sie  Bücher  führen? 

Antwort:  Bücher  führen  sie  keine,  weil  sie  eigent- 
lich keine  Kaufleute  seien,  sondern  handeln  nur  mit 
Wollewaaren,  Mousselines  und  was  ihnen  sonst  so  vor- 
komme. 

Dieses  getreue  Geständniss  der  Gebrüder  Wolf  qua- 
lificiert  dieselben  nach  unsern  Begründen  ganz,  dass  sie 
nach  dem  §  7  und  8  der  vorerwähnten  Verordnung,  zur 
Fortweisung  und  sonst  gutfindenden  Bestrafung  verzeigt 
werden  sollten. 

Geziemend  höherem  Gutfinden  anheimgestellt,  ver- 
harren wir  in  schuldigster  Hochachtung 

Die  Verordneten  zur  Policey-Commission 

und  in  deren  Namen: 

Hier.  Wieland,  Praesident. 

Der  Stadtrat  war  mit  der  Fortweisung   der  beiden 
Fehlbaren  einverstanden : 

Wohlweiser  Herr  Bürgermeister, 
Hochgeachtete  Herren. 

Die  in  beigegebenem  Memorial  unserer  Polizey-Com- 
mission  verzeigten  Juden,  Simon  und  Bernhardt  Wolf 
von  Oberhagenthal,  welche  ohne  Handelspatent  Handel 
getrieben,  haben  sich  gegen  den  §  7  und  8  hochderoselben 
Verordnung  vom  27.  Sept.  1809  verfehlt. 

W^ir  ermangeln  daher  nicht  Eueren  Weisheiten,  un- 
sern hochgeachteten  Herren,  liievon  Kenntnis  zu  geben. 
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mit  der  Ersuchung,  dieselben  von  hier  fortzuweisen  und 
das  ferner  gutfindende  zu  verfügen. 

In  vollkommendster  Hochachtung 

Die  Glieder  des  Stadtrates  und  in  deren  Namen: 

VonderMühll,  Praesident. 

15.  Febr.  1815. 

Die  Kegierung  selbst  war  zur  Milde  gestimmt.     Laut 
Protokoll  vom  18.  Febr.  beschliesst  sie: 

Wird  löbl.  Stadtrat  zurückgewiesen,  um  diese  zwei 
Israeliten  wegen  unterlassener  Anschaffung  von  Paten- 
ten nach  Lag  der  Ordnung  rechtfertigen  und  ihnen  dabei 
insinuieren  zu  lassen,  dass  sie  bei  der  erster  Widerhand- 
lung gegen  bestehende  Verordnungen  ausgeschafft  wer- 
den sollen. 

Der  Vater  der  beiden  Wolf,  Benjamin,  kam  2  Monate 
später  vor  den  Eichter;  er  war  des  Wuchers  bezichtigt: 

Loerrach,  11.  April  1815. 

Grossherzogl.  Badisches  Directorium  des  Wiesenkreises 

an  die 
hochlöbliche  Kantonsregierung  zu  Basel, 

Es  ist  uns  die  Anzeige  zugekommen,  dass  der  Schutz- 
jude Benjamin  Wolf  zu  Basel  bei  Be Wirkung  von  Geld- 
aufnahmen, grossherzogl.  Untertanen  allda  übertriebene 
Prozente  nehme  und  es  hat  derselbe  nachdem  vom  Gross- 
herzoglichen Dreisamkreis  Directorio  zu  Freiburg  anher 
gegebenen  Nachricht  von  den  Gemeinden  Weisweil  und 
Niederhäuser  im  Dreisamkreis  von  ihm  für  dieselben  bei 
Burkhardt  &  Cie.  in  Basel  negozirten  Geldanleihen  von 
8000  Fr.  sich  6%  %  nebst  6  Viertel  Waizen  abgeben 
lassen. 

Wir  sind  überzeugt,  dass  es  hierüber  bei  unsem 
hochwohlgeborenen,  hochgeehrtesten  Herren  nur  einer 
Anzeige  bedarf,  damit  den  weiteren  Prellereien  dieses 
unmässig  wuchernden  Juden  vorgebeugt,  dass  gegen  ihn 
wegen  dem  Vergangenen  mit  verdienter  Ahndung  vor- 
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gefahren  und  derselbe  zur  Eüekgabe  des  zu  viel  bezoge- 
nen angehalten  werde. 

Wir  ersuchen  deshalb  die  geeigneten  Maassregeln 
vorzukehren  und  von  ihn  beliebt  werdenden  Verfügung 
gefl.  uns  in  Kenntniss  zu  setzen». 

Wolf  wurde  verhört,  konnte  aber  beweisen,  dass  er 
keineswegs  zu  viel  verlangt  hatte  und  produzierte  Aner- 
kennungszeugnisse der  betreffenden  Ortsvorstände. 

Das  eigentliche  Geschäft,  das  Darlehen,  hatte  die 
Firma  Burckhardt  &  Co.  gemacht,  und  sich  des  Wolf,  als 
Agenten,  bedient. 


Das  Jahr  1815  war  für  die  Juden  besonders  bös:  Ver- 
schärfte Handhabung  der  Vorschriften,  unz^Jilige  Einquar- 
tierungen, Polizei-Chikanen. 

Seit  etwa  einem  halben  Jahre  war  ein  gewisser  Würz 
—  er  betitelte  sich  Polizei- Agent  —  tätig.  Ursprünglich 
war  er  jedenfalls  kein  Staatsangestellter,  sondern  er  über- 
nahm allerlei  Aufträge  gegen  unbestimmte  Bezahlung. 
Er  war  eine  Art  Privat-Detectiv  der  Regierung.  Im  März 
1815  schreibt  er  an  die  Polizei-Commission : 

Es  sind  bereits  2  Monate  verflossen,  dass  ich  vom 
M.  H.  G.  A.  Herren  den  Auftrag  erhielt,  ein  statistisches 
Verzeichnis  sämtl.  hier  wohnenden  Juden  aufzunehmen; 
nach  dessen  Vollendung  wurde  E.  E.  Stadtbann  aufge- 
nommen, und  da  dieser  und  ein  tabellarisches  Verzeich- 
nis gefasst  worden,  so  wurde  in  der  Stadt  die  nämliche 
Arbeit  vorgenommen,  wo  ich  soeben  die  Ehre  habe, 
denenselben  E.  E.  St.  Johann-Quartier  in  einem  tabella- 
rischen Verzeichnis  vorzulegen.  Dass  ich  mit  Schwierig- 
keiten mancher  Art  zu  kämpfen  hatte,  um  dieser  Arbeit 
eine  so  viel  wie  mögliche  Vollständigkeit  zu  geben,  wer- 
den M.  H.  G.  A.  Herren  Selbsten  einsehen.  Mir  war  we- 
der der  Sonntag  zu  heilig,  noch  die  Nacht  zu  dunkel  um 
Leute  anzutreffen,  die  sonst  zu  keiner  andern  Zeit  an- 
zutreffen sind. 

Schliesslich  ersuche  M.  H.  G.  A.  untertänigst  um 
einen  gefälligen  ä  Conto  oder  nach  Gutfinden  verhält- 
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nismässigen  Gage  für  die  geleisteten  Dienste,  die  M.  H. 
G.  A.  H.  wohl  zu  schätzen  wissen  werden. 

Schliesslich  empfiehlt  sich  zu  ferneren  Aufträgen, 
und  hat  die  Ehre  achtungsvoll  zu  verharren 

Dero  unterthänigster  Diener 

Würz. 

29.  Merz  1815. 

Es  gab  bald  wieder  Arbeit  für  ihn.    Am  31.  August 
rapportiert  er: 

Erhaltenem  Auftrag  zufolge,  wurde  vergangene 
Nacht  die  Untersuchung  der  hier  wohnenden  Juden  wie- 
derholtenmalen  vorgenommen.  Das  Resultat  davon  ist 
wieder  folgendes: 

Simon  Wolf  absend. 

Bernhardt  Wolf  » 

Benjamin  Wolf  » 

Isaac  Dreyfus  » 

Abr.  Kueff  » 

Samuel  Weiller  )) 

Emanuel  Bumsel  » 

Samuel  Picard  » 

Emanuel  Schwob  » 

Mathias  Pattegay  » 

Diese  abwesenden  sind  in  der  Nacht  vom  31.  July 
auf  1.  August  1815  nicht  zu  Haus  angetroffen  worden. 
No.  371  Samuel  Wahl, 
))  426  Isaac  Wahl, 
welche  in  vorigem  Rapport  als  nicht  zu  Hause  angezeigt 
worden,  haben  sich  hinlänglich  legitimiert,  dass  sie  in 
voriger  Nacht  hier  gewesen  sind  und  sich  etwa  eine  halbe 
Stunde  vor  der  Untersuchung,  welche  den  31.  früh  ge- 
schehen, von  hier  entfernt  haben,  um  ihre  in  Binningen 
befindliche  Familie  zu  besuchen.  Vom  31.  auf  den  ersten 
haben  dieselben  persönlich  geantwortet. 

Schliesslich  habe  die  Anzeige  zu  machen,  dass  sich 
beinahe  in  jeder  Strasse  verdächtiges  Gesindel  zeigt, 
welche  Unfuge  treiben  und  da  ich  nur  mit  einen  Polizei- 
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diener  begleitet  war,  so  war  ich  ausser  Stand  solche  ver- 
dächtige Clubs  anzuhalten  und  behörigend  Tat  einzu- 
bringen. 

Indem  ich  mich  dieser  Angelegenheit  entledige 

Verharre  achtungsvoll 

Dero  Diener 

Würz,  Pol.-Ang. 

Die  erwähnte  Abwesenheit  der  Juden  fiel  in  die  Zeit 
der  heftigsten  Beschiessung  der  Stadt  durch  Hüningen. 

Die  Folgen  des  Kapports  konnten  nicht  ausbleiben. 

Am  9.  August  berichtet  die  Polizei-Commission: 
Auf  die  uns  gemachte  Anzeige,  dass  sich  ein  grosser 
Teil  der  hier  angesessenen  Juden  bei  der  unlängst  von 
Hüningen  aus  erfolgten  Beschiessung  unserer  Stadt  ihre 
Häuser  verlassen  und  sich  mit  den  ihrigen  auswärts  ge- 
flüchtet, hielten  wir  uns  verpflichtet,  durch  unsern  Po- 
lizeiangestellten, Herrn  Würz,  zwei  verschiedene  Unter- 
suchungen, die  erstere  am  frühen  Morgen,  und  die  an- 
dere Nachts  zwischen  11  und  12  Uhr  anstellen  zu  lassen, 
und  wurden  bei  dieser  Tageszeit,  wie  beiliegende  2  Rap- 
porte zeigen,  vollkommen  überzeugt. 

Bei  diesem  Anlass  Hessen  wir  uns  anbei  beiliegen- 
den nähern  Bericht  eingeben,  was  für  Juden,  sov/ohl 
solche  welche  eigene  Häuser  besitzen,  als  solche  die  keine 
besitzen,  im  Lauf  der  verflossenen  und  diesen  Morgen 
fortgezogen  sind,  und  ihre  Waaren  und  Effecten  mit- 
genommen haben. 

Hiedurch  erlangten  w^ir  nun  einen  neuen  Beweis 
von  dem  Charakter  dieser  Nation. 

Im  Augenblick  der  Gefahr,  wo  sie  der  Stadt,  da  sie 
sämtlich  den  Feuerspritzen  und  übrigen  Löschgerätschaf- 
ten ausgelegt  sind,  und  ausser  diesem  kleinen  Dienst  als 
französische  Bürger  sämtlicher  übrigen  Militärpflichten 
enthoben  sind,  einigen  Nutzen  hätten  leisten  können,  ver- 
lassen sie  dieselbe  auf  eine  schändliche  Weise  und  legen 
hiedurch  offenbar  an  den  Tag,  dass  sie  sich  blos  des 
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schnöden  Gewinnes  halber  hier  aufhalten  um,  wenn  sich 
die  Umstände  nur  in  etwas  verändern,  statt  zu  der  all- 
gemeinen Sicherheit  mitzuwirken,  andern  ihre  leeren 
Häuser  zu  bewachen  überlassen. 

Sie  entziehen  sich  hiedurch  auch,  wie  dieses  im  ver- 
flossenen Jahre  mehrfach  der  Fall  gewesen,  der  Last  der 
Einquartieru  ng. 

Eine  ganz  andere  Bewandnis  hat  es  mit  andern  von 
hier  sich  gleichfalls  geflüchteten  Einwohnern  und  kön- 
nen dieselben  in  keine  Vergleichung  mit  den  Juden  ge- 
stellt werden,  denn  erstere  begehren,  der  Erfolg  mag  nun 
ausfallen  wie  er  will,  wieder  zurück  und  kann  alles  Ver- 
säumte von  ihnen  nachgetragen  werden.  Diese,  die  Ju- 
den aber,  kommen  wie  gesagt  sicher  nur  in  dem  Falle 
wieder  zurück,  wenn  der  Ausgang  gut  ist. 

Liegt  es  daher  nicht  in  aller  Billigkeit,  dass  wer 
nicht  Lieb  und  Leid  mit  einer  Stadt  trägt  auch  nicht  den 
Nutzen  allein  zu  geniessen  habe. 

Wir  glauben  also,  dass  bei  der  allgemeinen,  nicht  un- 
gerechten Stimmung  des  allhiessigen  Publicums  der  ge- 
genwärtige Anlass  benutzt  werden  sollte  E.  E.  Cantons- 
Rath  geziemend  zu  bitten,  hier  angesessene  Juden,  ohne- 
hin nur  die  schlechtesten  aus  dieser  Klasse,  deren  eigent- 
licher Erwerbszweig,  wie  die  Erfahrungen  es  leider  schon 
zur  Genüge  bewiesen  hat,  nie  ergründet  werden  kann, 
indem  die  wenigsten  ordentliche  Bücher  führen  und  sie 
sich  im  Allgemeinen  nur  mit  dem  Schleichhandel  und 
mit  solchen  Sachen  befassen,  welche  zu  unternehmen  sich 
andere  scheuen,  nicht  weiter  hier  zu  dulden  und  auch 
den  übrigen  Juden  eine  Zeitfrist  zu  beraumen,  innert 
deren  sie  sich  von  hier  entfernen  sollen. 

Und  wir  dürfen  bei  den  von  unserer  hohen  Regie- 
rung schon  so  oft  an  den  Tag  gelegten  landesväterlichen 
Gesinnungen,  einer  hochgeneigter  Entsprechung  dieses 
allgemeinen  Wunsches  umso  getroster  entgegensehen, 
als  Hochdieselben,  wie  wir  wohl  wissen,  die  Ansiedelung 
der  Juden  in  hiesiger  Stadt  nie  gerne  gesehen,  sondern 
denenselben,  durch  die  damaligen  Verhältnisse  bewogen, 
Schutz  verliehen  haben». 
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Die  ((damaligen  Verhältnisse»  beziehen  sich  natürlich 
auf  Frankreich,  das  zur  Zeit  nicht  mehr  zu  fürchten  war. 

Der  Stadtrat  berichtete  noch  gleichen  Tags: 

((Die  dermalige  sehr  bedenkliche  und  gefahrvolle 
Lage  unserer  teuern  Vaterstadt,  welche  vielen  von  uns 
nicht  nur  Hab  und  Gut  zu  verlieren  droht,  sondern  auch 
uns  und  unsere  Angehörigen  nicht  sichert,  hat  uns  die 
Pflicht  auferlegt,  so  viel  möglich  die  zweckdienlichsten 
Mittel  zu  ergreifen,  den  Einwohnern  Gut  und  Leben  zu 
sichern. 

Eine  der  dringendsten  und  nötigsten  hat  die  Veran- 
staltung erzeugt,  die  Feuerspritzen  und  übrigen  Lösch- 
gerätschaften genau  zu  untersuchen  und  in  guten, 
brauchbaren  Stand  zu  setzen,  wozu  die  sämmtlichen 
Spritzenmeister  ihre  Mannschaften  zusammen  berufen, 
um  den  Leuten  den  allenfalls  nötigen  Unterricht  zu 
erteilen. 

Obschon  zu  unserm  Vergnügen  sich  die  meisten 
Bürger  eingefunden,  so  mussten  wir  doch  eine  Klasse 
von  Einwohnern  vermissen,  die  Juden,  von  welchen  bei 
unsern  Wissen,  nur  wenige  erschienen  sind. 

Bei  nähern  Erkundigungen  und  Untersuchungen 
aber,  hat  es  sich  erfunden,  dass  diese  Leute  auf  letztes 
Bombardement  die  Stadt  mit  ihren  Habseligkeiten  und 
Waaren  verlassen,  sichern  Zufluchtsort  gesucht,  sich 
einstweilen  andernorts  angesiedelt,  um  ihre  eigentüm- 
lichen Häuser  sowie  die  gemieteten  verlassen,  wie  die 
durch  unsere  Polizey-Commission  vorgenommene  Unter- 
suchungen, und  darüber  erhaltenen  Kapporte,  welche 
beizulegen  die  Ehre  haben,  das  Nähere  beweisen. 

Wenn  nun  in  jedem  iDolizierten  Staat  angenommen 
ist,  dass  Bürger  und  Einwohner,  welche  an  einem  Ort 
Schutz  und  Schirm  gemessen,  auch  Lasten  und  Gefahr, 
Lieb  und  Leid  mit  einander  tragen  müssen; 

Wenn  die  Judenschaft  in  Zeiten  der  Gefahr  und 
Noth  die  Stadt  verlassen,  ihre  Habseligkeiten  weggezo- 
gen, und  uns  die  Sorge  und  Bewachung  ihrer  Häuser  und 
ihres  Eigentums  stillschweigend  überlassen; 
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Wenn  andere  Einwohner  sich  dem  diesermalen  ge- 
fahrvollen, lästigen  Kriegsdienst  unterziehen,  und  diese 
sich  mit  den  ledigen  Worten:  «ich  bin  ein  französischer 
Bürger»  davon  befreyen; 

Wenn  diese  Leute  Schleichhandel  treiben,  dem 
man  selten  auf  die  Spur  kommen  kann,  indem  die  wenig- 
sten ordentliche  Bücher  führen,  oder  durch  Hausieren, 
Unkundige  anführen,  und  dadurch  manchem  redlichen 
Kaufmann  seinen  rechtmässigen  Erwerb  beschränken; 

Wenn  dieselben  mit  unsern  Gebräuchen  und  Sit- 
ten und  Religion  durchaus  keine  Gemeinschaft  haben 
wollen ; 

Wenn  unser  kleiner  Staat  in  Berücksichtigung 
mit  grossen,  mächtigen  Reichen  in  keinen  Vergleich  zu 
stellen  —  und  wenn  endlich  unsere  Bürgerschaft  gegen 
die  Juden  und  ihre  Vermehrung  unter  diesem  und  jenem 
Vorwand  aufmerksam  wird  und  sichtbare  Abneigung 
gegen  diese  Nation  äussert,  so  konnten  wir  nicht  mehr 
anders  als  unsere  Aufmerksamkeit  diesem  Gegenstand 
zu  widmen. 

Wir  finden  demnach,  dass  die  Judenschaft  für  den 
vorzüglichen  Schutz,  den  sie  geniesst,  keinen  Teil  an  der 
Stadt  Wohl  und  Weh  nimmt,  in  Zeiten  der  Gefahr  selbige 
verlässt,  andernorts  Sicherheit  sucht,  so  lang  es  ihnen 
gefällt,  dadurch  der  Einquartierung  ausweicht,  für 
welche,  bei  ihrer  in  ruhigen  und  bessern  Zeiten  erfolgen- 
den Rückkehr  von  vielen  gar  kein  und  von  andern  bei 
weitem  nicht  der  gebührende  Ersatz  geleistet  wird  und 
wenn  Aufopferungen  müssten  gemacht  werden,  unsere 
Stadt  solche  ohne  ihr  Zuthun  tragen  würde. 

Bei  (Gott  gebe  bald:)  eintretenden  bessern  und  ver- 
dienstreichern Zeiten,  würden  diese  Leute  zuverlässig 
wieder  zurückkehren,  ihr  voriges  Wesen  treiben  und  die 
Bürgerschaft  in  ihrem  rechtmässigen  Erwerb  schmälern. 

Wir  glauben  demnach  aus  diesen  Darstellungen,  und 
da  keine  Verbindlichkeit  mehr  vorhanden,  diese  herum- 
ziehende, lästige  Nation  nicht  länger  dulden  zu  müssen, 
die  sich  nicht  einmal  durch  sichere  Documente  über  eine 
Heimat,  sondern  nur  durch  Immatriculationsscheine,  in 
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welcher  keiner  heimatlichen  Gemeinde  gedacht  ist,  legi- 
timieren kann,  solche  bei  ihrer  Wiedererscheinung  in  der 
Stadt  nicht  mehr  aufzunehmen,  anbei  den  freimütigen 
Wunsch  wagen  zu  dürfen,  auch  die  Übrigen  nach  und 
nach  fort  zu  weisen,  jedoch  den  Häuserbesitzern  eine 
Zeitfrist  zu  gestatten,  ihre  Liegenschaften  zu  veräussern. 

Wir  übertragen  diese,  unsere  Ansicht  Eurer  Weis- 
heit überzeugt,  Hochdieselben  werden  diesen  Schritt  als 
in  unserer  Schuldigkeit  liegend  ansehen. 

Die  Glieder  des  Stadtrates 
und  in  deren  Namen 
Meyer,  Praesident. 
9.  Aug.  1815. 

Die  Antwort  vom  12.  August: 

Bürgermeister  und  Rat  des  Kantons  Basel 

an 

Herrn  Präsident  und  Mitglieder  löbl.  Stadtraats. 

Wir  finden  allerdings,  dass  diejenigen  jüdischen 
Glaubensgenossen,  welche  nur  in  ruhigen  Zeiten  sich  hier 
um  einigen  Nutzens  willen,  aufhalten  wollen  und  in  Noth 
und  Kummer  die  Stadt  verlassen,  den  hiesigen  Aufent- 
halt verwirkt  haben  und  haben  daher  in  Berücksichti- 
gung der  vom  löbl.  Stadtrat  entwickelten  Ansicht  zu  er- 
kennen angemessen  erachtet: 

«Dass  alle  Juden,  welche  sich  selbst  oder  ihre  Fa- 
milie von  hier  entfernt  haben,  und  die  in  den  uns  vor- 
gelegten Kapporten  namentlich  verzeichnet  sind,  die 
Niederlassungs-Bewilligung .  zurückgezogen,  und  ihnen 
zur  Berichtigung  ihrer  hiesigen  Angelegenheiten,  und 
zur  gänzlichen  Fortziehung  eine  Zeitfrist  von  6  Monaten; 
jenen  unter  ihnen  aber,  welche  eigene  Häuser  besitzen 
zur  Veräusserung  derselben  eine  solche  von  12  Monaten 
eingeräumt  werden  soll. 
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Sie  werden  veranstalten,  dass  dieser  Beschlnss  den- 
selben angezeigt,  und  dann  vollzogen  werde. 
Wir  empfehlen  Sie  göttlicher  Maehthut 

Der  Kathschreiberr 
Braun. 

Am  26.  Anglist  übergab  Barbanegre  die  Festung- 
Hüningen.  Am  30.  wurde  denjenigen  Juden,  die  zurück- 
gekehrt waren,  die  Gewerbsbewilligung  abverlangt. 

Die  Polizei-Commission  berichtet: 

Auftragsgemäss  haben  wir  die  Erkenntnis  E.  E. 
Kantonsrats  vom  12.  dieses  Monats  den  verzeigten  11 
jüdischen  Hausvätern  angezeigt. 

Da  sich  nun  einige  Anstände  ergeben,  so  halten  wir 
uns  verpflichtet,  Sie  davon  in  Kenntnis  zu  setzen. 

Von  den  bei  uns  erschienenen  gab  nur  Samuel 
Pickard  seine  Niederlassungs-  und  Gewerbsbewilligung 
zurück. 

Bernhard  Wolf  und  Samuel  Braunschweig  sowie 
Isaac  Dreyfus  waren  abwesend. 

Simon  Wolf  und  Emanuel  B umsei  hatten  schon  am 
18.  ihre  Niederlassungs-  und  Gewerbsbewilligung  zu- 
rückgegeben und  versicherten,  dass  sie  sofort  von  hier 
wegziehen  werden. 

Benjamin  Wolf, 

Abraham  Ruf, 

Emanuel  Schwob, 

Samuel  Weiler, 

Mathias  Pattegay 
hingegen  declarierten,  dass  sie  ihre  Gewerbs-Bewilligun- 
gen  nicht  bei  Händen  hätten,  folglich  solche  nicht  zu- 
rückgeben könnten. 

Wir  erkannten  daher: 

«Da  mehrere  ihre  Gewerbsbewilligung  nicht  bei 
Händen  zu  haben  vorgeben,  so  werden  solche  nichtsdesto- 
weniger als  erloschen  angesehen  und  würden  diejenigen, 
welche  sich  ferner  beilassen  würden  Handel  zu  treiben. 
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von  der  Polizei  zu  Verantwortung  und  Strafe  gezogen 
werden. 

Benjamin  Wolf  verlangte  auch  diese  Erkenntnis 
von  unserem  Secretariat  schriftlich,  um,  wie  er  sagte, 
seine  Eeklamationen  machen  zu  können. 

Wie  wir  uns  ferner  in  dieser  Sache  zu  verhalten 
haben,  gewärtigen  wir  Hochwohldero  fernere  Weisung 
und  verharren  indessen  Hochachtungsvoll 

Die  Verordneten  zur  Polizei-Commission 

und  in  deren  Namen: 

SchöUy. 

Tatsächlich  stand  es  aber  nicht  so  schlimm,  wie  es  die 
Beschuldigungen  vermuten  Hessen.  Die  Juden,  die  sich  in 
der  Mehrzahl  schuldlos  hielten,  verfassten  eine  Bittschrift, 
die  denn  auch  dem  Justiz-Collegium  zur  Begutachtung 
überwiesen  wurde.  Das  Eesultat  war  für  die  Petenten  ein 
erfreuliches. 

Der  Bericht  vom  21.  Oktober  lautet: 
Wohlweiser  Herr  Bürgermeister. 

Die  verschiedenen  Bittschriften,  welche  wir  von  den 
unterm  12.  August  von  hier  weggewiesenen  Israeliten- 
Familien,  die  sich  laut  dem  Bericht  des  löbl.  Stadtrates 
bei  dem  Bombardement  hiesiger  Stadt  von  hier  entfernt 
haben  sollen,  eingeben  beliebten,  uns  zur  näheren  Er- 
dauerung  und  Eingabe  eines  Gutachtens  zu  überweisen. 

Wir  haben  die  Akten  bei  uns  zirkulieren  lassen  und 
die  von  Ihnen  beigewiesenen  Scheine  und  Schriften  ge- 
nau durchgangen. 

Ehe  und  bevor  wir  unser  Gutachten  darüber  ein- 
geben, sey  es  uns  vergönnt  ein  kleines  ßesume  über  die 
beigelegten  Aktenstücke  voranzuschicken. 

Es  erhellet  nämlich  daraus,  und  ist  mit  glaubwürdi- 
gen Zeugnissen  dargethan,  dass  5  von  den  9  Suplicanten 
nämlich :  Abraham  Euef f ,  Mathias  Pattegay,  Isaac  Drey- 
fus,  Bernhard  Wolf  und  Samuel  Weiler  in  Handlungs- 
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geschäften  ausserhalb  gewesen,  welches  sie  nicht  nur 
mit  Pässen  von  hiesiger  Kanzley  und  visiert  von  Herrn 
Commissarius  Vischer,  sondern  auch  mit  Zeugnissen  von 
denjenigen  Orten,  wo  sie  Geschäfte  gehabt,  dargethan 
haben. 

Samuel  Picard  hat  laut  Bescheinigung  von  drei 
Nachbarn  während  der  Belagerung  von  Hüningen  ein 
einziges  Mal  ausserhalb  übernachtet,  als  er  am  14.  Juli 
seine  Frau  und  unmündigen  Kinder  nach  Ariesheim 
brachte  und  ist  den  8.  July,  am  Tage  der  grössten  Ge- 
fahr für  die  Stadt,  hier  gewesen. 

Benjamin  Wolf,  weil  er  sich  in  seinem  Haus  Blu- 
menrain nicht  sicher  glaubte,  hatte  etwelche  Nächte  bei 
Hrn.  Gessler,  Becker,  in  der  Steinenvorstadt  zugebracht. 
Seine  zween  erwachsenen  Söhne  und  die  Magd  aber 
blieben  in  seinem  Hause. 

Samuel  Seh  wob  wurde  auf  Veranstaltung  seiner 
Tochter  nach  Binningen  totkrank  transportiert.  —  lieber 
seine  damalige  Krankheit  beruft  er  sich  auf  Herrn  Dr. 
u.  Prof.  Stickel berger.  —  Sein  Sohn  und  Magd  blieben 
daheim. 

Simon  Wolf  begab  sich  mit  seiner  hochschwangem 
Frau,  welche  laut  Schein  von  Herrn  Dr.  u.  Prof.  Burck- 
hardt  gefährlich  krank  war,  nach  Loerrach,  allwo  sie 
auch  von  diesem  Herrn  Doctor  besucht  worden  ist.  Er 
entbietet  sich,  die  Einquartierung,  womit  er  während  sei- 
ner Abwesenheit  verschont  gewesen  ist,  nachzulegen. 

Die  andern  Juden  hatten  während  den  gefährlichen 
Zeiten  militärische  Einquartierungen  und  laut  Schein 
von  den  Herren  Aufsehern  bei  der  Löschanstalt,  fanden 
sie  sich  selbst  oder  von  ihnen  angestellte  rechtschaffene 
Männer  ein. 

Wenn  nun,  wie  es  sich  aus  dem  bisher  Angebrach- 
ten ergiebt,  die  Beschuldigung,  als  hätten  sie,  um  der  ge- 
dachten Gefahr  zu  entgehen,  die  Stadt  verlassen,  nicht 
begründet  ist;  wenn  betrachtet  wird,  dass  kein  Verbot 
existierte,  wo  einem  Bürger  oder  Einwohner  untersagt 
war,  die  Seinigen  oder  seine  Habschaften  in  sicheres 
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Obdach  zu  bringen,  wann  nur  er  selbst  oder  Jemand  der 
Seinigen  im  Hause  verblieb,  wenn  dann  auch  viele  Bür- 
ger und  übrige  Einwohner  ihre  Haushaltungen  in  die  be- 
nachbarten Ortschaften  unterbrachten,  mithin  den  Israe- 
liten auch  ein  gleiches  erlaubt  war,  so  erachten  wir,  von 
den  Gefühlen  der  Billigkeit  und  Menschlichkeit  durch- 
drungen, dass  den  Suplicanten,  in  solange,  als  in  An- 
sehung der  Einsassen  überhaupt,  nichts  anderes  verfügt 
sei  und  sie  sich  inzwischen  durch  ordnungswiedrige 
Handlungen  dessen  nicht  verlustig  machen  werden,  den 
Aufenthalt  und  die  Gewerbsbewilligung  ferners  gestattet 
werden  sollten. 

Bei  der  Wegweisung  der  2  übrigen  Familien,  sollte 
es  jedoch,  weil  sie  sich  nicht  gemeldet,  sein  Verbleiben 
haben. 

Die  Regierung  beschloss  hierauf  laut 

Extractus  Raths-ProtocolU  vom  13.  Nov.  1815. 

Auf  vorstehendes  Gutachten  hat  der  Rat  wegen  der 
11  von  hier  weggewiesenen  Israeliten  Familien  erkannt; 

Wird  nach  Antrag  dieses  Gutachtens  den  darin  ge- 
nannten Juden-Familien  der  fernere  Aufenthalt  allhier 
gestattet,  jedoch  sollen  sich  dieselben  allen  von  M.  H.  G. 
H.  in  der  Folge,  in  Betreff  der  hier  sesshaften  Israeliten 
zu  erlassenden  Verfügungen  zu  unterziehen  haben.  Löbl. 
Staatsrat  aber  wird  aufgetragen  sich  über  die  rücksicht- 
lich der  Juden  zu  treffenden  Anordnungen  zu  beraten 
und  M.  H.  G.  A.  H.  ein  Gutachten  und  Vorschläge  ein- 
zugeben. 

Canzlei  des  Cantons  Basel. 

Mit  andern  Worten:  Man  kann  die  Juden  diesmal 
noch  nicht  los  w^erden;  es  ist  zu  beraten,  wie  dies  baldmög- 
lichst geschehen  kann. 

Schon  am  12.  Januar  1816  verfassen  die  Juden  folgen- 
des geängstigte  Schreiben: 

((Zwar  kennen  wir  den  Inhalt  des  Antrages  nicht, 
welchen  im  Laufe  des  vorigen  Monats  E.  E.  Stadtrat  an 
Hochdieselben  erlassen  haben;  allein  was  davon  zu  un- 
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serer  Kunde  gekommen,  ist  vollkommen  geeignet,  uns 
mit  den  bangsten  Besorgnissen  über  das  Los  zu  erfüllen, 
welches  dieser  Antrag  über  die  hier  sesshaften  Israeliten 
zu  verhängen  droht,  und  wir  würden  alles  Trostes  uns 
beraubt  fühlen  müssen,  wenn  wir  nicht  insgesammt  an 
dem  Steuer  der  Hoffnung  festhielten,  die  uns  der  Glaube 
an  hochderselben  Gerechtigkeitsliebe  einflöst,  wenn  wir 
nicht  im  Vertrauen  darauf  selbst  den  Mut  fänden,  um  ge- 
neigtes Gehör  für  die  Vorstellungen  zu  bitten,  welche  in 
dieser  ängstigenden  Verlegenheit,  wir  in  geziemender 
Ehrfurt  vor  dieser  hohen  Kantonsregierung  niederzu- 
legen wagen». 

In  diesem  Tone  geht  das  lange  Schreiben  weiter.  Die 
Befürchtung  der  Juden  war  nur  zu  begründet. 

Rathsprotokoll  : 

«Löbl.  Rechnungskammer  legt  infolge  Erkanntnis 
vom  15.  November  den  Aufsatz  von  Vorstellungen  an  E. 
E.  und  W.  W.  Cantonsrat  wegen  den  hier  niedergelasse- 
nen Juden,  französischen  und  Schweizerbürgern  vor,  und 
trägt  darauf  an: 

«Die  in  jeder  Rücksicht  lästigen  und  gefährlichen 
Juden  aus  hiesiger  Stadt  zu  weisen». 

Die  weiteren  Anträge  betrafen  hauptsächlich  die  Ein- 
schränkung von  Gewerbsbewilligungen  in  Branchen,  die 
durch  Bürger  schon  genügend  vertreten  waren.  Das  war 
die  Beilage.  Treffen  wollte  man  nur  —  oder  doch  haupt- 
sächlich —  die  Juden. 

Am  Schluss  des  Protokolls  steht: 

«ist  dieser  Aufsatz  zu  genehmigen». 

Noch  ein  halbes  Jahr  vorher  hatte  die  Regierung  die 
Juden,  wegen  eines  Schaffhauser  Zeitungsartikels,  mehr 
oder  weniger  in  Schutz  genommen.  Nicht  etwa  den  Juden 
zulieb,  sondern  weil  die  Basler  Regierung  ihrethalber  kri- 
tisiert worden  war. 

Die  Beschwerde  hatte  folgenden  Wortlaut: 
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So  sehr  wir  dem  Grundsatz  huldigen,  dass  durch  freie 
Mitteilung  von  Ansichten  und  Meinungen,  Aufklärung 
und  Cultur  befördert  werden,  ebenso  sehr  leben  wir  in 
der  Üeberzeugung,  dass  durch  öffentliche  Zeitungen  we- 
der Eegierungen  in  ihren  Verfügungen  und  Schluss- 
namen getadelt  noch  Individuen  oder  Volksklassen,  die 
unter  dem  Schutz  der  Regierung  stehen,  an  Ehren  öffent- 
lich angegriffen  werden  sollen. 

Es  musste  uns  also  auffallen  diese  doppelte  Tendenz 
in  dem  Zeitungsblatte  No.  56,  weiches  unter  dem  Titel 
((AI  lg.  Schweiz.  Correspondent»  in  Seh  äff  hausen  heraus- 
gegeben wird,  als  Artikel  von  Basel  11.  July,  wahrzu- 
nehmen. Wir  wollen  den  vielen  wahrheitswidrigen  und 
übertriebenen  Angaben,  die  gegen  die  hier  angesiedelte 
Judenschaft  darin  enthalten  sind,  nicht  gedenken,  da  wir 
nur  zu  gut  wissen,  dass  sich  über  das  Tun  und  Lassen 
dieser  Volks-Classe  im  Allgemeinen  sehr  vieles  sagen 
lässt,  allein  der  Ton,  welchen  der  Verfasser  gegen  die 
Verfügung  derKegierung  annimmt,  die  bösen  Eindrücke, 
welche  derartige  Anspielungen  bei  Machenlassen  hervor- 
bringen können  und  die  zu  unangenehmen  Folgen  führen 
dürften,  lassen  es  uns  nicht  zu,  blos  mit  Verachtung  dar- 
über weg  zu  gehen;  im  Gegenteil,  das  Ausbreiten  solcher 
böswilligen  Zulagen  verdient  Zurückweisung,  um  grös- 
serem Misbrauch  vorzubeugen. 

Da  dieser  Artikel  von  Basel  aus  geschrieben  ist,  so 
geht  unser  freundeidgenössisches  Ansuchen  an  Euch,  den 
Herausgeber  dieser  Zeitung  amtlich  vernehmen  zu  las- 
sen, von  wem  ihm  dieser  Artikel  eingesendet  worden  sei 
und  uns  das  Resultat  gefälligst  mitteilen  zu  wollen. 

Wir  sind  überzeugt,  dass  Ihr  G.  E.  u.  B.  unser  An- 
suchen billigen  und  unserer  Beschwerde  entsprechen 
werden. 

Das  tat  nun  auch  die  Regierung  von  Schaffhausen. 
Der  Redaktor  bezeichnete  sich  selbst  als  Urheber  und  pub- 
lizierte dies  im 
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„Ällgememer  Schweiz.  Correspondenf 
No,  63.  Schaffhausen,  den  9.  August  1815. 

In  No.  56  dieses  Blattes  ist  unter  dem  Artikel  Basel 
vom  11.  Juli  ein  Aufsatz  aufgenommen  worden,  der  of- 
fenbar unrichtige  Angaben  enthält,  auch  von  der  Regie- 
rung des  dortigen  hohen  Standes  als  beleidigend  gerügt 
worden  ist,  und  demnach  aus  hochobrigkeitlichem  Auf- 
trage anmit  förmlich  zurückgenommen  wird. 

Die  Redaktion  dieses  Blattes  hat  den  Unterzeichne- 
ten, der  den  vorerwähnten  Artikel  während  eines  Auf- 
enthaltes in  Basel  verfasst  und  eingesendet  hat,  ersucht, 
sich  öffentlich  als  Einsender  zu  nennen,  welcher  Auffor- 
derung er  anmit  gerne  willfahrt. 

Friedrich  Hurter. 

Basel  war  zwar  von  dieser  Lösung  keineswegs  befrie- 
digt und  hatte  eine  Freiheitsstrafe  statt  einer  Geldbusse 
erwartet,  liess  aber  die  Angelegenheit,  der  kleinen  Wich- 
tigkeit halber,  fallen.  Im  Empfangsschreiben  drückt  es 
immerhin  diese  Auffassung  sehr  deutlich  aus. 


Die  Regierung  hatte  viel  Unannehmlichkeiten  wegen 
der  Besteuerung  der  Juden  durch  Frankreich. 

Basel  gegenüber  stellten  sich  diese  stets  auf  den  Stand- 
punkt, sie  seien  als  Franzosen  zu  betrachten.  Forderte 
Frankreich  von  ihnen  Kriegssteuern,  so  betonten  sie,  dass 
sie  in  Basel,  wo  sie  wohnen,  steuerpflichtig  seien. 

Stadtgerichtspraesident  Schnell  berichtet  am  10.  April 
1815  in  dieser  Sache: 

Nachdem  ich  Herrn  Steuereinnehmer  Ory  von  He- 
genheim, der  sich  bereits  einige  Mal  um  Betreibung  hier 
ansässiger  Juden  für  Contributionsf orderung  bey  mir 
gemeldet,  unter  Verdeutung,  dass  ich  ohne  höhern  Befehl 
nicht  entsprechen  könne,  mit  diesem  Begehren  zurückge- 
wiesen, fand  er  sich  neuerdings  letzte  Woche  unter  Vor- 
weisung anliegenden  Schreibens  bei  mir  ein. 

Wenn  ich  mich  nun  wegen  Behandlung  dieses  Ge- 
genstandes in  ziemlicher  Verlegenheit  befinde,  so  nehme 
die  Freiheit  E.  Weisheiten  um  diesfällige  nähere  Auf- 
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Schlüsse  und  Weisungen  über  mein  in  dieser  Sache  zu 
beobachtendes  Benehmen  gehorsam  anzusuchen. 
Hierauf  wurde  am  12.  März  erkannt: 

((Soll  Herrn  Gerichtspraesident  Schnell  bemerkt  wer- 
den, dass  fiscalische  Forderungen  an  hier  domicilirte 
französische  Angehörige,  für  Personalprästationen  in 
Frankreich,  nicht  geeignet  seien,  vor  den  hiesigen  Civil- 
richter  gebracht  zu  werden». 

Anfangs  April  gleichen  Jahres  ging  an  den  Percepteur 

Ory  in  Hegenheim  eine  Zuschrift  nach  folgendem  Concept 

ab: 

Aus  Auftrag  Ihrer  hohen  Regierung  soll  der  Unter- 
zeichnete die  Ehre  haben  Herrn  Einzüger  Ory  in  Hegen- 
heim zu  bemerken,  dass  im  Fall  ihn  Zeit  und  Umstände 
an  der  persönlichen  Führung  des  Rechtstriebes  hindern 
sollten,  es  am  zwecklichsten  wäre,  seine  Abgabenforde- 
rung an  hier  wohnende  Juden  und  Franzosen,  wenn  ihm 
solche  die  Bezahlung  auf  dem  Wege  der  Güte  nicht  lei- 
sten wollen,  einem  hiesigen  Sachwalter  oder  Amtmann 
mit  der  nötigen  Vollmacht  und  mit  dem  Auftrag  zu  über- 
geben, in  seinem  Namen  den  Einzug  zu  besorgen  und 
nach  Anleitung  der  hiesigen  Gesetze  die  rechtliche  Be- 
treibung gegen  sie  einzuleiten  und  zu  vollführen. 

Staatsschreiber, 
in  dessen  Abwesenheit: 

Lichtenhahn. 

Das  Consistorium  in  Winzenheim,  sowie  die  Gesandt- 
schaft taten  Schritte,  und  es  entwickelte  sich  eine  lang- 
wierige Korrespondenz.  Die  Regierung  begnügte  sich 
aber  damit,  die  niedergelassenen  Juden  einzeln  unterschrei- 
ben zu  lassen,  dass  ihnen  die  Forderungen  Frankreichs  ver- 
lesen worden  seien. 

Nur  diejenigen,  die  noch  Land  im  Elsass  besassen,  Hes- 
sen sich  dazu  herbei,  die  Steuern  nachzuzahlen. 


Von  Interesse  ist  eine  Klage  des  Cantors  und  Schäch- 
ters Joseph  Mayer,  vormals  Getz  Schreiber,  der  sich  auf 
den  Standpunkt  stellt,  er  habe  von  der  Regierung  ein  Ge- 
werbepatent, also  könne  ihm  die  Ausübung  seines  Amtes 


—    93    — 

nicht  durch  die  Vorsteher  der  Judenschaft  entzogen  wer- 
den.    Er  schreibt: 

Im  Jahre  1805  bin  ich,  von  der  hier  in  Basel  gesetz- 
lich niedergelassenen  Judenschaft,  als  Vorsinger  der 
Schule  und  als  Schächter  berufen  worden.  Ich  muss  ge- 
stehen, dass,  da  die  Anzahl  der  damals  hier  wohnenden 
Juden  nicht  gar  beträchtlich  war,  und  ich  in  Blozheim 
zu  jener  Zeit  für  mich  und  meine  Familie  mein  redliches 
Auskommen  hatte,  ich  gar  nicht  diesem  Ruf  folgen 
wollte  und  bemerkte  daher  dem  damaligen  Vorsteher 
meine  Gründe.  Allein  nach  genommener  Erwägung 
machten  sie  mir  folgende  Proposition: 

Erstlich  soll  ich  fünfzig  neue  franz.  Thaler  alljähr- 
lich für  den  Dienst  eines  Vorsingers  erhalten  und  zwei- 
tens alle  dem  Dienst  unfixierten  Gefälle  als  von  gottes- 
dienstl.  Ceremonien  etc.  Als  Schächter  soll  ich  drittens 
von  jedem  Stück  Vieh,  insofern  es  causcher  ausfällt,  10 
Batzen  und  das  Herzschmalz  nebst  einem  Puss  erhalten. 

Diese  Propositionen  nahm  ich,  nachdem  mir  die 
hiesige  Judenschaft  schriftlich  Garantie  zugeschrieben, 
dass  der  Schächter  in  Hägenheim  mir  kein  Hindernis  in 
den  Weg  legen  dürfe,  an,  und  betrieb  meine  Verrichtun- 
gen und  Dienste  nach  Pflicht  und  Gewissen. 

Im  Jahre  1806  beklagte  ich  mich  bei  der  Juden- 
schaft, dass  ich  bey  der  geringen  Anzahl  Vieh,  das  ge- 
schlachtet werde,  mein  Auskommen  nicht  finde. 

Dieser  Klage  halfen  sie  dadurch  ab,  dass  sie  mir  für 
das  sogenannte  «Borsten»  (:  neml.  die  Sehnen,  Flechten 
und  Adern  ausschneiden  :)  und  für  die  Aufsicht  auf  das 
causchere  Fleisch  einen  Rappen  per  Pfund  bewilligten. 
Unterm  29.  Okt.  1809  erhielt  ich  auch  von  dem  hiesigen 
Justiz-  und  Polizei-Collegium  das  Gewerbspatent. 

So  sehr  ich  von  der  hiesigen  hohen  Obrigkeit  in  der 
Ausübung  meines  Gewerbs  geschützt  und  von  den  christl. 
Bürgern  und  Einwohnern  ungekränkt  bin,  so  muss  ich 
hingegen  von  meinen  eigenen  Glaubensbrüdern  die  här- 
testen Kränkungen  empfinden. 

Seit  dem  12.  März  dauert  meine  kränkende  Verfol- 
gung.    An  jenem  Tag  ging  der  Metzgermeister  Sutter 
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zu  dem  Vorsteher  unserer  Schule  und  sagte:  ich  hätte 
ihm  ein  Rind  treifen  erklärt,  welches  nicht  sei,  und 
hetzte  die  übrigen  Metzgermeister  auf,  dass  sie  meinen 
Abschied  bei  der  Judenschaft  auswirken  sollen;  welches 
aber  nicht  erzielt  wurde.  Auf  dieses  nahmen  sich  die 
Metzgermeister  eigenmächtig  heraus,  mir  den  Abschied 
zu  geben. 

Dieses  unbefugte  Benehmen  dieser  Metzger  veran- 
lasste mich,  gegen  dieselben  bei  dem  Löbl.  Praesidio  der 
Polizei  klagend  einzukommen,  wies  wohldenselben  mein 
Patent  vor,  worauf  die  Metzger  die  Weisung  erhielten: 
dass  sie  sich  nicht  unterfangen  sollten  einen  andern 
Schächter  zu  nehmen. 

Am  15.  Merz  als  an  dem  Sabbath  hielten  die  Juden 
nach  geendigtem  Gottesdienst  eine  Beratung  wegen 
meiner  bei  der  Polizei  geführten  Klage,  und  fanden  sich 
beleidigt,  dass  ich  sie  übergangen  und  meine  Klage  nicht 
bei  ihnen  angebracht  habe,  fällten  ein  Urteil  über  mich, 
Hessen  mich  vortreten  und  zeigten  mir  an:  dass,  da  ich 
unbefugter  Weise  geklagt,  und  zwar  nicht  bei  ihnen,  so 
soll  mir  das  Schächten  auf  zwei  Monate  niedergelegt,  der 
Vorsingerdienst  aber  auf  immer  entzogen  sein. 

Diese  Sentenz  kann  ich  nicht  anders  als  einen  un- 
befugten Machtspruch  ansehen,  denn  es  ist  mir  nicht  be- 
kannt, dass  den  hierwohnenden  Juden  ein  Richteramt 
eingeräumt  ist.  Am  allerwenigsten  sind  sie  befugt,  mich 
als  einen  von  der  hohen  Obrigkeit  allhier  patentierten 
Schächter  und  Vorsinger  zu  relegiren». 
Zum  Schlüsse  schreibt  er: 

((Meine  Glaubensgenossen  müssen  eingesehen  haben, 
dass  sie  sich  in  ihrem  Urteil  übereilt  hatten  und  Hessen 
mich  zum  Gottesdienste  der  letzten  Osterfeiertage  rufen, 
und  ich  gehorchte  ihrem  Ruf  und  verrichtete  den  Got- 
tesdienst. Allein  das  Schächten  wurde  mir,  als  die 
Hauptsache,  nicht  wieder  übertragen,  weil  die  Juden- 
schaft, auf  das  Begehren  der  Metzger,  einen  andern 
Schächter  hieher  berufen  hatten,  etc. 

Hochdero 

untertänigster  Diener 

16.  Mai  1817.  Joseph  Mayer. 
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Für  das  Strafmass  jener  Zeit  mag  Folgendes  dienen: 

Rathsprotokolle  vom  6.  September  1817, 

Bericht  der  Polizei,  dass  Aaron  Meyer,  ein  19  jäh- 
riger Jud,  von  Buschwiler  arretiert  worden,  weil  er  vor 
8  Tagen  dem  Höllsteiner  Bott,  mit  welchem  er  von  Höll- 
stein hieher  gefahren,  aus  dem  Sack  ein  Päcklein  mit 
Geld,  Fr.  44.  —  enthaltend,  während  der  Bott  geschla- 
fen, gestohlen;  er  gesteht  den  begangenen  Diebstahl  ein 
und  gibt  an,  er  habe  von  diesem  Geld  noch  40  Fcs.  de  Fee. 
in  Gold  zu  Haus  in  Buschwiler. 

Wird  Aaron  Meyer  als  Obrigkeitlicher  Gefangener 
angenommen  und  die  nähere  Untersuchung  und  Beur- 
teilung dieser  Sache  Löbl.  Criminalgericht  überwiesen. 

Rathsprotokoll  vom  17.  September  1817. 

Löbl.  Criminalgericht  übersendet  folgendes  unterm 
13.  dies  gefällte  Urteil:  gegen  den  Juden  Aaron  Meyer 
von  Buschwiler,  wegen  Gelddiebstahl  ab  einem  Boten- 
wagen; er  kommt  auf  ein  halbes  Jahr  ans  Schellenwerk, 
und  wird  dann  bei  Ruthenstrafe  auf  15  Jahre  aus  unserm 
Kanton  verwiesen. 


Auf  die  Beschwerde  der  Regierung,  dass  das  Betteln 
der  Juden  aus  der  Nachbarschaft  lästig  sei  und  aufhören 
müsse,  ansonst  Massregeln  gegen  die  hier  Niedergelassenen 
ergriffen  würden,  antwortete  deren  Vorsteher  am  11.  Juli 
1817: 

Indem  ich  pflichtgemäss  den  Empfang  Ihres  verehr- 
lichen Erlasses  vom  4.  dies  bescheinige  und  gebührend 
die  Ursache  beherzige,  welche  der  Zweck  desselben  ist, 
erkenne  ich  mit  dem  gefühltesten  Danke  den  wohlwollen- 
den Wink,  den  Sie  damit  zu  geben  die  Gewogenheit  ha- 
ben, und  welcher  auf  die  Errichtung  einer  Anstalt  hin- 
weist, deren  Tendenz  es  wäre,  den  benachbarten,  hier  Un- 
terstützung suchenden  Israeliten,  in  einem  zu  dieser  Ab- 
sicht besonders  bestimmten  Hause,  aus  einer  durch  ge- 
meinschaftliche Beiträge  gestifteten  Armenkasse  die  Mit- 
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tel  zur  Beseitigung  verordnungswidriger  Gänge  darzu- 
reichen. 

Ich  habe  die  damit  verknüpfte,  wohlgemeinte  War- 
nung sowohl  als  den  geneigtest  mir  gegebenen  Finger- 
zeig, meinen  zu  diesem  Ende  zusammenberufenen,  hier 
wohnenden  Glaubensbrüdern  vorgetragen  und  dringend 
sie  aufgefordert,  nach  Maassgabe  ihrer  Vermögenskräfte 
und  Erwerbsmittel,  Beiträge  festzusetzen,  aus  welchen 
unsere  auswärtigen,  bedürftigen  Glaubensgenossen  ein 
Gewisses  an  einem  bestimmten  Orte  abgereicht  werden, 
und  dadurch  das  Allmosensuchen  bei  jedem  einzelnen  von 
uns,  wegfallen  könne. 

Der  diesfalls  gemachte  Vortrag  fand  allgemeinen 
Eingang;  einstimmig  w^ar  die  Meinung,  dass  etwas  getan 
werden  müsse  um  dem  Willen  der  hohen  Obrigkeit 
nachzuleben,  um  Unannehmlichkeiten  vorzubeugen. 
Man  entschloss  sich  die  betreffenden  Beiträge  freiwillig 
zu  stiften:  die  Minderbegüterten  erklärten  sich  über  das 
WievieH  ihres  Zuschusses;  die  Reichen  und  Bemittelten 
bestimmten  den  ihrigen.  Weil  aber  diese  im  Verhältnisse 
ungleich  weniger  als  jene  anboten,  so  zogen  sich  diesel- 
ben auch  wieder  zurück  —  und  es  ward  nichts  entschie- 
den. 

Ich  wendete  alle  Ueberredungskünste  an,  die  Ge- 
müter zu  einem  dem  vorliegenden  Zwecke  entsprechenden 
Erfolge  zu  vereinigen  und  war  in  zwei  neuen  Versamm- 
lungen, die  ich  mit  diesem  Bestreben  angestellt  hatte, 
nicht  glücklicher. 

So  sehr  mir  nun  darum  zu  tun  ist,  irgend  eine  hohe 
Obrigkeit  nicht  weiter  in  dieser  Angelegenheit  zu  be- 
mühen, so  eifrig  bin  ich  auch  darauf  bedacht,  alle  Trieb- 
federn in  Bewegung  zu  setzen,  meine  Glaubensbrüder  in 
Frieden  und  in  Güte  zu  einem  Entschlüsse  für  die  wirk- 
liche Ausführung  dieses  verdienstlichen  Werkes  zu  be- 
stimmen. Allein  ich  sehe  aus  ihrem  unwandelbaren 
Sinne  die  Notwendigkeit  hervorgehen,  mir  Unterstütz- 
ung höheren  Orts  auszubitten,  um  die  Vereinigung  zur 
beabsichtigten  Vollziehung  des  vorgezeichneten  Willens 
zu  bringen. 
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Ich  bin  daher  wirklich  im  Falle,  den  mir  gütigst  zu- 
gesagten Beistand  in  Anspruch  zu  nehmen,  und  bei  einer 
hohen  Regierung  um  gütige  Verleihung  einer  zu  diesem 
Behuf e  dienlichen  Vollmacht  anzusuchen;  kraft  welcher 
ich  dann  jeden  einzelnen,  nach  Verhältnis  seines  Ver- 
mögens und  taglichen  Erwerbs,  besteuern  und  zur  Lei- 
stung seiner  Beiträge  anhalten  könne;  aus  deren  Samm- 
lung alsdann  die  im  Plane  liegende  Unterstützung  der  be- 
dürftigen Glaubensgenossen  aus  der  Nachbarschaft  be- 
sorgt werden  soll. 

Dies  sehe  ich  als  das  einzig  wirksame  Mittel  an,  mit 
Erfolge  durchgreifen  zu  können;  und  indem  ich  dieser 
Ermächtigung  von  höherer  Hand  gewärtig  bleibe,  er- 
laube ich  mir,  für  mich  die  innständige  Bitte  beizufü- 
gen: dass,  wenn  je,  gegen  alle  Erwartung,  diese  Anstalt 
nicht  zu  Stande  kommen  sollte,  doch  deren  Fehlschlagen 
die  armen  Bedürftigen,  die  der  Drang  der  Zeit  ohnehin 
so  herzzerreisend  heimsucht,  nicht  zu  entgelten  haben 
mögen,  und  dass  berücksichtigende  Schonung,  die  dem 
Elende  und  dem  Jammer  sonst  so  gern  zu  Theile  wird, 
auch  diesen  angedeihe;  auch  ihnen  das  Mitleiden  nicht 
versagt  werde,  dessen  sich  noch  jeder  Unglückliche  von 
den  gefühlvollen  Herzen  der  edlen  Bewohner  von  Basel 
vor  allem  aus,  ohne  Rücksicht  auf  Glaubensunterschied, 
zu  getrösten  hatte. 

In  dieser  Zuversicht  verharret  mit  geziemender 
Hochachtung  und  Verehrung. 

M.  Hochgeachteten  Herrn  Statthalters 
gehorsamster  Diener 

Benjamin  Wolf. 

Die  Regierung  wählte  den  einfacheren  Weg: 

Rathsprotokoll  19,  Juli  1817. 

Können  M.  H.  G.  H.  in  dieses  Begehren  nicht  ein- 
treten und  wird  der  Polizei  aufgetragen,  gegen  hieher- 
kommende, bettelnde  Juden,  wenn  ihre  hier  wohnenden 
Glaubensgenossen  nicht  für  sie  sorgen,  nach  den  beste- 
henden Polizeiverordnungen  strenge  zu  verfahren. 
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Die  Toten  der  Juden  wurden  bis  in  die  jüngste  Zeit  in 
den  benachbarten  Friedhöfen  des  Elsasses  bestattet.  Wäh- 
rend christliehe  Todesfälle  durch  die  Siegristen  amtlich  zur 
Kenntnis  kamen,  war  dies  bei  jüdischen  gar  nicht  der  Fall. 
Somit  kam  es  auch  zu  keiner  gerichtlichen  Inventarisation. 
Der  Statthalter  des  Stadtgerichts  rügt  dies: 

Folgende  vorläufige  vor  mich  gebrachte,  jedoch  der 
Competenz  des  Stadtgerichts  untergeordnete  Schuldfor- 
derung, veranlasste  mich  sowohl  zur  gegenwärtigen  An- 
zeige, als  auch  zur  Bitte,  um  hochdero  Weisung,  wie  in 
Sterbefällen  der  hier  angesessenen  Schutz-Juden,  zu  ver- 
fahren sei. 

Unterm  5.  Septembris  1819  verstarb  in  hier  die  Ehe- 
frau des  Moses  Hauser,  welche  in  ihrem  Testament  (:  so 
der  Rabbiner  David  Günzburger  von  Hägenheim  verfer- 
tiget :)  verordnete,  dass  nach  ihrem  Tode,  drei  an  der  hie- 
sigen Stadt  nächst  wohnende  Rabbiner  angehalten  wer- 
den sollen,  ein  Jahr  lang  für  sie  zu  beten,  wofür  sie  je- 
dem 400  Liv.  als  Belohnung  zugedacht  haben  wolle. 

Ihr  hinterlassener  Wittwer  befolgte  zwar  ihre,  diese 
Disposition,  wollte  aber  dabei  den  Rabbiner  Moses  Aron 
Levy  von  Hägenheim  übergehen,  und  an  dessen  Statt 
einen  entfernteren  requiriren.  Dieser  aber,  von  der  dies- 
seitigen Disposition  unterrichtet,  widersetzte  sich  dieser 
Ausschliessung,  und  Moses  Hauser  kam  endlich  dahin 
mit  ihm  Übereins,  dass  er  ihn  zwar  beiziehen  wolle,  ihm 
aber  nur  200  Liv.  bezahlen  werde,  weilen  er  den  entfern- 
teren Rabbiner  schon  bestellt,  und  ihme  nicht  absagen 
könne.  Der  Rabbiner  Moses  Aron  Levy  war  dessen  zu- 
frieden und  erhielt  auf  Abschlag  sofort  30  Liv.  Die 
ihme  noch  gebührenden  170  Liv.  verweigerte  Moses  Hau- 
ser zu  zahlen:  und  so  entstand  der  Streit. 

Auf  diesen  Klagfall  fragte  ich  den  Herrn  Gerichts- 
schreiber, wie  es  in  Sterbefällen  der  hier  wohnenden 
Juden  gehalten  werde;  ob  bei  ihnen  auch  inventirt  und 
ein  von  ihnen  hinterlassenes  Testament  publicirt  werde! 
Worauf  er  mir  geantwortet,  dass  er  der  Juden  wegen 
noch  keine  Weisung  erhalten  habe,  und  noch  niemals  sei 
ihm  weder  von  dem  Absterben  noch  von  einem  hinter- 
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lassenen  Testament  irgend  einige  Anzeige  gemacht  wor- 
den. Da  nach  meiner,  jedoch  un  vorgreif  liehen  Beurtei- 
lung, die  hier  ansässigen  Juden,  gleich  allen  übrigen 
fremden  und  Cantonsbürgerl.  Einsassen  zu  beachten,  so 
sollten  derselben  Hinterlassene  testamentl.  Verordnun- 
gen, ebensowohl  als  jene  der  übrigen  Einsassen  publicirt 
und  ihre  Verlassenschaft  inventirt  werden.  Ueberdies 
scheint  mir  diese  Maassnahme  gerade  bei  dieser  Men- 
schenclasse  umso  nötiger,  als  vielleicht  bei  solchen  Ver- 
mögensuntersuchungen manches  zum  Vorschein  kom- 
men dürfte,  das  mit  dem  Schleier  der  Dunkelheit  auf  im- 
mer umwunden  bleibt. 

Ueberdeme  dürften  bei  dieser  üebergehung  nicht 
nur  die  Intraden  des  Staates  leiden,  sondern  es  wäre  un- 
gerecht, wenn  diese  von  solchen  verschont  blieben,  alldie- 
weilen  die  andern  Einsassen  sich  denselben  unterwerfen 
müssen. 

Bei  diesem  Anlass  muss  ich  überdies  noch  anzeigen, 
dass  die  Todesfälle  der  hier  absterbenden  Einsassen  und 
Fremden  bei  der  Gerichtsschreiberei  zuweilen  gar  nicht, 
oft  aber  ziemlich  spät  angezeigt  werden,  und  es  daher 
gut  wäre,  wenn  eine  frische  und  ernstliche  Mahnung, 
wenigstens  an  die  Siegristen  ergienge. 

Ihro  Weisheiten  treuergebener 
Diener 

Vest,  Notar, 
d.  Z.  Statthalter  des  Stadtgerichts- 
amts mehreren  Basels. 

14.  Sept.  1820. 

Der  Gerichtsschreiber  von  Grossbasel  berichtet  hier- 
über: 

In  schuldiger  Beantwortung  von  Hochgeacht  dero- 
selben  Anfrage  wegen  Verzeigung  der  Todesfälle  von 
IVemden  habe  die  Ehre,  Ihro  Weisheit  folgenden  Bericht 
zu  erteilen. 

Die  Siegristen  verzeigen  die  Todesfälle  der  hier  ver- 
storbenen Kantonsbürger  und  beziehen  von  jeder  An- 
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zeige  drei  Batzen,  so  Ende  des  Jahres  löbl.  Dreieramte 
berechnet  wird. 

Von  den  Todesfällen  der  Juden  geschieht  gar  keine 
Anzeige,  da  dieselben  nicht  in  das  hiesige  Todtenregister 
kommen,  und  zu  Hägenheim  und  Häsigen  beerdiget 
werden. 

Die  Inventur  und  Abteilung  ihrer  Verlassenschaf ten 
wird  unter  ihnen  besorget,  und  nur  eine  einzige  Verlas- 
senschaft des  allhier  sässhaft  gewesenen  Aron  Schwob 
von  Hägenheim  ist  von  der  Gerichtsschreiberei  besorgt 
worden,  weil  die  Wittwe  das  Beneficium  Inventarij  vor 
Gericht  begehret  hat. 

So  viel  mir  bewusst,  ist  noch  kein  Jud  ohne  Kinder 
allhier  verstorben.  In  welchem  Fall  die  Inventur  und 
die  Erbsgebühr  zu  Händen  des  Orarij  verlangt  worden 
wäre. 

7.  Okt.  1820.  Joh.  Ludw.  Meyer. 

Der  Gerichtsschreiber  der  Mindern  Stadt,  Franz 
Gysendörfen,  schreibt  im  allgemeinen  ähnlich  und  bemerkt, 
wegen  der  Juden  im  Besondern: 

Jüdische  Glaubensgenossen  wohnen,  so  viel  mir  be- 
kannt, eine  einzige  Familie  in  Minderer  Stadt,  nemlich 
die  des  Juden  Theodor  Piccard,  bei  welchem  vor  ca.  3 
Jahren  seine  Mutter,  Balbina  Kahn,  verstorben,  über 
deren  Verlassenschaft,  auf  Begehren  eines  Kreditoren 
des  einen  ihrer  abwesenden  Söhne,  ein  amtliches  Inven- 
tarium  aufgenommen  wurde. 

Sonsten  ist  mir  von  keinem  ähnlichen  Todesfall  in 
Minderer  Stadt  etwas  bekannt,  oder  irgend  eine  Anzeige 
gemacht  worden. 

7.  Okt.  1820. 

Ein  Jahr  später,  am  27.  Dez.  1821,  gibt  der  Staatsrat 
das  von  ihm  verlangte  Gutachten  ab.  Er  kommt  zu  dem 
Schluss,  dass  die  Juden  wie  andere  Fremde  zu  behandeln 
seien  und  dass  der  Gemeinde- Vorsteher  zur  Anzeige  der 
Sterbefälle  zu  verpflichten  sei. 
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Am  29.  gleichen  Monats  wurde  von  der  Regierung" 
dementsprechend  erkannt. 

Bemerkenswert  ist  der  durch  die  Regierung  verlangte 
ßudgetauszug  vom  Jahre  1820. 

Ausgaben 

für  unser  Bethaus,  laut  Accord Fr.  400.  — 

für  das  Bad .  »  240.  — 

Jährliches  Gehalt  unseres  Vorsängers  ...  »  200.  — 

Dem  Rabbiner  von  Hegenheim »  66.  — 

Einer  allhier  wohnhaften  armen  Wittfrau    .  »  133.  ■ — 
Der  Frau  des  H.   Neuensch wanders  um   an 

Feiertagen  die  Lichter  zu  besorgen    .     .  »  24.  — 

Der  Unterhalt  der  Lichter  ca ,  »  60.  — 

Fr.  1123.— 

Einnahmen 

für  die  Plätze  im  Bethaus Fr.   656.  — 

Durch  den  Verkauf  der  zehn  Gebote  ca.  .  »     700.  — 

Fr.  1356.— 


Dem  eingeforderten  Budget  folgt  eine  Erklärung: 
«Wir  Unterschriebene  bescheinigen  hiemit  über  fol- 
gendes einig  geworden  zu  sein  und  es  treulich  zu  halten: 
1)  Da  der  Mietaccord  unseres  Bethauses  nächsten 
Juni  zu  Ende  geht,  sowohl  diesen  Accord  als  den  Accord 
des  Bads  wieder  auf  3  aufeinanderfolgende  Jahre  zu  er- 
neuern. Und  da  die  Bestreitung  der  beiden  Lehnungen 
jährlich  eine  Summe  von  640  Schweizerfr.  erfordern, 
diese  Summe  auf  folgende  Art  zu  erheben.  Nemlich  die 
Plätze  im  Bethaus  werden  in  Klassen  eingeteilt.  Jeder 
Platz  mit  einer  jährlichen  Abgabe  belegt,  so,  dass  diese 
Abgabe  die  Summe  von  Fr.  640.  —  betragen  muss.  Es 
wird  durch  die  Mehrheit  der  Stimmen  bestimmt,  ob  der 
Platz,  nach  dem  Anschlag,  unter  den  Unterschriebenen 
verlost  werden  soll,  oder  ob  nach  jenem  Anschlag  jeder 
Platz  mit  angesetztem  Preis  aufgerufen  und  dem  Meist- 
zahlenden überlassen  werden  soll.  In  beiden  Fällen  aber 
muss  ein  jeder  Unterschriebener,  im  ersten  Falle  in  ein 
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Loos  eintreten,  und  soll  es  auch  das  letzte  sein;  sowie  im 
zweiten  Falle  ein  Jeder  sich  einen  Platz  kaufen  muss. 
Sobald  eine  Ordnung  geschehen  ist,  kann  sie  wäh- 
rend der  drey  Jahre  nicht  mehr  geändert  werden. 

2)  Soll  die  Verordnung  von  zahlen  jährliches  H  e  k- 
deschgelds^)  noch  auf  3  Jahre  fortdauern;  jedoch 
das  Recht  für  den  Betrag  M  i  z  w  a  s  ^)  dafür  kaufen  zu 
können  soll  nicht  länger  als  bis  zum  neuen  Jahre  5581 
giltig  sein.  Vom  neuen  Jahr  an,  muss  ein  Jeder  seine 
Mizwas,  die  er  kauft,  besonders  bezahlen.  Es  soll  aber 
ein  Einnehmer  erwählt  werden,  der  das  Geld  einnimmt 
und  gehörig  Rechnung  darüber  führt. 

3)  Verpflichtet  sich  und  verspricht  jeder  Unter- 
schriebene, an  alle  Ausgaben  der  Gemeinde,  welche  durch 
die  Mehrheit  der  Stimmen  für  nötige  Ausgaben  gefun- 
den werden,  seinen  gehörigen  Anteil  daran,  ohne  Wider- 
red, zu  bezahlen  und  im  Nichtzahlensfall  soll  es  der  Ge- 
meinde freystehen,  denselben  mit  I  s  u  r  ^)  zu  belegen. 

4)  Sobald  diese  üebereinkunft  hinlänglich  Unter- 
schriften hat,  sollen  obige  Lehnaccorde  sogleich  geschlos- 
sen, und  zur  Verlosung  oder  Verkaufung  der  Plätze  ge- 
schritten werden. 

5)  Wer  sich  nicht  unter  diese  üebereinkunft  unter- 
schreibt, kann  und  wird  nicht  als  Mitglied  angesehen 
werden,  und  kann  weder  Anteil  am  Bethause  noch  am 
Bad  haben.  Es  kann  einem  Nichtunterschriebenen  im- 
mer nur  die  letzten  Plätze  im  ßethaus  gegeben  werden, 
und  zwar  gegen  eine  von  der  Gemeinde  bestimmten  Ab- 
gabe. So  oft  Mitglieder  kommen  und  unterschreiben, 
müssen  die  Nichtunterschriebenen  von  ihren  Plätzen 
weichen,  so  dass  sie  immer  die  letzten  sind.     Auch  für 


^)  Hekdeschgeld  =  Benennung  der  Kassa  zur  Bestreitung  der 
Kuld  (Kultus). 

^)  Mizwas '  =  Das  Aus-,  Auf-  und  Einheben,  Segensprechen 
der  Gesetzesrolle. 

')  Jsur  =  Das  Ausschliessen  von  Aus-,  Auf-  und  Einheben, 
Segensprechen  der  Gesetzesrolle. 
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das  Bad  kann  und  wird  dem  Nichtunterschriebenen  eine 
Abgabe  auferlegt  werden. 

So  geschehen,  Basel,  den  26.  Mai  1820. 

U.  Braunsehweig,  S.  Coschelberg,  M.  Hauser,  Theodor 
Bieard,  J.  Dreyfus,  Aaron  Bicard,  Samuel  Dreyfus,  Sa- 
muel Braunschweig,  Abraham  Ruef,  Moses  Ulmann,  Ra- 
phael  Bicard,  M.  Battegay,  Emanuel  Schwob,  Beer  Wolf, 
Samuel  Weiller,  Raphael  Moses  Bicard,  Simon  Wolf, 
Abraham  Woog. 


Am  10.  Juli  1824  werden  Josua  und  Samuel  Wahl  aus 
der  Stadt  verbannt,  weil  sie  in  einen  Prozess  verwickelt 
waren,  in  welchem  Samuel  Braunschweig,  als  «Complice 
d'escroq  et  pour  habitude  d'usure»,  vom  königl.  Gericht 
Colmar  zu  Fr.  18,000.  —  Strafe  und  zweijähriger  Gefan- 
genschaft verurteilt  worden  war. 


Am  1.  April  1825  verlangt  Marx  Levy  das  Armenrecht 
zur  Führung  eines  zweitinstanzlichen  Prozesses  gegen  sei- 
nen Bruder  Abraham,  von  Blotzheim. 


Die  Schwierigkeit,  Grundstücke  zu  erwerben  —  sogar 
ausserhalb  der  Tore  — ,  erhellt  aus  folgendem  Fall: 

Den  19.  April  1826  ersucht  der  ehemalige  Wirt  Ull- 
mann  um  Bewilligung  eines  Hauskaufes. 

Bischoff-DeBary,  als  Praesident  des  Stadtrates  sagt 
hierüber  in  seinem  Gutachten:  «Es  ist  zwar  Moses  ÜU- 
mann  früher  zu  verschiedenen  Malen  wegen  versuchter 
Judenwirtschaft  und  dafür  angewendeten  Umtrieben  in 
Untersuchung  gefallen,  und  wir  sind  veranlasst  worden, 
denselben  in  den  Jahren  1814  und  1816  zur  Ausschaffung 
zu  verzeigen.  Hochdieselben  beliebten  aber  unterm  4. 
Sept.  1816  uns  zu  erkennen  zu  geben:  es  lasse  sich  aus 
den  vorgenommenen  Abhörungen  kein  legaler,  deutlicher 
Beweis  herleiten,  der  den  Jud  Ullmann  ,der  ihm  zur  Last 
gelegten  Uebertretung  des  Verbots  wegen  Wirten  über- 
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weise,  weshalb  die  Ausschaffung  ausgestellt  sei;  indes- 
sen soll  ferner  Aufsieht  auf  denselben  bestellt,  und  er 
im  Uebertretungsfall  zur  Ausschaffung  verzeigt  wer- 
den. 

Schon  diese  Umstände,  die  Schwierigkeit,  allen  Um- 
trieben der  Juden  zu  begegnen,  und  die  nicht  unbegrün- 
dete Besorgnis,  es  möchte  der  Petent  Ullmann  im  eigenen 
Hause  wegen  verbotener  Wirtschaft  noch  schwieriger  zu 
beaufsichtigen  sein,  bewegen  uns,  bei  Hochdenselben  dar- 
auf anzutragen:  dass  der  verlangte  Hauskauf  nicht  be- 
willigt werden  möchte». 

(24.  Mai  1826.) 

Am  19.  Juli  1826  zog  der  Petent  sein  Gesuch  zurück. 
Aber  schon  am  17.  März  1829  erneuert  er  dasselbe. 
Es  betrifft  das  «Christsche  Gütlein»  vor  dem  Spalenthor 
No.  146  (jetzt  Schützenmattstrasse  No.  25). 
Der  Stadtrat  berichtet: 

Ueber  das  Begehren  des  allhier  angesessenen  Han- 
delsjuden Moses  Ulimann  um  Bewilligung,  das  Gütchen 
No.  146  vor  dem  Spalenthor  ankaufen  zu  dürfen,  verlan- 
gen Hochdieselben  unsern  Bericht. 

Demzufolge  haben  wir  zu  bemerken  die  Ehre,  dass 
die  Gesetze  und  Verordnungen  über  die  Niederlassungen 
der  Juden,  im  Allgemeinen  Beschränkungen  vorschrei- 
ben, und  derselben  Gewerbe  besonderer  Aufsicht  unter- 
werfen. 

Die  Erschwerung  der  daher  erforderlichen  Aufsicht, 
anderweitiger  unangenehmer  Verhältnisse  nicht  zu  ge- 
denken, welche  durch  den  dem  Jud  Ullmann  zu  bewilli- 
genden Liegenschaftskauf,  nächst  dem  Spalenthor,  sehr 
wahrscheinlich  sich  ergeben  würden,  bewegen  uns,  Ew. 
Weisheiten  unsere  Hochgeachteten  Herrn  zu  bitten,  dem- 
selben in  seinem  Begehren  nicht  willfahren  zu  wollen. 
In  welch  getroster  Erwartung  wir  die  Ehre  haben 
mit  der  vollkommendsten  Hochachtung  zu  sein 

die  Glieder  des  Stadtrates  und 
in  derselben  Namen: 

25.  März  1827.  Bischof,  Praesident. 
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Das  Justiz-  und  Polizei-Collegium  drückt  sich  später 
noch  präziser  aus: 

Die  vorherigen  Verordnungen  und  auch  die  neueste 
vom  1.  Mai  1828  über  die  Aufenthaltsbewilligungen  in 
dem  Stadtbann  verbieten  zwar  geradezu  nicht,  den  Ju- 
den den  Ankauf  von  Liegenschaften  vor  den  Thoren. 
Allein,  wenn  wir  erstens  annehmen,  dass  der  Stadtbann 
weniger  unter  Aufsicht  steht  als  die  Stadt  selbst,  das 
heisst,  dass  die  Polizei  in  dieser  besser  wirken  kann  als 
in  jenem.  Zweitens  wenn  wir  die  nachteiligen  Folgen 
betrachten,  welche  dergleichen  Bewilligungen,  zumal  an 
Juden,  haben  könnten,  welcher  Misbrauch  in  Bezug  auf 
Schleichhandel,  Wirtschaften,  und  sonstigen  Unordnun- 
gen daraus  gemacht  werden  dürfte,  als  wozu  die  Strasse 
vor  dem  Spalenthor,  der  französischen  Grenze  wegen, 
besondere  Gelegenheit  darbietet,  und  daher  gerade  diese 
Thorstrasse  besondere  polizeiliche  Aufmerksamkeit  er- 
fordert, und  wenn  wir  endlich  drittens  die  Stimme  der 
Stadtgemeinde  erwägen,  welche  sich  geradezu  gegen 
das  fragliche  Begehren  ausspricht,  und  welche  berück- 
sichtigt zu  werden  verdient,  als  können  wir  nicht  umhin, 
bei  E.  W.  darauf  einhellig  anzutragen,  dass  Moses  Uli- 
mann in  seinem  Begehren  abzuweisen. 
23.  April  1829. 
Die  Verordneten  zum  Justiz-  und  Polizei-Collegium, 
in  deren  Namen, 
der  Praesident: 
Wenck,  Bürgermeister. 

Am  29.  April  wurde  das  Begehren  endgültig  abge- 
wiesen. 

Es  geht  aus  manchem  Gutachten  hervor,  dass  die 
Regierung  trachtete,  die  Juden  in  Basel  aussterben  zu  las- 
sen, d.  h.  keine  neuen  Niederlassungsbewilligungen  zu  er- 
teilen. Periodische  Wiederkehr  einer  alten  Praxis,  die  ab 
und  zu  durch  den  Willen  Frankreichs  wirkungslos  wurde. 
Neu  ist,  1827,  die  Abneigung  gegen  jüdische  Proselyten 
resp.  gegen  die  Bestrebungen  in  diesem  Sinne. 
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Der  Stadtrat  schrieb  hierüber  an  den  Bürgermeister: 

Wir  vernehmen  aus  hochdero  Zuschrift  vom  31.  vo- 
rigen Monats  und  derselben  Bey lagen  zum  ersten  mal, 
dass  sich  in  hiesiger  Stadt  ein  Verein  gebildet,  welcher 
«die  Erziehung  und  Versorgung,  die  geistliche  und  leib- 
liche Pflege  von  Judenkindern  sich  zum  Zweck  gesetzt 
habe». 

Wir  können  nicht  bergen,  dass  nach  den  bestehenden 
Gesetzen,  und  den  in  der  Eidgenossenschaft,  selbst  gegen 
die  Nachbarschaft,  anerkannten  Grundsätze  über  Bürger- 
und Heimatrechte,  das  Bestehen  eines  solchen  Vereins, 
welcher,  nach  seiner  eigenen  Erklärung,  die  Bekehrung 
der  Judenkinder  beabsichtigt,  in  unserer  Stadt  von  be- 
denklichen Folgen  für  die  Zukunft  sein  müsse. 

Wir  finden  uns  in  dieser  Ansicht  auch  bestärkt,  da 
uns  nicht  unbekannt  geblieben,  welche  Vorkehrungen  E. 
W.  Unsere  Hochgeachteten  Herren  gegen  unnötige  Pro- 
selytenmacherey  und  Bekehrungssucht  in  andern  Fällen 
bereits  getroffen  haben. 

In  dem  besondern  Falle,  worüber  wir  angefragt  wer- 
den: ob  dem  fünfzehnjährigen  Judenknaben  Israel 
Meyer  aus  Bayern,  zu  oben  bezeichneten  Zwecken,  der 
hiesige  Aufenthalt  zu  gestatten  sey,  können  wir  um  so 
w^eniger  eine  Zustimmung  geben,  als  das  mitgeteilte  Ur- 
teil L.  Statthalter  Verhörs  vom  24.  Januar  1825  denselben 
keines  guten  Leumunds  bezichtigt,  vielmehr  denselben 
nach  früherer  Sentenz  aus  dem  Canton  weg,  und  in  seine 
Heimat  weiset,  wie  dann  derselbe  auch  seither  durch  den 
Verein  ausser  dem  Canton  verpflegt  worden  ist. 

Wollen  wohlthätige  Menschenfreunde  diesen  frem- 
den Judenknaben  ferner  unterstützen  und  erziehen  las- 
sen, so  mag  dieses,  da  wo  er  sich  dermalen  befindet,  so 
gut  als  hier  beschehen,  und  unsere  Stadt  wird  damit  der 
möglichen,  lästigen  Folgen  für  die  Zukunft  entledigt. 

Bei  verschiedenen  Anlässen  haben  wir  unsere  ehrer- 
bietigen Vorstellungen  gegen  neuerdings  zu  gestatten- 
den Aufenthalt  an  Juden,  vorzutragen  uns  gedrungen  ge- 
funden, und  ermutigen  uns  auch  in  Wiederholung  der- 
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selben,  als  bey  gegebener  Veranlassungen,  die  resp.  ho- 
hen und  höchsten  Behörden,  unsere  diesortigen  Wünsche 
und  Voraussetzungen  zu  teilen  geschienen  haben.  Daher 
wir  auch  diesmalen  auf  Abweisung  des  Gesuches  anzu- 
tragen uns  die  Freyheit  nehmen. 

Basel,  14.  Hornung  1827. 

Die  Glieder  des  Stadt-Raths. 

Zur  Erhärtung  der  Auffassung,  dass  die  Juden  mög- 
liebst schnell  an  Zahl  abnehmen  sollten,  dient  der  Fall  des 
Bonifacius  Wolf.  Sein  Vater  war  gestorben;  hierauf  er- 
hielt er  eine  temporäre  Niederlassungsbewilligung.  Dann 
heiratete  er,  worauf  ihm  der  Aufenthalt  verboten  wurde. 

Die  Bittschrift,  die  die  Vorsteherschaft  zu  seinen  Gun- 
sten erliess,  sagt: 

An  den  Praesidenten  und  die  Mitglieder 
des  Stadtrathes, 

Mit  wohldero  Erkanntnis  vom  14.  dieses  wird  dem 
Bonifacius  Wolf  von  Oberhagenthal,  gegenwärtig  unser 
Vorsinger  und  Schächter,  ein  Gesuch  um  den  hiesigen 
Aufenthalt  für  sich  und  seine  Frgiu  abgeschlagen. 

Wir  erlauben  uns  daher  unsere  geziemenden  Vor- 
stellungen machen  zu  dürfen. 

Die  hiesige  Israel.  Gemeinde  ist  nun  ein  mal  hier 
mit  ihren  Familien  angesessen  und  tolerirt.  Es  ist  ihr 
laut  einer  früheren,  verehrlichen  Erkenntnis  gestattet 
worden,  ihrem  Cultus  zufolge,  in  einem  Bätzimmer  oder 
Synagoge  ihre  Andacht  zu  verrichten  und  ihre  Keligion 
auszuüben.  Dazu  ist  ein  Vorsinger  nötig,  der  zugleich 
das  Schächten  besorgen  soll,  weil,  nach  dem  mosaischen 
Gesetze  diese  Vorschrift  befolgt  werden  muss. 

Dieser  Vorsinger  und  Schächter  muss  verhei- 
ratet seyn  —  weshalb  denn  jüngst  auch  ein  Mann, 
Vater  von  7  Kindern  erwählt  werden  musste,  weil  kein 
anderer  verheirateter  hier  war,  und  ein  solcher  unter 
den  hier  niedergelassenen  Israeliten  sich  nicht  befand, 
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was  auch  selten  der  Fall  sein  kann,  so  wie  bekanntlich 
auch  Mangel  an  Kabbinern  ist. 

Da  nun  ein  solcher  verheirateter  Vorsinger  unsern 
Gesetzen  zufolge  angestellt  w^rd'^n  muss,  so  müssen  wir 
bitten,  dass  darauf  beliebige  Kücksicht  genommen  wer- 
den möchte,  dass  wir  solchen  mehrentheils  aus  der 
Fremde  erhalten. 

Es  ist  demnach  nicht  für  die  Person  des  Bonif a- 
cius  Wolf  und  seiner  Familie,  um  die  wir  bitten,  sondern 
um  denjenigen  unseres  jeweiligen  Vorsingers  und  seiner 
Familie,  der  bis  dahin  unter  der  Garantie  der  G^m^^inde 
tolerirt  wurde,  denn  sobald  Wolf  aufhört,  Vorsinger  zu 
seyn,  so  überlassen  wir  es  ganz  Wohldero  Gutdünken, 
mit  dem  Bonif acius  Wolf  und  seiner  Familie  nach  den 
bestehenden  Verordnungen  zu  verfahren  —  blos  den 
Vorsinger  und  seine  Familie  bitten  wir  bis  dahin  aufzu- 
nehmen. 

Die  Israel.  Gemeinde  hofft  demnach,  dass  Wohldie- 
selben geruhen  werden,  zu  erkennen,  dass  sie  di^se  kurze 
Bemerkung  nothgedrungen  machen  mussten,  und  bittet 
um  Duldung  ihres  jeweilifren  Vorsingers  wie  bis  anhin. 
Hochdero 

unterthänigste 

die  gegenwärtigen  Vorgesetzten  der  hiesigen 
israelitischen  Gemeinde 

Salomon  Cosehelsberg. 
per  Naphtalie  Braunschweig. 

Basel,  19.  Merz  1827. 

Dem  Stadtrat  war  diese  Erklärung  denn  doch  etwas  zu 

fadenscheinig: 

21.  Merz  1827. 

Bonifacius  Wolf  ist  der  Sohn  des  verstorbenen  Han- 
delsjuden Benjamin  Wolf,  nach  dessen  Tod  die  früher 
erhaltene  Niederlassungsbewilligung,  welche  nach  dem 
Gesetz  nicht  auf  die  hinterlassenen  Kinder  ausgedehnt 
werden  soll,  als  erloschen  angesehen,  und  der  Familie  der 
Aufenthalt  aufgekündet  wurde. 
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Bonifacius  kam  bald  darauf  wieder  zurück,  meldete 
sich  bei  löbl.  CentraJpolizeidirection,  um  als  Vorsinger 
und  Schächter  seiner  Glaubensgenossen,  den  hiesigen 
Aufenthalt  zu  erhalten,  und  auf  derselben  Anweisung 
hin,  ward  ihm  am  21.  September  vorigen  Jahres,  als 
einem  ledigen  Menschen,  von  unserer  Polizeidirection 
eine  Aufenthaltscarte  auf  bestimmte  Zeit  erteilt. 

Da  aber  in  Erfahrung  gebracht  worden,  dass  der- 
selbe sich  seither  verheiratet,  somit  seine  Verhältnisse 
sich  gänzlich  verändert  haben,  so  ward  ihm  auch  die  auf 
einstweilige  Zeit  erteilte  Aufenthaltscarte  wieder  zu- 
rückgezogen. 

Gegen  diese  Verfügung  ist  die  hiesige  Judenschaft 
mit  derjenigen  Beschwerdeschrift  eingekommen,  welche 
wir  im  Original  hier  beizulegen  die  Ehre  haben. 

Form  und  Inhalt,  sowie  die  aufgestellten  Behaup- 
tungen dieser  Schrift  schon,  sind  geeignet  Aufmerksam- 
keit zu  erregen.  Die  hier  wohnende  Judenschaft  nennt 
sich  eine  hier  geduldete  israelitische  Gemeinde,  welcher 
gestattet  sei,  ihren  Cultus  in  ihrer  Synagoge  zu  verrich- 
ten, und  reclamirt  als  Folge  dieser  Zugeständnisse  die 
Aufenthaltsbewilligung  für  einen  Vorsinger  und  Schäch- 
ter als  einen  zu  ihrem  Cult  unumgänglich  notwendigen 
Mann. 

Dass  der  Judenschaft  solche  obrigkeitliche  Zuge- 
ständnisse sollen  erteilt  worden  sein,  ist  uns  unbekannt; 
vielmehr  scheint  uns  die  hohe  Verordnung  vom  6.  Fe- 
bruar 1808  und  jene,  diese  bestätigende  vom  28.  März 
1810  diesen  Behauptungen  ganz  entgegen  zu  sein. 

Noch  auffallender  aber  ist  der,  nun  zu  Gunsten  des 
Bonifacius  Wolf  aufgestellte  Grund,  der  Vorsinger  und 
Schächter  müsse  verheiratet  sein,  da  doch  Wolf  im 
September  vorigen  Jahres,  in  eben  dieser  Qualität  und 
ledigen  Standes,  die  Aufenthaltskarte  pro  tempore  erhal- 
ten, wir  dürfen  wohl  sagen,  erschlichen  hat. 

Sollte  die  nachgesuchte  Bewilligung  zugestanden 
werden,  so  erhält  damit  eine  neue  Judenfamilie,  gegen 
das  Gesetz,  den  hiesigen  Aufenthalt  auf  vielleicht  lange 
Zeit;  da  im  Gegenteil  wir,  auf  das  Gesetz  begründet,  die 
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Hoffnung  hegen,  es  müsse  die  seit  Jahren  hier  nieder- 
gelassene Judenschaft  nach  und  nach  aussterben. 

Ebenso  wenig  können  wir  uns  bei  der  angedeuteten 
Beschränkung  beruhigen,  dass  Bonifacius  Wolf  sich 
ausschliessend  mit  den  Verrichtungen  seiner  Vorsinger- 
und Schlächterstelle  abgeben  werde;  da  wir  einerseits 
kaum  glauben  dürfen,  dass  ein  solcher  so  besoldet  werde 
um  sich  und  seine  Familie  zu  ernähren;  anderseits  viel- 
mehr anzunehmen  ist,  er  werde,  wie  früher  unter  An- 
leitung seines  Vaters,  dem  angeborenen  Handelsgewerb 
ferner  nachgehen. 

1833  kommt  die  Ausnahm  sstellung  der  Juden  bei 
Todesfällen  wieder  zur  Sprache: 

Seit  dem  Bestehen  der  Polizeidirection  hat  sie  bei 
Todesfällen  hier  niedergelassener  Juden  auf  das  jewei- 
lige Begehren  der  betreffenden  Familie  eines  Verstor- 
benen, über  den  Todesfall,  zu  Händen  der  heimatlichen, 
französischen  Behörde,  wo  derselbe  begraben  wurde, 
eine  Bescheinigung  ausgefertigt. 

Ich  trage  nun  aus  folgenden  Gründen  Bedenken,  die 
Ausfertigung  solcher  polizeilichen  Bescheinigungen  fer- 
nerhin zu  gestatten: 

l'*  Weil  die  Sterbefälle  unserer  jüdischen  Einsassen 
hier  unter  keiner  Controlle  stehen  und  in  kein  Toten- 
register eingeschrieben  werden. 

2^"  Weil  für  die  gewöhnlichen  Sterbefälle  eine  Lei- 
chenschau aufgestellt  ist,  und 

3"^  Weil  gleichsam  unter  dem  Schutz  oder  wenigstens 
der  Begünstigung  des  Mangels  einer  solchen  Aufsichts- 
behörde oder  einer  Controlle,  Selbstmorde,  Vergiftungen 
oder  Tötungen  irgend  einer  Art,  von  jüdischen  Einwoh- 
nern begangen  und  verheimlicht  werden  könnten,  ohne 
dass  die  hiesige  Behörde,  welche  durch  ein  amtliches  At- 
test über  den  Todesfall,  die  Wegschaffung  des  Leich- 
nahms  und  hiermit  allerdings  die  Verheimlichung  des 
Verbrechens  unwissend  begünstigen  hülfe,  etwas  davon 
ahnete. 
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Durch  Aufstellung  einer  Lfeiehensehau,  und  be- 
stände sie  auch  nur  in  der  Person  des  Herrn  Bezirks- 
Physikus,  oder  eines  andern  Gliedes  der  Wundschau; 
selbst  wenn  unsere  jüdischen  Einwohner  auch  nur  ge- 
halten werden  könnten,  einen  in  allgemeiner  aber  bün- 
diger Form  abgefassten  Schein  von  demjenigen  Arzt, 
welcher  den  Kranken  bis  ans  Ende  besucht  hat,  beizu- 
bringen, so  könnte  diesem  Uebelstande,  wo  nicht  gänz- 
lich abgeholfen,  doch  ziemlich  vorgebogen  werden. 

Die  Notwendigkeit  einer  Massregel  dieser  Art  kann 
nicht  zweifelhaft,  wohl  aber  dürfte  die  Unterlassung 
einer  solchen  von  bösen  Folgen  sein  oder  zu  bösen  Zwe- 
cken benützt  werden.  Demzufolge  darf,  meines  Erach- 
tens,  im  Polizeiwesen  eine  solche  Lücke  nicht  offen 
bleiben. 

Der  Statthalter  der  Polizeidirection : 

Landerer. 

2.  April  1833. 


Hiezu  bemerkt  das  Justiz-CoUegium: 

«Bisher  stellte  bei  solchen  Todesfällen  löbl.  Polizei- 
direction auf  das  jew^eilige  Begehren  der  Familie  des 
Verstorbenen,  zu  Händen  der  franz.  Behörde  —  wahr- 
scheinlich damit  die  Begrabung  des  Todten  bewilligt 
wurde  —  eine  Bescheinigung  aus,  dass  und  wann  derselbe 
verstorben  sei. 

Dabei  möchten  wir  es  im  Allgemeinen  bewenden 
lassen,  indem  uns  der  Polizeidirector,  Statthalter  des  Be- 
zirks Basel,  für  die  hier  ablebenden  jüdischen  Glaubens- 
genossen ganz  die  geeignete  Stelle  für  den  Erlass  einer 
solchen  Bescheinigung  zu  sein  scheint;  jedoch  erachten 
wir,  um  unsere  Behörde  in  keinerlei  Verantwortlichkeit 
deshalb  zu  verset?  cn,  dass  dieselbe  für  die  Zukunft  anzu- 
weisen sei,  jeweilen  vor  Ausstellung  des  Zeugnisses,  eine 
schriftliche  Anzeige  des  erfolgten  Todes  durch  die  Vor- 
gesetzten hiesiger  Synagoge  einzuziehen,  und  in  der  Be- 
scheinigung zu  erwähnen,  dass  er  dieselbe  auf  den  Be- 
richt jener  Männer  ausgestellt  habe. 
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In  weitere  Anordnungen  als:  Aufstellung  von  Lei- 
chenschau etc.,  worauf  das  Memoriale  löbl.  Polizeidirec- 
tion  hindeutet,  möchten  wir  deshalb  nicht  eintreten, 
weil  solche  Leichenschauen  auch  bei  den  übrigen  (christ- 
lichen) Verstorbenen  nicht  statthaben,  wo  doch  dieselben 
Gründe,  wie  bei  den  Juden,  vorhanden  sein  könnten,  und 
weiJ  wir  dermalen  überhaupt  nicht  für  die  wenigen  jü- 
dischen Einsassen  besondere  Anordnungen  treffen  möch- 
ten. 

Ist  übrigens  irgendwo  ein  plötzlicher  Todesfall  ge- 
schehen, wo  etwas  Verdächtiges  zu  vermuten  wäre,  so  hat 
ja  die  Polizei,  wie  jeder  Statthalter  auf  dem  Land,  die 
Pflicht,  zu  untersuchen  und  zu  berichten,  wie  solches 
immer  zu  geschehen  pflegt. 

Mit  Ausnahme  der  Weisung  hinsichtlich  der  Ein- 
holung schriftlicher  Anzeigen  bei  den  Vorstehern  der 
Synagoge  tragen  wir  daher  darauf  an,  dass  es  bei  dem 
Bestehenden  sein  Bewenden  haben  solle. 

Der  Praesident: 

Burckhardt-ImHof. 

9.  April  1833. 

Diesem  Gutachten  stimmte  die  Regierung  bei. 


Im  fastnachtlustigen  Basel  hatte  hingegen  die  jüdi- 
sche Fastnacht  Schranken. 

Polizeirapport 

Der  Unterzeichnete  hat  die  Ehre  die  Anzeige  zu 
machen:  «dass  letzten  Dienstag,  den  25.  dies  in  dem 
Hause  des  Juden  und  Modehändler  Wolf  an  dem  obern 
Spalenberg  die  Fastnacht  der  Juden  gefeiert  und  lange 
bis  in  die  Nacht  getanzt  wurde;  sie  erlaubten  sich  sogar 
zu  vermummen  und  zu  vermasken  und  giengen  in  diesem 
Kostüm  des  Nachts  um  9  Uhr  über  die  Strasse.  Dieser 
Specktackel  und  Lärmen  endigte  erst  um  4  Uhr  des  Mor- 
gens, wobei  sich  besonders  der  junge  Wolf  ausgezeichnet 
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hatte.  Viele  hiesige  achtbare  Bürger  hielten  sich  über 
das  Musizieren,  Tanzen,  Lärmen  und  Verkleiden  auf.  So 
gerade  in  der  heiligen  Woche  statt  hatte. 

Basel,  27.  Merz  1834. 

Unterschrift  des  Deponnenten: 
Pfirter,  Landjäger-Carporal. 

Zu  dieser  Fastnachtsgeschichte  passt  der  händelsüch- 
tige Joseph  Bloch,  dessen  tiefernste  Beschwerden  komisch 
wirken: 

Unterzeichneter  ist  seit  27  Jahren  hier  niedergelas- 
sen und  hat  alle  Abgaben  und  Einquartierungen  redlich 
mitgetragen. 

Ein  hier  nicht  niedergelassener  Leopold  Dreyfus, 
Schwiegersohn  des  Abraham  VVoog  an  der  Schneider- 
gasse und  Vorsteher  der  hiesigen  Judenschaft,  hat  sich 
angemasst,  den  Metzgern  zu  verbieten  mir  kein  Fleisch 
mehr  geben  zu  lassen. 

Da  ich  nun  durchaus  nicht  begreifen  kann,  wer  solch 
einem  Manne  dergleichen  Vollmachten  erteilt  haben 
könne,  noch  weniger  wie  man  einem  hiesigen  Einwohner 
überhaupt  den  Genuss  des  Fleisches  entziehen  dürfe  und, 
da  ich  sowohl  als  meine  Frau  in  dem  Alter  sind,  dass  sie 
des  Fleisches  nicht  entbehren  können,  so  ergeht  mein  ehr- 
erbietiges Ansuchen  dahin:  «es  möchte  mein  Hochgeach- 
teter Herr  Amtsbürgermeister  geruhen,  dem  gedachten 
Leopold  Dreyfus  anzubefehlen,  dass  er  dieses  eigenmäch- 
tige Verbot  sofort  aufhebe  und  sich  überhaupt  aller  Be- 
fehle über  Fleischgeben  und  anderm  Ueberschreiten  sei- 
ner Befugnisse  enthalte». 

Ich  muss  umsomehr  wünschen,  dass  diesem  Unfug 
sobald  als  möglich  gesteuert  werde,  da  heute,  Donnerstag, 
das  Fleisch  für  den  übrigen  Teil  der  Woche  ausgeteilt 
wird,  und  ich  dessen  notwendig  bedarf. 

14.  Jan.  1836. 

Joseph  Bloch. 

Der  Polizeidirector  untersuchte  die  Angelegenheit  und 
rapportiert : 
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Ich  habe  mich  über  die  Ursache  und  die  Veranlas- 
sung der  Beschwerde  des  hiesigen  Israeliten  Joseph 
Bloch  erkundigt,  und  gebe  mir  nun  die  Ehre  Hochden- 
selben  das  Ergebnis  mitzuteilen: 

Derselbe  schuldet  der  hiesigen  Judenschaft  für 
Schächtgebühr  15  Batzen  und  da  man  von  ihm  nicht  be- 
zahlt werden  konnte,  so  habe  man  ihn  durch  Entziehung 
des  Fleisches  der  hiesigen  Schlächterei  zur  Zahlung  nö- 
tigen wollen. 

Auf  meine  Bemerkung,  dass  es  sich  hier  nur  um  eine 
Schuld  handle,  so  könne  man  ihm  den  Bezug  des  Flei- 
sches nicht  vorenthalten,  sondern  man  müsse  ihn  des- 
halb civilrechtlich  belangen,  fanden  die  Herren  Vorste- 
her für  gut,  ihr  Verbot  aufzuheben,  ihm  den  schuldigen 
Gulden  zu  schenken,  ihn  aber  dagegen  in  seinen  Eechten 
bei  der  Synagoge  zu  beschränken. 

Ich  habe  dies  dem  Bloch  angezeigt  und  somit  wäre 
diese  Angelegenheit,  soweit  sich  die  Polizei  damit  be- 
fassen dürfte,  erledigt. 

Wenn  nun  Bloch,  wie  er  sagt,  dennoch  klagen  will, 
so  mag  er  sich  an  den  competenten  Richter  wenden. 

Derselbe  wird  als  ein  sehr  zänkischer  und  rappel- 
köpfiger Mann  geschildert,  was  auch  Herr  Rathsherr 
Münch  bestätigte,  beifügend:  Bloch  habe  sich  schon  oft 
mit  den  hiesigen  Metzgern  gezankt,  und  sei  deswegen 
aus  der  Metzg  gewiesen  worden. 

Landerer 

(Polizei-Direction.) 
15.  Jan.  1836. 

Bloch  war  tatsächlich  mit  der  Lösung  nicht  zufrieden: 

Hochgeachteter  Herr  Amtsbürgermeister. 

Es  schmerzt  den  Unterzeichneten  gar  sehr,  dass  er 
Hochdenselben  aufs  neue  beschwerlich  fallen  muss.  Al- 
lein, kaum  war  es  ihm  gelungen,  durch  Hochdero  Ver- 
fügung die  Aufhebung  eines  ungerechten,  eigenmäch- 
tigen Verbotes  zu  erwirken,  als  meine  Gegner,  aus  Rache 
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darüber,  dass  ihnen  ihr  Streich  mislungen,  eine  neue 
Unbill  gegen  mich  ausüben,  die  noch  viel  kränkender  als 
die  erstere  ist,  und  Ihr  hohes  Einschreiten  dringend  er- 
fordert. 

Vorigen  Samstag,  als  ich  meinem  Gottesdienst  ob- 
liegen will,  schafft  mir  der  Vorsteher  der  hiesigen  israe- 
litischen Gemeinde  meinen  Gebetstuhl  aus  der  Synagoge, 
lässt  mich  an  dem  Verlesen  der  Thora  keinen  Teil  neh- 
men und  schliesst  mich  also  förmlich  aus. 

Alle  Beschwerde  dagegen  hilft  nichts.  Man  be- 
hauptet, die  weltliche  Obrigkeit  habe  hier  gar  Nichts  zu 
befehlen;  man  sei  in  der  Synagoge  allein  Meister.  Ich 
glaube  aber  nicht,  dass  es  in  der  Willkür  einiger  We- 
nigen liegen  kann,  einen  Mann  gänzlich  zu  unterdrücken, 
wie  es  ihnen  gerade  beliebt,  noch  weniger,  dass  Kläger 
und  Richter  in  einer  Person  vereint  sein  können. 

Die  ganze  Sache  kommt  von  folgendem  her:  Ich 
bin  seit  27  Jahren  hier,  und  habe  alle  Kosten  unseres 
Gottesdienstes  mittragen  helfen  und  bin  nie  mit  einem 
Beitrag  im  Rückstand  gewesen,  wie  die  Bücher  es  auch 
nicht  zeigen  können.  Seit  bald  5  Jahren  wies  man  mir 
einen  schlechteren  Platz  in  der  Synagoge  an  als  früher, 
während  jüngere  Leute  und  Hüninger  Juden  weit  bes- 
sere haben.  Ich  beschwerte  mich  darüber,  man  ver- 
sprach mir  einen  besseren,  aber  bekam  doch  keinen. 
Endlich  vor  einem  halben  Jahr  entschloss  ich  mich,  den 
Beitrag  nicht  mehr  zu  zahlen,  bis  man  meinem  gerech- 
ten Verlangen  entsprechen  würde. 

Statt  mich  nun  wegen  dieser  Forderung  vor  den 
Richter  zu  nehmen,  wo  ich  Rede  und  Antwort  geben 
kann,  ziehen  sie  die  Willkühr  und  Selbsthilfe  vor,  thun 
meinen  Stuhl  aus  der  Schule  und  glauben  auf  diese  Weise 
mich  ganz  unterdrücken  zu  können. 

Das  kann  aber  nicht  so  fortgehen.  Ich  muss  meinen 
Gottesdienst  halten  wie  andere  und  sehe  mich  daher  ge- 
nötigt, an  Hochdieselben  folgendes  dringende  aber  ehr- 
erbietige Ansuchen  zu  stellen: 

«Es  möchte  M.  Gn.  Herrn  Amtsbürgermeister  ge- 
fallen, dem  Vorsteher  hiesiger  Judenschaft  anzubefeh- 
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len,  wann  er  etwas  gegen  mich  zu  klagen  hat,  mich  vor 
den  ordentlichen  Kichter  zu  nehmen,  sich  aller  Selbst- 
hülfe zu  enthalten  und  mir  das  gleiche  Recht  wie  jedem 
Andern  in  der  Synagoge  angedeihen  zu  lassen». 

Bei  einem  früheren  Anlasse  gleicher  Art  hat  einmal 
J.  W.  Herr  Bürgermeister  Wenk  anbefehlen  lassen,  bis 
Austrag  der  Sache  die  Schule  gänzlich  zu  schliessen; 
weshalb  ich  (insofern  man  sich  dazu  verstehen  will,  mir 
das  gleiche  Recht  wie  jedem  andern  zu  halten)  ebenfalls 
zu  ersuchen  mir  die  Freiheit  nehme,  sonst  würde  ich  end- 
los herumgezogen  werden. 

In  Erwartung  etc.  Joseph  Bloch. 

Der  Polizeidirector  befasste  sich  nochmals  mit  dem 
Streite: 

Um  mit  der  Jud  Bloch'schen  Geschichte  einmal  ins 
Reine  zu  kommen,  damit  Wohldieselben  und  die  Polizei 
nicht  ferner  mit  dieser  Sache  belästiget  werden  mögen, 
—  denn  Bloch  ist  bereits  4  mal  bei  mir  gewesen  —  so 
habe  ich  die  Herren  Ruef  und  Braunschweig,  sowie 
Herrn  Bell,  Metzger,  vor  mich  berufen  und  über  die  Be- 
schwerden des  Joseph  Bloch  mündlich  vernommen. 

Diese  beiden  Vorsteher  haben  mir  in  Bezi-^hung  auf 
den  Sitz  des  Beschwerdeführers  erklärt:  «derselbe  habe 
noch  immer  denselben  Sitz,  welchen  er  inne  hatte  als  der 
Betsaal  im  Neuenschwanderschen  Hause  gemietet  wor- 
den, nur  das  sogen.  Ständlein,  welches  man  beim  Singen 
benütze,  stehe  nicht  an  der  gleichen  Stelle  wo  der  Sitz; 
um  aber  dem  Hader  und  Zank  ein  Ende  zu  machen,  wol- 
len sie  des  fernem  erklären:  dass  Bloch,  ohne  zu  bezah- 
len zum  Singen  hinstehen  könne,  wo  er  nur  immer  wolle, 
und  wenn  er  denjenigen  Sitz,  welchen  er  reclamiere  und 
der  an  einen  Hüninger  Juden,  bei  der  gewöhnlichen 
jährlichen  Versteigerung  vermietet  worden  sei,  um  den 
gleichen  Zins  wolle,  wie  jener  ihn  ersteigert  habe,  so  solle 
ihm  (Bloch)  der  Vorzug  eingeräumt  werden». 

Bloch  will  sich  mit  dieser  Proposition  zufrieden 
stellen,  hingegen  von  einer  unentgeldlichen  Benützung 
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des  Betsaales  nichts  wissen,  indem  er  nicht  von  der  Vor- 
steherschaft abhangen  wolle. 

Diese  beiden  Vorsteher  beschweren  sich:  «dass  sie 
wegen  dieser  von  Bloch  unbilligerweise  veranlassten  ge- 
ringfügiger Sache  schon  zweimal  hätten  müssen  auf  der 
Polizei  erscheinen». 

In  Betreff  des  Fleisches  erklärte  Herr  Bell:  «der 
Jud  Bloch  sei  ein  zanksüchtiger  Mann,  d^r  nie  zufrieden 
sei,  deswegen  gebe  er  ihm  kein  Fleisch,  bis  er  ordent- 
lich werde  und  die  Leute  in  Frieden  lasse;  es  könne  ihn 
niemand  zwingen  sein  Eigenthum  diesem  oder  jenem  zu 
verkaufen,  wenn  er  nicht  wolle». 

Die  Vorsteher  erklärten:  «sie,  ihrerseits,  hätten  ihr 
Verbot  aufgehoben,  und  dem  Vorsinger  das  Nötige  an- 
gezeigt». 

Joseph  Bloch  will  sich  mit  H.  Bell  nicht  verständi- 
gen und  zieht  vor,  sein  Fleisch  von  Auswärts  kommen 
zu  lassen. 

Indem  ich  Hochdenselben  das  Ergebnis  m'^in'^r  Un- 
terredung mit  genannten  Personen,  und  die  ausgewirkte 
Beilegung  dieser  Sache  —  wenn  sie  haltet  —  mitteile, 
habe  ich  die  Ehre  mit  voUkommendster  Hochachtung  zu 
verharren, 

Der  Polizei-Director: 

Landerer. 

21.  Jan.  1836. 


Verzeichniss  der  in  Basel  zur  Zeit  der  Volkszählung 
25.  Jan.  1837  niedergelassenen  Israeliten,  sammt  Angabe 
ihrer  damals  anwesenden  Söhne  und  deren  Geburtsjahre. 
Aus  den  Bevölkerungstabellen  ausgezogen. 


Na„.e  und  Stand                      ---"''« 

Geburts- 
jahr 

Moses  Ulimann,  Wirth  zur 

Kanne                                          Felix 

1812 

Isaac 

1820 

Samuel 

1807 
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Name  und  Stand                      ' 

anwesende 
Söhne 

Geburts- 
jahr 

2)  Bernhardt  Wolf,  Handelsm. 

Felix 

1814 

Georg 

1819 

Elias 

1823 

Benjamin 

1827 

ausserd.  2  abwes.  Söhne 

3)  Abraham  Euef,  Kaufm. 

Adolf 

1815 

4)  Isaac  Dreyfus,  Kaufm. 

Leopold 

1818 

Samuel 

1820 

Jacob 

1826 

5)  Abraham  Levy,  Warenhändler  David 

1810 

Nathan 

1819 

G)  Kaphael  Picard,  Handelsm. 

Abraham 

1809 

Moses 

1826 

7)  Joseph  Bloch,  Pferdehändler 

Samuel 

1824 

8)  Samuel  Dreyfus,  Uhrenhdlr. 

Moritz 

1819 

Theodor 

1826 

9)  Mathias  Pattegay,  Handels jud 

[  Daniel 

1804 

Nephtali 

1810 

Heymann 

1820 

.0)  Abraham  Woog,  Handels  jud 

Aaron 

1811 

Leon 

1813 

Samuel 

1819 

Ausserdem  sind  noch  niedergelassen,  von  denen  aber 
in  den  Tabellen  bloss  Töchter  und  keine  Söhne  angege- 
ben sind: 

Simon  Wolf.  Handelsmann. 

Nephtalie  Braunschweig,  Kaufmann. 

Samuel  Picard,  Handelsjud. 

In  den  Landsgemeinden  sind  keine  Juden  niederge- 
lassen, sodass  vorstehende  Tabelle  für  Baselstadtteil 
vollständig  seyn  soll. 

Weshalb  dieses  Verzeichnis  der  ansässigen  Juden, 
nebst  männlichen  Nachkommen,  gemacht  worden  war, 
klärt  sich  bald  auf: 
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Petition  vom  14.  August  1839. 

Die  Unterzeichneten  Namens  der  hier  niedergelas- 
senen und  behörig  immatrikulirten  französischen  Israe- 
liten, welche  schon  seit  ca.  30  Jahren  die  Stadt  bewohnen, 
nehmen  die  Freiheit  bei  Hochdenenselben  mit  der  g  zie- 
menden Vorstellung  zu  kommen,  «es  möchte  belieben  der 
hohen  gesetzgebenden  Behörde  eine  Abänderung  des  Art. 
2  des  Gesetzes  vom  7.  Hornung  1821  um  Aufhebung  des 
Zusatzes  vorzuschlagen,  laut  welchem  die  Verlängerung 
der  Gewerbsbewilligung  sich  nicht  auf  die  Kinder  eines 
Verstorbenen  ausdehnen  soll». 

Die  Unterzeichneten  richten  dieses  Gesuch  an  Hoch- 
dieselben, damit  dasselbe  gutfindendenfalls  bereits  be- 
gutachtet, mit  einem  Ratschlage  vor  die  hohe  Behörde 
gebracht  werden  könne. 

Wir  verkennen  keineswegs  die  Schwierigkeit,  welche 
sich  diesem  Gesuche  entgegenstellen  könnte,  alle  in  die 
Petenten  sind  schon  lange  als  immatriculirte  französische 
Bürger  mit  ihren  Kindern  hier  niedergelassen,  und  in 
derselben  Qualität  haben  sie  von  jeher  alle  Lasten  tra- 
gen helfen,  wie  die  Bürger  Basels,  oft  noch  mehr.  Ver- 
hältnismässig trugen  sie  an  öffentlichen  Anstalten  eben- 
so bei,  als  sie  zur  Zeit  der  Not  sich  zu  jedem  Waffen- 
dienste hingaben,  und  der  Sohn  des  einen  aus  der  Fremde 
zu  diesem  Zwecke  besonders  hieher  reiste. 

Dieses  Niederlassungs-  und  Gewerberecht  stützt  sich 
auf  die  Verträge  der  Eidgenossenschaft  mit  Frankreich, 
welcher  Niederlassungsvertrag  am  30.  Mai  1827  fest- 
setzte, dass  die  Franzosen  in  der  Schweiz  die  nähmlichen 
Rechte  und  Vorteile  geniessen  sollen,  wie  die  Schweizer 
in  I'rankreich  (Art.  3). 

Es  ist  uns  zwar  auch  bekannt,  welcher  Auslegung 
dieser  Traktat  und  ein  Additionsartikel  desselben  unter- 
legen sind  —  allein  es  gründet  sich  derselbe  dünn  doch 
auf  Reciprocität  der  beiden  Nationen. 

Die  Unterzeichneten  erkennen  auch  dankbar  den 
Schutz,  welcher  ihnen  m  jeder  Beziehung  von  den  hohen 
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Behörden  Basels  zu  teil  wird  —  sie  erkennen  es,  dass  sie 
in  jeder  Beziehung  in-  und  äussert  Gericht,  gleiche 
Rechte  genossen  —  und  Inhumanität  und  Intoleranz  sie 
nicht  belästigte  —  sie  miskennen  auch  keineswegs  den 
Nutzen,  welcher  ihren  Kindern  daraus  erwuchs,  die  vor- 
trefflichen Anstalten,  das  Gymnasium,  Paedagogium  und 
die  Töchterschule  besuchen  zu  dürfen.  Die  Kollokation 
der  Schüler  verschiedener  Klassen  brachten  ihnen  öfters 
Praemien  zu,  bei  der  Promotion. 

Der  Sinn  für  höhere  Bildung,  und  diese  selbst  ist 
auf  die  Kinder  der  hier  wohnenden  Israeliten  überge- 
gangen, und  sie  sind  durch  die  Geburt,  die  genossene 
Erziehung  und  gesellschaftlichen  Umgang  hier  in  ihrem 
Geburtsorte  daheim,  und  es  ist  daher  allen  ihre  ursprüng- 
liche Heimat  fremd  geworden,  und  sie  sind  dort  auch 
fremd  auf  den  Dörfern  der  Heimat. 

Wenn  nun  der  Vertrag  mit  Frankreich  gleicher 
Rechte  in  Kraft  bliebe  —  so  würden  die  Unterzeichneten 
Hoch  dieselben  mit  keiner  Bitte  belästigen,  ind^m  ihre 
Kinder  gleiche  Rechte  mit  ihnen  zu  gemessen  hätten  — 
auch  der  Vertrag  von  1829  über  nachbarliche,  gericht- 
liche und  polizeiliche  Verhältnisse  sichert  beiden  Teilen 
Reciprocität  zu. 

In  Frankreich  sind  nun  aber  die  Kinder  eines 
Schweizers  keinen  andern  Gesetzen  unterworfen,  als  ihre 
Eltern,  und  sie  gemessen,  wenn  diese  gestorben,  alle  Vor- 
teile, welche  den  Eltern  zugesichert  waren. 

Ungeaeht  dieser  beiden  Verträge  mit  Frankreich 
von  1827  und  1829  droht  unsern  Kindern  noch  immer  die 
Anwendung  des,  zwar  nicht  offiziell,  aber  doch  still- 
schweigend durch  diese  Verträge  aufgehobenen  G  setzes 
vom  7.  Hornung  1821,  laut  welchem  die  den  Eltern  er- 
teilte Aufenthalts-  und  Gewerbsbewilligung  sich  nicht 
auf  die  Kinder  eines  verstorbenen  Einsassen  ausdehnen 
könne. 

Mag  dieses  gegen  nichtfranzösische  Angehörige  an- 
gewendet werden,  aber  es  dünkt  uns  unmassgeblich  doch, 
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dass  die  städtischen  Behörden  nicht  abgeneigt  scheinen, 
dieses  auf  unsere  Kinder  auszudehnen,  obschon  die  Ver- 
träge uns  dagegen  schützen  sollten. 

Der  Vertrag  von  1829  Art.  9  setzt  zum  Voraus,  dass 
nähere  Erläuterungen  über  einige  Artikel  nötig  würden, 
und  wirklich  ist  dann  der  fragliche  Art.  3  des  Gesetzes 
einer  bestimmten  Erläuterung  zu  unterlegen,  indem  es 
uns  als  Hausväter  daran  gelegen  sein  muss,  das  Schick- 
sal unserer  Kinder  gesichert  zu  wissen. 

Weit  entfernt,  diese  Erläuterungen  in  der  Ferne 
nachzusuchen,  nehmen  wir  die  Freiheit,  solche  in  erster 
Linie  bei  der  hohen  Regierung  Basels  nachzusuchen,  und 
auf  Aufhebung  dieses  Anhanges  anzutragen,  damit  un- 
sere Kinder  die  gleichen  Rechte  fortbehalten,  welche 
ihren  Kindern  zu  theil  wurden. 

Darunter  verstehen  wir  nicht  die  Gründung  neuer 
Etablissemente  und  Verzweigungen,  sondern  dass  Kin- 
der, welche  hier  geboren  und  erzogen  sind,  und  einen 
guten  Leumden  haben,  die  Handlung  ihrer  Eltern  zu 
übernehmen,  oder  in  dieselbe  als  Associe  einzutr'^ten  be- 
rechtigt sind.  Mit  einem  Wort,  dass  ihnen  durch  diesen 
Anhang  nicht  von  vorneherein  jede  Niederlassungs-  und 
Gewerbsbewilligung  benommen  sei. 

Die  Religion  unserer  Väter  hindert  uns,  um  die  Auf- 
nahme ins  Bürgerrecht  einzukommen,  von  welchem  wir 
ausgeschlossen  bleiben;  aber  einen  Akt  der  Gerechtigkeit 
erwarten  wir  von  Hochdenselben,  dass  wir  gleiche  Rechte 
gemessen  dürfen,  wie  die  Schweizer  in  Frankreich  — 
denn,  dass  unsere  Kinder,  wenn  sie  sich,  es  sei  nun  als 
Aerzte,  Theologen,  Kaufleute,  Talente  erworb  n  —  den 
Ort  meiden  sollen,  wo  ihr  Geburtsort  ist,  dieses  würde 
sich  keineswegs  mit  dem  Vertrage  vereinigen  können. 

Unser  geziemendes  Gesuch  erstreckt  sich  nicht  auf 
Emanzipation  des  Israeliten  im  Allgemeinen,  obschon 
viele  Regierungen  in  der  neuesten  Zeit  sich  hervorge- 
stellt haben,  sondern  es  erstreckt  sich  dasselbe  auf  Ein- 
führung reciprozierlicher  Rechte,  und  namentlich  auf 
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Aufhebung  des  besagten  Anhanges,  und  wir  hoffen  von 
Hochdero  gütigen  Willfahr  den  besten  Erfolg. 

Genehmigen  Sie  etc. 


Basel,  den  14.  August  1839. 


A.  Kuef. 
Isaac  Dreyfus. 
Raphael  Moses  Bicard. 


Folgt  das  Gutachten. 


Mit  verehrlichem  Ratsbeschluss  vom  17.  Aug.  über- 
wiesen uns  Ilochdieselben  beiliegende  Position  der  hier 
niodergelassenen  französischen  Juden  zur  Beratung  und 
Begutachtung. 

Dieselben  beklagen  sich  darin  darüber,  dass  die 
ihnen  gestattete  Niederlassung  laut  §  2  des  Nieder- 
lassungsgesetzes vom  7.  Frbr.  1821  sich  nicht  auch  auf 
ihre  Kinder  erstrecken  dürfe.  Die  Petenten  bitten,  es 
möchte  durch  Aufhebung  dieses  Schlusssatzes  d^s  fragl. 
§  2  möglich  gemacht  werden,  dass  ihre  hier  geborenen 
und  erzogenen  Kinder,  insofern  sie  gute  Lrumden  haben, 
die  Handlung  ihrer  Eltern  übernehmen  oder  als  Associes 
eintreten  können. 

Wir  hielten  es  der  Wichtigkeit  der  hier  zu  behan- 
delnden Frage  angemessen,  ehe  wir  m  irgend  eine  Be- 
ratung über  diesen  Gegenstand  einträten,  uns  allervor- 
derst  Verzeichnisse  derjenigen  hiesigen  Einsassen,  nebst 
ihren  männlichen  Nachkommen,  geben  zu  lassen,  welche 
bei  einer  solchen  oder  ähnlichen  Abänderung  oder  Er- 
leichterung der  hiesigen  Niederlassungsverhältnisse 
folgeweise  vielleicht  ebenfalls  beteiligt  sein  könnten. 

Die  Gesetzesstelle,  über  welche  sich  die  Petenten  be- 
klagen und  deren  Abänderung  wünschen,  beschlägt  näm- 
lich keineswegs  die  Juden  allein;  sondern  sie  gilt  für  alle 
hiesigen  Einsassen,  sowohl  Schweizer  als  Ausländer,  so- 
wohl Reformierte  und  Katholische  Christen,  als  Juden, 
und  CS  kann  daher  auch  eine  diesfällige  Beratung  keines- 
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wegs  die  Juden  allein  im  Auge  haben,  sondern  muss  sich 
dabei  auch  die  Consequenzen  für  Andere  klar  machen. 
Die  mi  Niederlassungsgesetz  von  1816  enthaltenen 
gesetzlichen  Bestimmungen,  dass  die  hier  niedergelasse- 
nen Juden  höchstens  noch  für  6  Jahre  Verlängerung  der 
Niederlassungsbewilligung  erhalten  könnten,  und  dann 
ihnen  dieselbe  zurückgezogen  würde,  wurde  infolge  statt- 
gefundener Reklamationen,  sowie  auch  infolge  diesfall- 
siger  Tagsatzungsverhandlungen  eben  in  dem  Abänder- 
ungsgesetze vom  7.  Sept;  1821  nebst  noch  andern  be- 
schränkenden Bestimmungen  weggelassen,  um  so  die  Ju- 
den damals  auf  die  gleiche  Stufe  mit  den  andern  hier 
niedergelassenen  Ausländern  und  Schweizer  gestellt. 

Hingegen  wurde  in  einer  im  Jahr  1827  bei  Anlass 
des  Niederlassungsvertrags  mit  Frankreich  angewende- 
ten «Zusammenstellung  der  hiesigen  Niederlassungsbe- 
stimmungen)), die  jedoch  nie  gedruckt  worden,  der  Satz 
als  bestehend  aufgenommen,  dass  in  Zukunft  an  Juden 
weder  Niederlassungs-  noch  Aufenthaltsbewilligungen 
mehr  erteilt  werden  sollen,  und  zwar  mit  folgenden 
Worten : 

(»Soll  in  Folge  bestehender  Verordnungen  keinem 
«Juden,  und  wenn  er  auch  ein  Schweizerbürgerrecht  dar- 
«thun  könnte,  eine  Niederlassungs-  oder  Aufenthaltsbe- 
«willigung  erteilt  werden,  welche  Bestimmung  jedoch 
«auf  die  dermalen  in  unserm  Kanton  niedergelassenen 
«Israeliten  keinen  Bezug  hat)). 

Diese  Zusammenstellung  wurde  sodann  am  10.  Sept. 
1828  dem  französischen  Gesandten,  der  Mitteilung  sämt- 
licher hier  geltenden  Niederlassungsbestimmungen  be- 
gehrt hatte,  übersandt. 

Ebenso  wurde  diese  Bestimmung,  dass  Juden  keine 
Niederlassungs-  noch  Aufenthaltskarten  sollen  gegeben 
werden,  schon  in  demjenigen  Schreiben  an  1.  Stadtrat  als 
einverstanden  bemerkt,  womit  die  Regierung  demselben 
am  3.  Nov.  1827  den  neuen  Niederlassungsvertrag  mit 
Frankreich  mitteilte.  Dieses  Schreiben  drückt  sich  hier- 
über folgendermassen  aus: 
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((Als  Erläuterung  sollen  wir  beifügen,  dass  bei  den 
Unterhandlungen  dieser  Uebereinkunft  zwischen  dem 
franz.  Grossbotschafter  und  den  eidg.  Herren  Commis- 
sarien  Noten  gewechselt  worden,  aus  welchen  hervor- 
geht, dass  die  Israeliten,  franzÖs.  Untertanen,  die  sich  in 
dieser  Eigenschaft  berechtigt  glauben  könnten,  den  Vor- 
teil des  I^^'^*  Artikels  der  Convention  in  Anspruch  zu  neh- 
men, denselben  nicht  geltend  machen  könnt  n,  indem 
dieser  Artikel  den  Franzosen  nur  diejenigen  Eechte  ein- 
räumt, welche  von  jedem  Stand  der  Eidgenossenschaft 
den  Angehörigen  der  and -rn  Kantone  zug-^standen  sind, 
dass  also  da,  wo  keine  schweizerischen  Juden  zugelassen 
werden,  wie  es  bei  uns  der  Fall  ist,  auch  die  französischen 
k'^in  Recht  anzusprechen  haben,  weder  auf  Niederlas- 
sung, noch  auf  einfachen  Aufenthalt  ohne  Gewerbs- 
treibung». 

Doch  wie  bereits  gesagt,  die  fragliche  Bittschrift  be- 
schwert sich  nicht  speziell  über  diese  Beschränkung  der 
Juden  als  solchen,  sondern  über  die  für  alle  Ni-^d  rge- 
lassenen  allgemein  geltende  Bestimmung,  dass  die  ihnen 
gestattete  Niederlassung  rein  persönlich  sei,  und  nicht 
auf  ihre  Kinder  soll  ausgedehnt  werden  können.  Diese 
Bestimmung  des  bestehenden  Gesetzes  nun,  Tit,  hat  al- 
lerdings, wrnn  sie  in  Anwendung  kommen  soll,  etwas 
sehr  hartes  und  es  mag  vielleicht  anderswo  kaum  begrif- 
fen werden,  dass  der  hier  geborene  und  erzogene  Sohn 
eines  hier  Niedergelassenen,  der  das  Gewerbe  seines 
Vaters  erlernt  hat,  nach  dem  Tode  s  iner  Eltern  dass-^lbe 
nicht  soll  fortbetreiben  dürfen,  dass  er  gezwungen  sein 
soll,  dasselbe  vielleicht  mit  grossem  Schaden  zu  veräus- 
s-^rn,  und  dass  derselbe  überhaupt  keine  selbstständige 
Niederlassungs-  und  Gewerbsbewilligung  für  sich  soll  er- 
halten können. 

Es  ist  zwar,  soviel  uns  bekannt,  der  Fall  noch  nie 
vorgekommen,  wo  solche  Kinder  hier  verstorbrner  Ein- 
sassen,  gewaltsam  von  hier  fortgetrieben  worden,  und 
wir  sind  gewiss,  dass  die  Behörden  auch  schwerlich  ohne 
besondere  Not  eine  solche  Massregel  ins  Werk  setzen,  son- 
dern immer  trachten  würden,  mit  den  bestehenden  Be- 
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Stimmungen  zugleich  die  grösstmögliehe  Schonung  ein- 
treten zu  lassen. 

Aliein  anderseits  ist  begreiflich,  dass  unsere  Ein- 
sassen  sich  hieb:i  nicht  vollständig  bsruhigen  können, 
indem  die  Bestimmung  einmal  besteht,  und  überdies 
müsste  es  manchem  erwünscht  sein,  erwachsene  Söhne 
etwa  als  Associes  in  ihr  Geschäft  aufnehmen  zu  können, 
was  aber  denselben,  da  sie  keine  selbstständigen  Gewerbs- 
bewilligungen erhalten  können,  sehr  erschwert  ist;  dass 
dies  namentlich  den  Petenten,  als  Juden,  besonders  fühl- 
bar sein  muss,  ist  natürlich,  da  ihre  Söhne,  weil  ihnen, 
abgesehen  von  einer  Gewerbsbewilligung,  nicht  einmal 
eine  selbstständige  Aufenthaltsbewilligung  g  geben 
wird,  sogar  verhindert  sind,  hier  zu  heiraten. 

Zu  der  Ueberzeugung  nun,  dass  die  fragliche  Be- 
stimmung wirklich  hart  ist,  und  dass  sie  deshalb  vorkom- 
menden Falls  wohl  schwerlich  wird  gehandhabt  werden, 
gesellt  sich  nun  noch  der  Umstand,  dass  bekanntlich  un- 
sere Niederlassungsbestimmungen  überhaupt,  nament- 
lich in  Frankreich,  vielfachen  Anstoss  finden,  und  man 
daselbst  wohl  gerne  eine  Gelegenheit  benützen  wird,  wo 
man  eine  wirkliche,  in  die  Augen  springende  Härte  in 
diesen  Bestimmungen  hervorheben,  und  damit  Kcklama- 
tionen  stellen  könnte,  die  dann  leicht  weiter  als  auf  die 
fragliche  einzelne  Bestimmung  ausgedehnt  werden 
dürfte. 

Wir  glauben,  es  würde  die  Willfahrt  dieses  Begeh- 
rens kaum  mit  Grund  eine,  allerdings  nicht  zu  wün- 
schende Vermehrung  der  hiesigen  Juden  befürchten  las- 
sen, zumal  wenn  man  daneben  auch  noch  das  Recht  der 
Behörde  auf  Wegweisung  von  Falliten  und  üebelbeleum- 
deten  berücksichtigt. 

Aus  einer,  den  oben  erwähnten  Tabellen  beigelegten 
Uebersicht  der  christlichen  und  jüdischen  französischen 
Einsassen  seit  1815  ergibt  sich  denn  auch,  dass  während 
1815  34  französische  Judenfamilien  mit  150  Köpfen  und 
1824  noch  32  Familien  mit  176  Köpfen  hier  niedergelas- 
sen waren,  diese  bis  zum  Jahre  1839  auf  13  Familien  mit 
96  Köpfen  geschmolzen  waren». 
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Nun  folgen  anderseits  Befürchtungen,  die  darin 
gipfeln,  dass  auch  Söhne,  die  des  Vaters  Geschäft  nicht 
weiterführen,  die  Niederlassung  beanspruchen  würden. 

Sodann  wird  empfohlen,  die  Angelegenheit  dem  Stadt- 
rat zur  Beratung  und  Begutachtung  zu  unterbreiten,  was 
denn  auch  beschlossen  wird. 

Am  25.- Juli  1840  erinnern  die  Petenten  neuerdings  an 
ihr  Gesuch,  das  vor  bald  einem  Jahre  gestellt  worden  sei 
und  schreiben  unter  anderm: 

«Es  ist  dies  eine  wichtige,  eine  Lebensfrage,  deren 
Entscheid  sie  mit  Sehnsucht  von  Monat  zu  Monat  ent- 
gegensahen, jeden  Ratschlag  ihr  Gesuch  in  Behandlung 
kommen  zu  sehen  glaubten,  allein  es  vergieng^n  eilf 
Monate,  ohne  dass  sie  auch  nur  irgend  einen  Bosch  cid 
auf  ihre  geziemende  Bitte  erhielten». 

Am  5.  Dez.  1840  erfolgt  das  Gutachten  des  Stadtrats: 
«Nachdem  wir  die  in  gedachtem  Gutachten  enthal- 
tenen Gründe,  welche  sowohl  für  als  gegen  einen  ent- 
sprechenden Beschluss  geltend  gemacht  werden  können, 
wohl  erwogen  haben,  müssen  wir  unsere  Ansichten  in 
dieser  Angelegenheit  entschieden  dahin  aussprechen,  es 
sei  ein  Eintreten  in  das  Gesuch  der  Petenten  unzulässig». 

Der  Stadtrat  schliesst  mit  den  Worten: 

«Endlich  aber  darf  man  nicht  ausser  Acht  lassen, 
dass  die  öffentliche  Meinung  an  unserem  bestehenden 
Niederlassungsgesetz  hängt,  und  schon  darum  scheint  es 
uns  daher  nicht  passend,  von  vorne  herein  und  ohne  alle 
Garantie  für  die  Zulänglichkeit  der  Massregel,  am  Prin- 
zip unserer  Gesetze  ändern  zu  wollen». 

Unterm  13.  Januar  1841  wurde  die  Angelegenheit 
nochmals  an  das  Staatscollegium  zur  erneuten  Beratung 
gewiesen. 

Dieses  wünschte  mündliche  Besprechung  mit  einigen 
Mitgliedern  des  Stadtrats. 

Am  16.  Febr.  1841  gibt  das  Staatscollegium  eine  neue 
Begutachtung,  die  zu  folgendem  Schlüsse  kommt: 
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«Es  kann  von  den  Bestimmungen  der  Gesetze  vom 
19.  Juni  1816  und  7.  Febr.  1821  nicht  abgegangen,  und 
demnach  den  Söhnen  der  Petenten  keine  Gewerbsbewil- 
ligung gegeben  werden. 

Dagegen  erteilt  der  Kl.  Rat  dem  Stadtrat  die  Er- 
mächtigung, den  3  Petenten  auf  ihr  allfälliges  Gesuch 
an  ihn,  dahin  zu  entsprechen,  dass  einem  in  hiesiger 
Stadt  geborenen  und  erzogenen  und  mit  gut^n  Leumden 
versehenen  Sohne  derselben,  eine  selbstständige  Aufent- 
haltsbcwilligung  auf  sechs  Jahre  gegeben  w  rde,  damit 
derselbe  seinen  Eltern  bei  ihrem  bereits  bestehenden 
Geschäfte  Hilfe  leiste». 

Die  Angelegenheit  ging  wieder  an  den  Stadtrat  zurück, 
der  sich  nun  «beruhigen»  konnte,  und  sein  Einverständnis 
gab. 

Es  wurde  am  28.  April  1841  im  Sinne  des  Gutachtens 
des  Staatscollegiums  den  Petenten  Mitteilung  gemacht. 

Somit  war  nur  eine  halbe  Lösung  erreicht.  Die  3  Pe- 
tenten konnten  mit  grosser  Wahrscheinlichkeit  darauf 
zählen,  dass  ihre  Söhne  gegebenenfalls  Erlaubnis  erhalten 
würden,  ins  elterliche  Geschäft  einzutreten. 

Mit  welcher  Vorsicht  diese  ungern  gegebene  Zu- 
sicherung aufzufassen  war,  musste  der  eine  der  Petenten, 
Isaac  Dreyfus,  ein  paar  Jahre  später  erfahren. 

Er  schreibt  am  30.  Mai  1845  an  den  Stadtrat: 

Hochgeachteter  Herr  Praesident! 
Hochgeehrte  Herren! 

Bei  heranrückendem  Alter  wünscht  jeder  Hausvater 
seine  Kinder  versorgt  zu  wissen,  es  war  mir  daher  lieb, 
dass  mein  Sohn  Samuel  sich  kürzlich  verehelichte. 

Es  bleibt  mir  nun  noch  ein  Wunsch  übrig,  nemlich 
derjenige,  dass  derselbe  nach  Rathserkenntniss  vom  28. 
April  1841  die  Aufenthaltsbewilligung  von  E.  E.  Stadt- 
rath  erhalte. 

Ich  nehme  daher  die  Freyheit,  bey  Wohldenselben 
anmit  geziemend  anzuhalten,  genannt  meinem  Sohne 
Samuel  die  nachgesuchte  selbstständige  Aufenthaltsbe- 
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willigung  zu  ertli eilen;  da  sich  alle  Eequisiten  für  ihn 
hierzu  vereinigen,  indem  er  in  hiesiger  Stadt  geboren 
und  erzogen  worden,  und  laut  dem  einzulegenden  Zeug- 
nisse von  neunzehn  achtbaren  hiesigen  Bürgern,  auch 
einen  durchaus  guten  Leumden  von  jeher  genoss  und 
geniesst. 

Ueberdies  besitzt  derselbe  auch  die  erforderliehe 
Immatriculations-Acte,  d.  d.  1.  May  1845,  welche  ein- 
gelegt wird. 

Mein  ausgedehntes  Geschäft  und  die  damit  verbun- 
denen Reisen  erfordern  seine  Hülfe  und  die  Unterstütz- 
ung seiner  Eltern,  und  da  Wohldieselben  bereits  ihre 
Bereitwilligkeit,  ähnliche  Bitten  zu  gewähren,  gez  igt 
haben,  so  hoffe  ich,  dass  mir  hierin  ebenfalls  gütigst 
entsprochen  werden  werde. 

Genehmigen  Wohldieselben  die  Versicherung  meiner 
wahren  Hochachtung,  womit  ich  mich  zu  nennen  die 
Ehre  habe 

Wohldero  Ergebenster 

Isaac  Dreyfus. 

Er  irrte  sich: 

Auszug  aus  dem  Protoholl  des  Stadtraths  zu  Basel 
vom  eilften  Juny  1845. 

Der  hier  niedergelassene  Israelit  Herr  Isaac  Drey- 
fus, ersucht  um  eine  selbstständige  Aufenthaltsbewilli- 
gung für  seinen  zweiten  Sohn,  Samuel,  welcher  sich  ver- 
ehelicht hat. 

Wird  erkannt: 

Können  M.  H.  G.  H.  in  dieses  Begehren  nicht  ein- 
treten. 

Canzley  der  Stadt  Basel. 

Nun  wandte  sich  Isaac  Dreyfus  an  die  oberste  Behörde, 
was  wohl  von  Anfang  an  das  richtigere  gewesen  wäre: 
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Hochgeachteter  Herr  Bürgermeister! 
Hochgeachtete  Herren  dt  s  Kleinen  Raths 

von  Kanton  Ba.sel-Stadttheil ! 
Hochgeachtete  Herre7i! 

Mit  gegenwärtigem  nehme  ich  die  Freyheit,  Hoch- 
denselben  Abschrift  einer  Bittschrift  an  E.  E.  Stadtrath 
einzuhändigen,  mit  welcher  ich,  gestützt  auf  dero  Be- 
schluss  vom  28.  April  1841,  für  meinen  nun  ebenfalls  in 
den  Ehestand  getretenen,  zweiten  Sohn,  Samuel,  um  eine 
selbstständige  Aufenthaltsbewilligung  ersuchte. 

Obgleich  derselbe  die  in  dero  Beschluss  festg  s-^tzten 
Requisiten  besitzt,  so  hat  der  Wohl  Löbliche  Stadtrath, 
laut  ebenfalls  beygefügten  Protokoll- Auszug  erklärt,  «er 
könne  in  mein  Begehren  nicht  eintreten». 

Die  Motive  dieses  Beschlusses  sind  mir  unbekannt, 
es  ist  mir  aber  nicht  leicht  möglich,  darin  eine  gänzliche 
Weigerung  meines  geziemenden  Gesuchs  zu  mutmassen, 
da  dasselbe  ebensowohl  auf  die  Noth wendigkeit  der  ob- 
waltenden Verhältnisse,  auf  Analogie  Hochderen  er- 
wähnten Rathsbeschlusses,  als  auch  auf  menschliche  Bil- 
ligkeit gestützt  ist. 

Ich  wende  mich  demzufolge  getrost  mit  der  an  E.  E. 
Stadtrath  gestellten  Bitte,  an  die  Hohe  Regierung,  in- 
dem ich  mir  noch  erlaube,  Hochdenselben  einige  ehrer- 
bietige Bemerkungen  beizufügen,  woraus  meine  Hochge- 
achteten Herren  die  dringende  Nothwendigkeit  der  Er- 
haltung meiner  unterthänigsten  Bitte  erblicken  werden. 

Bei  meinem  vorgerückten  Alter  ist  es  mir  unmög- 
lich, meine  Geschäfte,  deren  Besorgung  die  grösste  Thä- 
tigkeit  erfordert,  zu  verwalten,  es  war  mir  daher  die  beste 
Erleichterung,  solche  meinen  Söhnen  anvertrauen  zu 
können,  welche  Beyde  —  Leopold  und  Samuel  —  schon 
seit  ihrer  Mehrjährigkeit  als  meine  Procuraträger  im 
hiesigen  Ragionen-Buch  eingeschrieben  sind. 

Mein  ältester  Sohn  Leopold,  der  schon  seit  mehre- 
ren Jahren  verehelicht,  besorgt  g^'össtenteils  die  Scrip- 
turen  und  Comptabilität,  der  jüngere,  Samuel,  hingegen 
widmet  sich  ausschliesslich  den  Reisen  und  Geschäfts- 
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abschlüssen,  sowohl  auf  hiesigem  Platze  als  Auswärts, 
was  auch  hier  allgemein  bekannt,  sodass  beynahe  alle 
meine  Geschäfte  unter  der  mittelbaren  Leitung  meines 
Sohnes  Samuel  (für  den  ich  bitte)  stehen. 

Gestützt  auf  Hochdero  Entscheid  vom  28.  April  1841, 
welche  durchaus  keine  Ausnahme  in  den  Söhnen  macht, 
verehelichte  sich  mein  Sohn,  nicht  zweifelnd,  er  könne 
—  wenn  auch  verheirathet  —  mir.  in  meinem  bestehen- 
den Geschäfte  fernerhin  als  Gehülfe  bey stehen. 

Nun  aber  soll  er  aus  seiner  ihm  liebgewordenen  Ge- 
burtsstadt, weil  er  sich  verehelichte,  scheiden,  seinen  mit 
Tätigkeit  betriebenen  Wirkungskreis  verlassen  müssen, 
und  sich  mit  seiner  Frau  einen  andern  Zufluchtsort,  einen 
andern  Geschäftskreis,  ja  sozusagen  eine  andere  Heimat 
suchen;  mir  endlich  soll  in  meinen  alten  Tagen  die 
längstersehnte  Stütze  entrissen  werden! 

Nein,  die  hohe  Regierung  eines  so  aufgeklärten 
Staates  wird  nicht  geschehen  lassen,  dass  ein  Vater,  der 
alles  aufbot  seinen  Kindern  eine  gute  Erziehung  zu  ge- 
ben, und  nachdem  dieselbe  mit  Mühe  und  Fleiss  den  Grad 
von  Kenntnissen  und  Fähigkeiten  sich  erwarben,  um  ihm 
in  seinem  vorgerückten  Alter  behülflich  zu  sein,  auf  ein- 
mal seiner  zuversichtlichsten  Stütze  beraubt  werde.  — 

Kein  einziger  Grund  ist  vorhanden,  meinem  Sohne 
den  hiesigen  Aufenthalt  zu  entziehen;  er  ist  hier  geboren, 
hier  mit  Ihren  eigenen  Kindern  erzogen,  und  hat  stets 
alles  aufgeboten,  um  dasjenige  zu  erfüllen,  was  einem 
unter  Hochdero  Schutze  lebenden  hiesigen  Einsassen  ge- 
ziemt. 

Ich  kann  nicht  umhin,  obzwar  es  unbescheiden  von 
mir  sein  mag,  noch  bey  zufügen,  dass  wenig  junge  Leute 
hier  sich  eines  bessern  Leumdens  zu  erfreuen  haben  wer- 
den, und  dass  nie  —  in  welcher  Beziehung  es  auch  seyn 
mag  —  eine  Klage  gegen  ihn  erhoben  ward. 

Auch  meine  Geschäfte,  die  seiner  Leitung  anver- 
traut, sowie  meine  sämmtlichen  Unternehmungen,  sind 
ebensowenig  irgendeinem  hiesigen  Bürger,  als  Einwoh- 
ner schädlich,  sondern  ebensowohl  dem  Staat  als  dem 
Eigenthümer  nützlich. 
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Anderseits  werden  sicherlieh  keine  Nachteile  für 
Staat  und  Stadt  bey  Gewährung  meines  ehrerbietigen 
Gesuchs  sich  jemals  ergeben  können,  und  wenn  ich  darin 
geirrt,  dasselbe  an  E.  E.  Stadtrath  zu  stellen,  der  d  a  - 
rein  nicht  eintreten  kann,  so  glaube  ich  mich 
der  zuversichtlichen  Hoffnung  hingeben  zu  dürfen,  dass 
die  hohe  Kegierung  solches  in  Bezug  auf  den  erwähnten 
Beschluss  vom  28.  April  1841  gütig  beurtheilen,  und  die 
nachgesuchte  selbständige  Aufenthaltsbewilligung  für 
meinen  Sohn  Samuel  ertheilen  werden,  wofür  ich  gezie- 
mend bitte. 

Hochderselben  geneigtem  Entsprechen  entgegen- 
sehend, habe  ich  die  Ehre  zu  zeichnen 

Hochgeachteter  Herr  Bürgermeister, 
Hochgeachtete  Herren, 

Hochdero  gehorsamer  Diener 

Isaac  Dreyfus. 
Basel,  17.  Juny  1845. 

Beschluss  des  Kleinen  Raths 
vom  18.  Juny  1845. 

Wird  löbl.  Staat scollegio  überwiesen,  und  L.  Stadt- 
rath beauftragt,  demselben  seinen  Bericht  einzugeben. 

Der  Stadtrat  berichtet  am  28.  Juni  1845: 

diesem  verehrlichen  Auftrag  entsprechend  er- 
mangeln wir  nicht,  Hochdenselben  zu  melden,  dass  wir 
den  Petenten  in  seinem  Gesuch  aus  dem  Grund  abgewie- 
sen haben,  weil  wir  die  von  L.  Rat  unterm  28.  April  1841 
erhaltene  Ermächtigung  zur  Erteilung  einer  selbststän- 
digen Aufenthaltsbewilligung  an  einen  hier  geborenen 
und  erzogenen  und  mit  guten  Leumden  versehenen  Sohn 
eines  hier  niedergelassenen  Israeliten,  damit  derselbe 
seinen  Eltern  bei  ihrem  bereits  bestehenden  Geschäft 
Hülfe  leiste,  in  dem  Sinn  verstanden,  dass  einem  und 
nicht  mehreren  Söhnen  diese  Bewilligung  erteilt  werden 
könne,  und  weil  wir  dafür  halten,  dass  es  jedenfalls  bei 
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der  Behörde  stehe,  einem  diesfallsigen  Gesuch  zu  ent- 
sprechen oder  solches  abzuschlagen. 

Wir  möchten  umso  mehr  an  einer  Auslegung  in  die- 
sem beschränkenden  Sinne  festhalten,  als  wir  eine  Ver- 
mehrung der  israelitischen  Bevölkerung  in  unserer  Stadt 
nichts  weniger  als  wünschenswert  erachten,  und  lieber 
deren  Verminderung  sehen  würden. 

Es  leuchtet  ein,  dass  je  mehr  verheirateten  Söhnen 
von  hier  niedergelassenen  Juden  der  Aufenthalt  ge- 
stattet wird,  in  einem  umso  höhern  Maass  die  israelitische 
Bevölkerung  wachsen  statt  abnehmen  wird,  und  es  wird 
deren  Entfernung  stets  umso  schwieriger  werden,  je 
festeren  Fuss  sie  durch  Heiraten  und  durch  die  daraus 
entstehenden  Familienverhältnisse  fassen. 

Was  namentlich  den  gegenwärtigen  Fall  betrifft,  so 
müssten  wir  einen  entsprechenden  Bescheid  umso  mehr 
bedauern,  als  Herr  Dreyfus  noch  mehrere  Söhne  hat, 
deren  Beihülfe  er  bei  deren  Verheiratung  wahrscheinlich 
später  ebenfalls  in  seinem  Geschäft  bedürfen  wird. 

Namens  des  Stadtraths: 

Bischoff. 

Basel,  25.  Juni  1845. 

Die  Bewilligung  wurde  nicht  erteilt. 

Entgegenkommender  zeigte  sich  die  Kegierung  bei 
Landankäufen. 

Ratsprotokoll  vom  12.  July  1845. 

Land  bezirk  empfiehlt  das  Gesuch  des  H.  Isaac  Drey- 
fus um  Bewilligung  ca.  30  Jucharten  Waldungen  im  Bet- 
tingerbann  von  Karl  La  Roche  erkaufen  zu  dürfen  zur 
Willfahr,  indem  der  Gemeinderat  daselbst  kein  Anstand 
habe. 

Wird  dieser  Landkauf  bewilligt. 

Am  28.  Mai  1847  bitten  die  Juden  wieder,  die  Bestim- 
mung wegen  der  Nachkommen,  bei  Anlass  der  Beratungen 
des  Verfassungsrates,  aufzuheben. 
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«Es  ist  wohl  unnötig,  Hochgeachteter  Herr  Bürger- 
meister, Hochgeachtete  Herrrn,  Ihnen  zn  bemerk  n,  wel- 
chen Anklang  diese  Angelegenheit  im  Schosse  d^s  Ver- 
fassungsrates gefunden.  Noch  sind  diejenigen  unter 
Hochdenselben,  welche  in  Löbl.  Fiinfzehnercommission 
gewählt  waren,  unter  dem  Eindrucke  der  warm«^n,  eben- 
so kräftigen  als  würdevollen  Worte,  womit  eines  der  Mit- 
glieder, hochgestellt  in  der  öffentliehpn  Achtung  und 
längst  schon  als  eine  der  wissenschaftlichen  Zierden 
Basels  anerkannt,  die  Sache  erört^'-rt  und  s'^in^  Sympa- 
thien in  einem  Vortrage,  der  seinem  Charakter  nicht  we- 
niger als  seinem  Talente  zur  Ehre  g^^reicht;  sie  wissen, 
welche  Teilnahme  sich  überhaupt  bei  jenem  Anlass^'  für 
den  gestellten  Antrag  zu  erk'^nn^n  gab,  und  wie  sie  sich 
deutlich  und  entschieden  bekundet  hat  in  den  vom  Or- 
gane der  Commission  gelieferten  Motiven  zum  Verfas- 
sungsentwurf». 

Der  erwähnte   Staatsmann  ist  wahrscheinlich  Peter 
Merian. 

Zum  Schlüsse  heisst  es: 

«Indem  die  Petenten  unter  diesen  Umständen  die  ge- 
ziemende Bitte  stellen,  es  möchte  in  den  Vorschlag  des 
Niederlassungsgesetzes  eine  Verfügung  aufgenommen 
werden,  infolge  deren  Anwendung  ihren  hier  von  Ju- 
gend auf  erzogenen  Söhnen  Niederlassung  und  Gewerbe- 
betrieb selbstständig  eingeräumt  würde,  haben  sie,  gü- 
tige Willfahr  entgegensehend,  die  Ehre,  mit  vollkom- 
mendster Hochachtung  zu  verharren. 

Isaae  Dreyfus  sei.  Wittwe, 
A.  Levy,  A.  Ruef,  Raphael  Moses  Bicard. 

28.  Mai  1847.. 

Im  Sundgau  gährte  es  neuerdings. 

Kreisschreiben  an  sämmtliche  eidg.  Stände. 

B  e  r  n  ,  den  2.  März  1848. 

Getreue,  liehe  Eidgenossen! 

In  den  letzten  Tagen  haben  sich  viele  dem  israeli- 
tischen Glaubensbekenntnis  angehörige  Individuen  im 
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Elsass  genötigt  gesehen,  sich  den  gegen  sie  von  intole- 
ranten und  ruhestörenden  Individuen  erhobenen  Ver- 
folgungen durch  die  Flucht  auf  Schweiz.  Gebiet  zu  ent- 
ziehen. 

Indem  der  Vorort  die  Stände  hievon  benachrichtigt 
und  anbei  bemerkt,  dass  er  für  die  Folge  abhelfende  Vor- 
kehren an  der  Grenze  zur  Verhütung  von  Unordnungen 
angeordnet  hat,  darf  er  hinwieder  erwarten,  dass  die  löbl. 
Kantonsregierungen  den  aus  Frankreich  entflohenen 
Israeliten  wie  andern  Flüchtlingen  das  Gastrecht  ge- 
währen werden.  Nur  für  angemessen  werden  die  Grenz- 
kantone erachten,  solche  Flüchtlinge  nicht  an  der  Grenze, 
sondern  im  Innern  Aufenthalt  nehmen  zu  lassen. 

Schliesslich  versichern  wir  Euer  Hochwohlgeb.  etc. 

Für  den  eidgenössischen  Vorort, 
Der  Praesident:         Der  eidg.  Kanzler: 
Ochsenbein.  Schiess. 

Die  Unruhen  betrafen  weniger  die  Basler  Grenze  als 
die  Pruntruter. 

((Wohl  kamen  gleich  nach  dem  Ausbruche  der  Pa- 
riser Februarrevolution  zahlreiche  Juden  aus  den  be- 
nachbarten elsässischen  Dörfern,  wo  sie  ihres  Lebens 
nicht  mehr  sicher  waren,  als  Flüchtlinge  hieher.  Es  ge- 
lang jedoch  der  Garnison  von  Hüningen  sehr  bald,  die 
ßuhe  wieder  herzustellen». 

Basler  Jahrbuch  1906  (Pag.  113). 

Ende  des  gleichen  Jahres  wiederholten  sich  die  Un- 
ruhen. 

B  e  r  n  ,  24.  Dez.  1848. 

Das  Departement  der  Justiz  und  Polizei  des  Schweiz. 
Bundesrates  sieht  sich  anmit  veranlasst,  das  in  Abschrift 
beiliegende  Schreiben  des  Herrn  Praesidenten  des  berni- 
schen Kegierungsrates  zu  übermitteln,  aus  welchem  Sie 
entnehmen  wollen,  dass  laut  Bericht  des  Kegierungsstatt- 
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halteramts  Pruntrut,  die  Israeliten  im  Sundgau  neuen 
Beunruhigungen  ausgesetzt  zu  sein  scheinen,  und  dass 
überhaupt  in  Beziehung  auf  diese  Klasse  der  Bevölker- 
ung Frankreichs  ähnliche  Störungen  der  öffentlichen 
Ordnung  auszubrechen  drohen,  wie  solche  im  Monat 
Februar  und  März  stattgefunden  haben. 

Indem  das  Departement  zwar  sämmtlichen  h.  Re- 
gierungen hievon  Kenntnis  gibt,  werden  die  zunächst 
beteiligten  Grenzkantone  speziell  eingeladen,  in  Erwä- 
gung 7u  ziehen,  welche  Massregeln  sie  in  Anwendung  zu 
bringen  im  Falle  sind  um  einesteils  Verfolgten  ein  Asyl 
zu  gewähren,  und  um  andernteils  die  öffentliche  Sicher- 
heit und  Ordnung  nach  ihrem  ganzen  Umfange  aufrecht 
zu  erhalten. 

(Pulver ankaufe  im  Amtsbezirk  Pruntrut  und  Auf- 
reizung der  dortigen  Bevölkerung  gegen  etwa  verjagte 
Juden).  Für  Basel  blieb  diese  neue  Befürchtung  unbe- 
gründet. 

Inzwischen    beschäftigte    die    Angelegenheit    Samuel 
Dreyfus  die  Regierung  immer  noch: 

An  den  Tit.  Kleinen  Rat. 

Hochgeachteter  Herr  Bürgermeister! 
Hochgeachtete  Herren! 

Aus  Auftrag  löbl.  Polizeigerichts  sollen  wir  die  Frei- 
heit nehmen  über  das  Aufenthaltsrecht  des  Herrn  Samuel 
Dreyfus,  Sohn,  im  Spahlenhof  bei  Ihrer  hohen  Regierung 
zur  Richtschnur  für  unser  Tribunal  Erkundigungen  ein- 
zuziehen. 

Es  ist  nämlich  Frau  Wittwe  Dreyfus  von  Seite  löbl. 
Stadtpolizei  schon  mehrmals  verzeigt  worden,  weil  sie 
ihren  Sohn  Samuel  ohne  Aufenthaltskarte  beherberge. 
Der  Betreffende  erklärte  hierauf:  er  sei  s.  Z.  bei  löbl. 
Stadtbehörde  um  den  gesetzmässigen  Aufenthalt  cinge- 
kommen  und  habe  alle  hiezu  nötigen  Requisiten  vorge- 
legt; es  habe  aber  besagte  Behörde  in  sein  Gesuch  nicht 
eintreten  wollen,  worauf  er  mit  einer  Beschwerde  bei 
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Ihrer  Tit.  Regierung  gleichfalls  eingekommen,  aber  an- 
noch  immer  seit  zwei  Jahren  ohne  Antwort  sei.  Er  will 
sich  auch  zu  wiederholten  Malen  bei  M.  H.  G.  A.  Herrn 
Bürgermeister  Frey  beschwert  haben,  welcher  sodann  der 
löbl.  Polizei  die  Weisung  erteilt  habe,  ihn  fortan  in  Ruhe 
zu  lassen,  bis  nach  Austrag  der  Sache.  Letztes  Spät  jähr 
hätte  die  Sache  entschieden  werden  sollen,  was  wichti- 
gerer Geschäfte  wegen  jedoch  unterblieben  sei. 

Da  nun  löbl.  Polizeigericht  dieser  Sache  wegen  im 
Zweifel  ist,  so  ersucht  dasselbe  hiemit  um  dero  gefällige 
Weisung. 

Mit  der  Versicherung  unserer  vollkommenster  Hoch- 
achtung etc. 

Namens  des  Polizeigerichts  für  den  Stadtbezirk, 
Wölfflin,  Pr. 

Der  Polizeigerichts-Secretär: 
Eckenstein. 

Basel,  26.  Mai  1848. 

Die  Bewilligung  wurde  aber  immer  noch  verweigert, 
und  erst  am  25.  April  1849,  nach  Erleichterung  der  Nieder- 
lassungsbestimmungen, gewährt. 

Nachdem  die  Niederlassungsbestimmungen  1849  er- 
heblich erleichtert  worden  waren,  ersuchten  die  Juden  um 
Bewilligung  eines  neuen  Betsaales,  den  sie  auf  dem  untern 
Heuberg  (jetzt  No.  21)  einzurichten  wünschten. 

Hochgeachteter  Herr  Bürgermeister! 
Hochgeachtete  Herren  Mitglieder  des  KL  Rathes ! 
Hochgeachtete  Herren ! 

Die  hier  wohnenden  Israeliten,  in  deren  Auftrag 
wir  die  Freyheit  nehmen.  Gegenwärtiges  an  Sie  zu  rich- 
ten —  durch  die  denselben  hier  zu  Theil  gewordenen 
Erleichterungen  hiezu  aufgemuntert  —  liab  n  sich  ent- 
schlossen, Hochwohldiesel  ben  mit  der  geziemenden  Bitte 
zu  belästigen;  es  möchte  ihnen  gestattet  werden,  das 
Niedeckersche  Magazin  auf  dem  Heuberg,  mit  No.  403 
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bezeichnet,  käuflieh  zu  übernehmen,  um  darin  einen 
Betsaal  für  die  hier  wohnenden  Israeliten  einzurichten. 

Es  wird  unsern  Hochgeachteten  Herren  bekannt 
seyn,  dass  wir  bis  jetzt  unsern  Gottesdienst  in  einem  ge- 
mietheten  Local  auf  dem  Heuberg  feyerten,  in  welchem 
wir  aber  den  nöthigen  Anstand  für  ein  Gotteshaus  gänz- 
lich vermissen  mussten. 

Die  uns  von  der  hohen  Regierung  in  jüngster  Zeit 
gesicherte  Stellung  in  Basel,  hat  bei  uns  den  Entschluss 
hervorgerufen,  uns  derselben  so  viel  in  unsern  Kräften 
steht,  würdig  zu  zeigen,  und  selbst  die  für  unsere  kleine 
Anzahl  schweren  pekuniären  Opfer  nicht  zu  scheuen,  um 
unsern  Gottesdienst  anständig  f eyern  zu  können. 

Wir  hoffen,  dass  eine  hohe  Regierung  durch  den 
Hochwohlderselben  eigenthümlichen  Humanitätssinn  ge- 
leitet, uns  die  Hand  zu  dieser  zeitgemässen  Verbesser- 
ung, durch  Gewährung  unseres  ergebenen  Gesuchs  bieten 
werden. 

In  dieser  zuversichtlichen  Erwartung  verharren  mit 
besonderer  Hochachtung 

Hochgeachteter  Herr  Bürgermeister  und  Hochge- 
achte  Herren  des  Raths 

ganz  ergebenste  Diener 

Leopold  Dreyfus. 
^hm  Bicard. 
Adolphe  Ruef. 

Basel,  23.  November  1849. 

Beschluss  des  Kleinen  Raths  des  Kantmis  Basel-Stadt 
vom  24.  November  1849. 

Auf  Ansuchen  von  Leopold  Dreyfus,  Abraham 
Pikard  und  Adolf  Ruef  [ :  Namens  der  hier  wohnenden 
Israeliten  :]  um  Bewilligung  zum  Ankauf  eines  Bet- 
hauses, wurde 

beschlossen: 
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L:  Wird  dieses  Begehren  löblichem  Staatskollegio 
zur  Begutachtung  überwiesen,  der  Stadtrath  aber  beauf- 
tragt, demselben  seinen  Bericht  darüber  einzugeben. 

Kanzley  des  Kantons  Basel-Stadt: 
Joh,  von  Joh.  Faesch. 

Folgen  die  Gutachten: 

Hochgeachteter  Herr  Bürgermeister! 
Hochgeachtete  Herren! 

Durch  Zuschrift  hoher  ßegierung  vom  24.  verflosse- 
nen Monats  ist  uns  abschriftlich  das  Begehren  von  drei 
hier  niedergelassenen  Israeliten  um  Bewilligung  zum 
Ankauf  der  Niedeckerschen  Liegenschaft  No.  403  auf 
dem  Heuberg  behufs  Einrichtung  eines  Betsaals  mitge- 
theilt  worden,  um  Hochdenselben  darüber  für  die  Ihnen 
übertragene  Begutachtung  unsern  Bericht  einzugeben. 

Von  unserem  Standpunkt  aus  haben  wir  dieses  Lie- 
genschaftskaufbegehren unserer  Polizei- Aufsichts-Com- 
mission  zur  Untersuchung  überwiesen,  und  aus  ihrem 
diesfälligen  Bericht  entnehmen  wir,  dass  Wohldieselbe 
den  einen  der  drei  Bittsteller,  Herrn  Leopold  Droyfus, 
persönlich  einvernommen  hat;  infolge  dieser  Einver- 
nahme hat  sich  derselbe  schriftlich  und  mündlich  dahin 
erklärt,  dass  er  mit  seinem  Namen  als  Käufer  einstehe 
und  dass  der  bedungene  Kaufschilling  von  Fr.  4,050.  — 
W.  Gld.  durch  ihn  werde  berichtigt  werden. 

Es  hat  sich  nehmlich  die  Polizei- Aufsichts-Commis- 
sion  veranlasst  gefunden  dahin  zu  wirken,  dass  statt  der 
drei  genannten  Bittsteller  blos  einer  derselben  sich  als 
Käufer  dargebe,  indem  auch  unseres  Erachtens  dadurch 
unter  den  gegebenen  Verhältnissen,  mancherlei  Ver- 
wickelungen und  Anständen  für  die  Zukunft  vorgebeugt 
werden  dürfte. 

In  diesem  Sinn,  unter  Beschränkung  des  Kaufs  auf 
den  genannten  Leopold  Dreyfus  —  nehmen  wir  keinen 
Anstand,  das  eingelegte  Begehren  zur  W^illfahr  zu  em- 
pfehlen. 
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Die  wir  die  Ehre  haben  mit  vollkommener  Hoch- 
achtung zu  verharren 

Namens  des  Stadtrathes, 
Der  President: 

Bischoff. 

Den  12.  Decembris  1849. 


Hochgeachteter  Herr  Bürgermeister! 
Hochgeachtete  Herren! 

Unterm  24.  Nov.  überwiesen  uns  Hochdieselben  bei- 
liegendes Gesuch  mehrerer  hier  niedergelassenen  Israe- 
liten um  Bewilligung  zum  Ankauf  des  Niedeckerschen 
Magazins  auf  dem  Heuberg,  welches  sie  zu  einem  Bet- 
saale einzurichten  gesonnen  wären.  Der  Stadtrath,  wel- 
cher uns  hierüber  Bericht  zu  erstatten  hatte,  meldet  uns 
nun,  dass  seine  Polizei- Aufsichtscommission  sich  veran- 
lasst gefunden  habe,  dahin  zu  wirken,  dass  statt  der 
sämmtlichen  Petenten  in  corpore  blos  einer  derselben 
und  zwar  Herr  Leopold  Dreyfus  als  Käufer  sich  dar- 
gebe, womit  letzterer  auch  sich  einverstanden  erklärt 
habe.  Gegen  dieses  Kauf  begehren  des  Herrn  Leopold 
Dreyfus  nun  hat  der  Stadtrath  keine  Einwendungen, 
und  auch  wir  glauben  infolge  dessen  anrathen  zu  sollen, 
es  möchte  einfach  beschlossen  werden,  «dass  dem  Herrn 
L.  Dreyfus  der  Ankauf  fraglicher  Liegenschaft  bewilligt 
werde». 

Wenn  dann  die  hier  wohnenden  Israeliten  ihren  Got- 
tesdienst statt  im  dermalen  von  ihnen  hiezu  gemietheten 
Lokale  künftig  in  diesem  Dreyfus'schen  Hause  halten 
wollen,  so  wird,  falls  dies  nur  auf  bisherige  Weise  ge- 
schieht, hiergegen  kein  Anstand  obwalten. 

Alles  indessen  Hochdero  weisem  Ermessen  anheim- 
stellend verharrt 

Hochachtend 

Bürgermeister  und  Staatscollegium. 
den  19.  Dez.  1849. 

Demgemäss  wurde  auch  erkannt. 
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Dass  für  hier  geborene  und  erzogene  Judensöhne  die 
Niederlassungs-undGewerbsbewilligung  immer  noch  nichts 
Selbstverständliches  war,  zeigt  nachfolgender  Bericht: 

Hochgeehrter  Herr  Bürgermeister! 
Hochgeachtete  Herren! 

Vor  unserer  Sitzung  erschien  heute  Herr  Georg  Wolf 
von  Obcrhagenthal,  Israelit,  mit  dem  Ansuchen  um  Nie- 
derlassungs-  und  Gewerbsbewilligung  als  Lithograph. 
Da  Petent  hier  geboren  und  erzogen,  und  seit  einer  Reihe 
von  Jahren  bei  einem  hiesigen  Lithographen  in  Dienst 
gestanden,  der  ihm  die  besten  Zeugnisse  erteilt,  so  neh- 
men wir  keinen  Anstand  den  Petenten  Hochdenselben 
zur  Gewährung  der  hiesigen  Niederlassung  nach  §  7  des 
Gesetzes  zu  empfehlen  und  Sie  zu  ersuchen,  uns  zu  er- 
mächtigen, Herrn  Georg  Wolf  eine  Niederlassungs-  und 
Gewerbsbewilligung  erteilen  zu  dürfen. 

Hochachtungsvoll 

Die  Niederlassungscommission. 
16.  Mai  1850. 

Im  Allgemeinen  nahm  man  es  sehr  scharf  hinsicht- 
lieh der  Bewilligungen. 

Der  französische  Gesandte  beschwert  sich  über  diese 
Praktiken: 

B  e  r  n  e  ,  le  27  Oct.  1851. 

Monsieur  le  President, 

De  pressantes  reclamations  sont  parvenues  tout  re- 
cemment  ä  Mr.  le  Ministre  des  affaires  etrangeros  de  la 
part  de  citoyens  frangais  professant  la  religion  israelite 
et  menaces  d'etre  violemment  expulses  des  Cantons  de 
Bäle-Ville  et  de  Bäle-Campagne  par  cela  seul  qu'ils  n'ap- 
partiennent  pas  ä  une  confession  chretienne.  Les 
amendes  dont  ils  sont  frappes,  les  mesures  vexatoires 
auxquelles  ils  sont  Exposes  depuis  peu  de  temps  et  qui 
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menacent  d'une  raine  coinplete  des  hommes  honorables, 
dont  retablissement  remonte  pour  plusieurs  ä  30  ou  40 
ans,  constituent  un  etat  de  ehoses  qui  a  appele  la  plus 
serieuse  attention  du  Gouvernement  de  la  Bepublique. 

Nach  Darlegung  der  staatsrechtlichen  Auffassung 
schliesst  dieser  Brief: 

Je  me  permets  finalement  d'appeler  Tattention  par- 
ticuliere  du  Conseil  federal  sur  la  circonstance  qu'ä 
l'egard  de  plusieurs  des  reclamations  qui  ont  invoque 
l'intervention  du  Gouvernement  de  la  Republique,  le 
decret  d'expulsion  rendu  ä  leur  egard,  est  executoire  ä 
la  fin  de  ce  mois. 

Agreez,  etc. 

Le  Ministre  de  France: 

C*«  Reinhard. 

Am  16.  Dezember  1851  übermittelt  der  französische 
Gesandte  neuerdings  eine  Note,  diesmal  des  Ministers  des 
Auswärtigen,  der  ihm  schreibt: 

J'ai  soumis  au  President  du  Conseil  des  Ministres, 
une  Petition  adressee  au  chef  d'etat  par  plusieurs  nego- 
tiants  israelites  frangais  demandant  protection  contre 
les  mesures  de  rigueur  prises  dans  les  Cantons  de  Bäle- 
Ville  et  de  Bäle-Campagne  envers  les  citoyens  fran^ais 
professant  la  religion  de  Moise.  L'expulsion  violente  de 
nos  nationaux  aggravee  encore  par  des  dispositions  le- 
gislatives adoptees  posterieurement  ä  nos  reclamations 
et  qui  interdisent  ä  toute  une  classe  de  nos  compatriotes, 
la  faculte  de  s'etablir  dorenavant  dans  ces  cantons,  nous 
impose  l'obligation  de  protester  contre  cet  etat  de  ehoses 
et  de  demander  formellement,  au  nom  des  principes  de 
droit  public,  universellement  adoptes  aujourd'hui,  la  mo- 
dification  d'une  legislation  intolerante  qui  blesse  les 
principes  de  eivilisation  liberale,  dont  la  France  s'honore 
d'etre  le  soutien.  Nos  concitoyens,  ä  quelque  croyance 
qu'ils  appartiennent,  ont  un  droit  egal  ä  la  protection  de 
leur  gouvernement  qui  ne  pourrait,  sans  manquer  ä  ses 
devoirs,  conserver  intactes  ses  relations  avec  un  Etat  oü 
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Tin  certain  nombre  d'entre  eux  seraient  en  butte  ä  un  trai- 
tement  qui  a  tout  le  caractere  d'un  acte  de  mauvais  vou- 
loir  premedite  et  sont  aumoins  eelui  d'injurieuse  perse- 
veranee  dans  un  Systeme  eontre  lequel  nous  avons  sans 
cesse  reclame. 

Le  Gouvernement  de  la  Eepublique  avait  con^n  l'es- 
poir  que  les  serieuses  reelamations,  que  vous  aviez  ete 
Charge  de  faire,  anraient  eu  aumoins  pour  effet  de  sus- 
pendre  les  actes  violents  et  injustifiables  dont  nous  avions 
ä  nous  plaindre.  Loin  de  lä,  le  Grand  Conseil  de  Bäle- 
Campagne  y  a  repondu  par  l'adoption  de  mesures  plus 
rigoureuses  encore  et  qui  nous  ont  mis  dans  la  necessite 
d'a viser.  L'article  3  du  traite  de  1827  est  formel.  II  dit: 
«Les  Suisses  jouiront  en  France  des  memes  droits  et 
avantages  que  l'art.  W  assure  aux  Frangais  en  Suisse, 
de  teile  sorte  qu'ä  l'egard  des  Cantons  qui,  sous  le  rapport 
specific  au  dit  article,  traiteront  les  Frangais  comme 
leurs  propres  ressortissants,  ceux-ci  seront  sous  les  memes 
rapports  traites  en  France  comme  les  nationaux.  S.  M. 
tres  chretienne  garantit  aux  autres  Cantons  les  memes 
droits  et  avantages  dont  ils  feront  jouir  ses  sujets». 

Les  Cantons  de  Bäle-Ville  et  Bäle-Campagne 
traitent-ils  les  citoyens  frangais  comme  leurs  nationaux  1 
Non,  assurement,  puisqu'ils  viennent  d'en  expulser  un 
certain  nombre.  Sommes-nous  tenus  des  lors  de  conti- 
nuer  ä  assimiler  en  France  les  ressortissants  de  ces  Can- 
tons ä  nos  propres  nationaux'?    Nullement. 

Nous  eprouvons  un  vif  regret  de  nous  trouver  dans 
Fobligation  d'adopter  des  mesures  de  repressailles  envers 
la  Suisse  et  nous  desirons  epuiser  prealablement  tous  les 
moyens  de  conciliation  compatibles  avec  notre  dignite 
et  l'interet  de  nos  concitoyens. 

Vous  devez  donc,  ainsi  que  vous  le  proposiez  dans 
votre  depeche  du  13  du  mois  passe,  inviter  le  Conseil 
lederal  ä  ouvrir  une  negotiation  destinee  ä  obtenir  Fabro- 
gation  des  dispositions  legislatives  dont  nous  nous  plaig- 
nons.  Ce  but  pourrait  etre  atteint,  soit  par  une  modi- 
fication  de  la  Constitution  de  1848  qui  aurait  pour  effet 
d'investir  le  Conseil  federal  du  pouvoir  de  contraindre 
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les  Cantons  ä  traiter  les  Israelites  frangais  comme  des 
autres  nationaux,  soit  par  une  Interpretation  de  eette 
Constitution,  qui  n'impose  ä  aucun  Canton  Pobligation 
d'admettre  les  juifs  sur  son  territoire,  mais  qui  ne  leur 
en  enleve  pas  cependant  la  faeulte. 

Voüs  engagerez  egalement  le  Conseil  federal  ä  pr6- 
venir  les  Gouvernements  de  Bäle-Ville  et  de  Bäle-Cam- 
pagne  que,  si  l'etat  de  choses  actuel  devait  continuer,  nous 
serions  dans  la  necessite  de  refuser  ä  leurs  ressortissants 
des  droits  denies  aux  citoyens  frangais. 

Vous  demanderez  qu'en  attendant  une  decision  de- 
finitive, il  ne  soit  pas  donne  suite  aux  condamnations  pro- 
noneees  contre  nos  nationaux. 

Am  2.  Juli  1851  war  nämlich  eine  Verordnung  über 
Namensleiherei  als  Nachtrag  zu  den  §§  198  und  204  der 
Polizei-Straf -Ordnung  erschienen. 

Vom  21.  Juli  1851  bis  15.  September  wurden  11  Ju- 
den verzeigt,  9  mit  Bussen  von  Fr.  12 — 100.  —  gestraft  und 
zwei  Fälle  dahingestellt.    Total  der  Bussen  Fr.  328.  — . 

Die  Meisten  der  Verzeigten  mussten  das  Geschäft 
schliessen.  Das  Appellationsgericht  reduzierte  blos  die  Be- 
träge.   Jene  hatten  ursprünglich  Fr.  478.  —  ausgemacht. 

Die  Juden  glaubten,  das  Gesetz  sei  erlassen  worden, 
um  besonders  sie  zu  treffen.  Das  Stadtpolizeigericht  weist 
diesen  Verdacht  von  sich  und  schreibt  am  5.  Januar  1852 
an  den  Bundesrat: 

((Sämmtliche  hier  aufgeführte  Israeliten  wurden  be- 
straft, weil  sie  ohne  Niederlassungs-  und  Gewerbsbewil- 
ligung und  ohne  die  entsprechenden  Lasten  zu  tragen, 
die  Rechte  ausgeübt  haben,  welche  nur  durch  jene  erteilt 
werden.  Sie  teilten  diese  Folgen  gesetzwidrigen  Handel- 
und  Gewerbetreibens  noch  mit  vielen  Anderen,  teils 
Schweizerbürgern,  teils  Angehörigen  deutscher  Staaten 
oder  andern  I'ranzosen,  christlicher  Religion,  die  in  glei- 
cher Weise  in  Strafe  verfällt  wurden,  wenn  sie  den  be- 
treffenden Gesetzen  entgegenhandelten.  So  wurde  z.  B. 
ein  hier  wohnhafter  französischer  Eisenbahnangestellter 
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wegen  derselben  Uebertretung  zu  Fr.  30.  — ,  ein  Emil 
CaireJ,  aus  Frankreich,  zu  Fr.  50,  —  und  ein  andrer  Fran- 
zose, Gust.  Giqueau,  zu  Fr.  30.  —  Busse  verfällt,  der  grös- 
seren Zahl  von  Sehweizerbürgern,  die  auf  gleiche  Weise 
bestraft  wurden,  nicht  zu  gedenken». 

Am  14.  Januar  1852  erfolgte  die  ausführliche  Bsant- 
vvrortung  der  französischen  Note  durch  den  Bundesrat.  Er 
sagt  unter  Anderm: 

«Was  den  Kanton  Basel-Stadt  betrifft,  so  ist  kein 
einziger  in  diesem  Kanton  niedergelassener  Israelit  aus- 
gewiesen und  ebenso  wenig  ein  Gesetz  oder  eine  Verord- 
nung erlassen  worden,  wodurch  französische  Bürger 
christlicher  oder  jüdischer  Religion  härter  als  Bürger 
von  Basel  selbst  oder  als  andere  Schweizerbürger  b  han- 
delt würden.  Was  hier  geschieht,  besteht  vielmehr  in 
folgendem :  Seit  Jahren  wurden  die  dortigen  Verordnun- 
gen über  Gewerbspolizei  sowohl  von  Bürgern  und  Ein- 
sassen,  als  auch  von  Bewohnern  benachbarter  Grenzorte 
dadurch  umgangen,  dass  sie  zu  gewissen  Gewerben  nicht 
berechtigten  Personen,  von  Andern  den  Namen  borgten 
und  auf  diese  Weise  unter  falschem  Namen  auf  g"  setz- 
widrige Weise  ein  Gewerbe  betrieben.  Um  diesem  Miss- 
brauch wirksamer  zu  begegnen,  wurde  am  2.  Juli  a.  p. 
eine  Polizei  Verordnung  erlassen,  wodurch  beide  Teile,  die 
zu  einer  solchen  Gesetzesverletzung  mitwirken,  mit 
Strafe  bedroht  werden.  Dieses  hatte  zur  Folge,  dass 
mehrere  Anzeigen  über  unbefugtes  Gewerbetreiben  an 
die  Gerichte  gelangten  und  verschiedene  Geschäftslokale 
oder  Magazine  geschlossen  wurden,  weil  es  den  Inhabern 
nicht  gelang,  einen  Geschäftsberechtigten  als  angebli- 
chen Eigentümer  vorzuschieben.  Unter  diesen  Bestraf- 
ten befanden  sich  auch  einige  französische  Israeliten 
aus  dem  Elsass,  welche  im  Kanton  Basel  gar  nicht  nie- 
dergelassen waren,  sondern  von  ihrem  Wohnorte  aus 
täglich  in  die  Stadt  kamen  und  daselbst  unter  fremdem 
Namen  und  gegen  das  Gesetz,  Gewerbelokale  hielten. 
Diese  Polizeiverordnung  ist  aber  nicht  eine  exceptionelle 
Maassregel  gegen  die  französischen  Juden,  sondern  sie 
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wird  auch  auf  alle  Schweizerbürger  angewendet,  wel- 
cher Eeligion  sie  auch  angehören  mögen. 

Bei  der  Vollziehung  dieser  urteile  ist  zudem  immer 
mit  grosser  Schonung  verfahren  und  auf  Begehren  eine 
angemessene  Frist  zur  Liquidation  gestattet  worden. 
Ein  solches  Gesuch  um  Gestattung  einer  billigen  Frist 
wurde  auch  von  der  französischen  Gesandtschaft  ge- 
stellt und  es  muss  daher  befremden,  dass,  nachdem  so- 
fort demselben  entsprochen  wurde,  nunmehr  das  gericht- 
liche Urteil  selbst  angegriffen,  und  als  eine  vertrags- 
widrige, vexatorische  Maassregel  bezeichnet  wird. 

Indem  nun  der  Bundesrat  auf  den  Inhalt  vom  16. 
Dez.  pass.  zurückkommt,  kann  er  vor  allem  auf  den 
Standpunkt  nicht  eingehen,  dass  es  sich  um  die  Interes- 
sen einer  liberalen  Civilisation  handle,  dass  diese  in  der 
Schweiz  verletzt  werden  und  dass  es  in  den  Befugnissen 
Frankreichs  liege,  deshalb  einzuschreiten.  Ohne  näher 
auf  die  Motive  der  Note  einzutreten,  erlaubt  sich  der 
Bundesrat  hierüber  nur  folgendes  zu  bemerken:  Die 
Gesetzgebungen  verschiedener  Kantone,  welche  den  Ju- 
den überhaupt  die  Niederlassung  verweigern  oder  er- 
schweren, beruhen  keineswegs  auf  intoleranten  religiö- 
sen Ansichten  und  Verfolgungen,  sondern  aus  vielfachen 
bittern  Erfahrungen  über  die  Art  und  Weise,  wie  diese 
Leute  ihre  Industriezweige  auszuüben  pflegen  und  wie 
sie  es  verstanden,  zur  Verarmung  ganzer  Gegenden 
wesentlich  beizutragen.  Ebensowenig  beruhen  diese  Ge- 
setze auf  inhumanen  Gesinnungen  und  auf  Hass  gegen 
die  Bekenner  der  israelitischen  Religion.  Nicht  nur  war 
von  jeher  und  jetzt  noch  eine  grosse  Menge  fremder 
Israeliten  in  der  Schweiz  niedergelassen,  sondern  die 
Schweiz  zeigte  schon  wiederholt,  namentlich  in  den  Jah- 
ren 1848 — 1849,  volle  Humanität  gegen  sie,  indem  sie 
mehr  als  100  Judenfamilien,  deren  Leben  und  Eigentum 
im  Elsass  gefährdet  waren,  Aufenthalt  und  Schutz  ge- 
währte, und  gerade  diejenigen  Kantone,  welche  zu- 
nächst den  Gegenstand  der  vorliegenden  Beschwerde  bil- 
den, haben  sich  bei  diesem  Anlass  rühmlich  ausge- 
zeichnet». 

10 
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Der  neue  französische  Gesandte  nahm  die  Angelegen- 
heit wieder  auf: 


B  e  r  n  e  ,  28  Avril  1852. 
Monsieur  le  President, 

En  nie  referant  ä  la  conversation  que  j'ai  eue  avec 
vous  ee  matin,  je  prends  ia  liberte  de  vous  soumettre 
encore  quelques  observations,  qui  ne  sont  pas  sans  poids, 
au  sujet  de  la  reclamation  des  quatre  maisons  frangaises, 
de  religion  juive,  qu'on  veut  expulser  de  Bäle-Ville. 

Je  ne  veux  pas  entrer  ä  leur  vsujet,  pas  plus  que  je 
ne  Tai  fait  en  ce  qui  regardait  la  plainte  du  proprietaire 
de  la  niaison  louee  au  Sieur  Dietisheim,  ä  Bäle-Cam- 
pagne,  dans  l'examen  ou  dans  l'interpretation  du  traite 
de  1827. 

II  nie  semble  que  le  simple  expose  des  faits  suffira 
pour  montrer  l'extreme  rigueur  avec  laquelle  sont 
traitees  ces  quatre  maisons. 

ün  arrete  de  la  police  de  Bäle,  du  23  Avril,  ordonne 
aux  Sieurs  Bernard  Dietisheim,  Moise  Schwob,  Elie 
Nordmann  et  Abraham  Brunswik  de  fermer  leurs  maga- 
sins,  et  il  leur  a  ete  intime  que  si  cette  fermeture  n'etait 
point  faite  ie  8  Mai  prochain,  on  procederait  contre  eux 
comme  ayant  desobei  ä  Tautorite,  et  qu'on  prononcerait 
leur  expulsion. 

Or,  la  Position  de  ces  negotiants  semblerait  meriter 
un  sort  plus  doux. 

Bernard  Dietisheim  a  demeure  ä  Bäle  depuis  60  ans. 
C'est  un  homme  riebe,  qui  a  son  principal  etablissement 
d'horlogerie  ä  St-Imier;  il  n'a  dans  Bäle  qu'un  Bureau 
de  correspondance,  et  son  desir  de  rester  dans  cette  ville 
provient  beaucoup  plus  de  l'attachement  qu'il  porte  ä  un 
endroit  oü  il  a  passe  toute  sa  vie,  que  de  motifs  de  lucre 
et  d'interet. 

Moise  Schwob  habite  Bäle  depuis  40  ans.  C'est  un 
homme  generalement  estime,  qui  a  un  commerce  conside- 
rable  et  qui  ne  peut  en  aucun  cas  tomber  ä  la  charge  de 


--     147    — 

la  ville.  Abraham  Bmnswik  n'y  a  de  commerce  que 
depuis  3  ans,  il  est  vrai;  mais  il  a  ete  associe  depuis  de 
longues  annees  de  son  pere,  qui  y  est  mort  recemment; 
il  a  passe  toute  sa  jeunesse  ä  Bäle,  et  il  aurait  meme 
droit  d'y  demander  domicile,  en  vertu  de  la  loi  qui  l'ac- 
corde  ä  ceux  qui  sont  nes  et  qui  ont  ete  eleves  dans  cette 
ville. 

Elie  Nordmann  est  etabli  ä  Bäle  depuis  15  ans;  il  y 
fait  un  commerce  de  rubanerie,  d'autant  plus  avantageux 
pour  la  ville  meme,  qu'il  se  borne,  en  general,  ä  Texpor- 
tation  de  la  rubanerie  faite  dans  ce  canton,  et  qu'il  pro- 
cure,  par  consequent,  ä  l'industrie  bäloise  des  placements 
lucratifs. 

On  ob j  cetera  sans  doute  que  ces  negotiants  ne  sont 
pas  etablis  ä  Bäle  meme,  mais  qu'ils  ont  leur  domicile 
dans  une  commune  fran^aise  de  la  frontiere.  Cependant, 
et  quelle  que  soit  d'ailleurs  Fexactitude  de  ce  fait,  il  n'en 
est  pas  moins  vrai  qu'ils  ont  fait  le  commerce  ä  Bäle  au 
SU  des  autorites,  et  avec  leur  toute  tolerance  depuis  20, 
30  ou  40  ans,  et  qu'apres  leur  avoir  laisse  acquerir,  en 
quelque  sorte,  un  droit  de  prescription,  il  y  a  une  severite 
inouie  ä  renvoyer  ainsi  des  gens  qui  n'ont  commis  aucun 
delit,  et  qui  tous  sont  generalement  consideres  comme 
honnetes  et  respectables. 

On  pourrait  s'expliquer,  ä  la  rigueur,  que  des  eon- 
siderations  d'utilite  pratique  pussent  engager  le  Gou- 
vernement bälois  ä  se  montrer  severe,  ä  l'avenir,  vis-ä-vis 
de  negotiants  etrangers  qui  viendront  faire  le  commerce 
en  ville  d'une  fagon  detournee.  Mais  il  semble  que  le 
long  sejour  fait  par  les  quatre  frangais  dont  il  s'agit 
en  ce  moment  doive,  en  equite  lui  inspirer  l'indulgence, 
et  l'engager  ä  regulariser  leur  position  en  leur  accordant, 
par  exception,  le  droit  de  domicile  qui  fait  Tob j  et  de  leur 
ambition.  Tout  au  moins  ce  sejour  immemorial  devrait 
il  Tengager  ä  leur  accorder  un  delai  de  quelques  mois 
pour  arranger  leurs  affaires.  C'est  la  une  chose  d'une 
justice  si  evidente,  que  j'ai  peine  ä  croire  que  les  autorites 
de  Bäle,  si  connues  pour  leur  moderation  et  leur  sagesse, 
puissent  la  refuser. 
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Je  vous  serais  tres  reconnaissant,  Monsieur  le  Pre- 
sident, de  vouloir  bien  leur  ecrire  aussi  tot  qne  possible 
dans  ce  sens,  et  je  vous  recommande  bien  serieusement 
le  sort  des  quatre  maisons  frangaises,  dont  toute  Texis- 
lence  se  trouve  ainsi  en  danger. 
Je  saisis  etc. 

Le  Ministre  de  France: 
Salignac  Fenelon. 

War  das  Verhältnis  klar,  wegen  Söhnen  von  Juden, 
wenn  sie  hier  geboren  und  erzogen  waren,  so  enthielt  das 
Gesetz  nichts  wegen  der  Töchter,  mit  gleicher  Voraus- 
setzung: 

Basel,  22.  Jan.  1857. 

Mit  Eatsbeschluss  d.  d.  14.  d.  M.  überwiesen  uns 
Hochdieselben  das  Ansuchen  der  Wittwe  des  vor  längerer 
Zeit  hier  verstorbenen  Moses  Cllmann,  des  Gastwirts  zur 
Kanne,  um  Bewilligung,  dieses  Gasthaus  ihren  beiden 
Töchtern  Sophie  und  Kegina  Ullmann  übertragen  zu 
dürfen,  zur  Berichterstattung. 

Die  Verhältnisse  der  Familie  Ulimann  betreffend, 
haben,  da  die  Söhne  hier  und  auswärts  selbstständig 
etablirt  sind,  die  Töchter  Sophie  geb.  1809  und  Eegina 
geb.  1815,  seit  dem  Tode  ihres  Vaters  für  die  betagte 
Mutter  die  einzige  hier  bestehende  israelitische  Wirt- 
schaft zur  Kanne  geführt,  ohne  dass  je  der  Polizei  eine 
Klage  zugekommen  wäre.  Der  Leumden  der  Töchter 
Ullmann,  denen  nun  die  Mutter  den  Gasthof  überlassen 
möchte,  ist  daher  ein  notorisch  guter  und  untadelhafter, 
und  es  fragt  sich  also  nur,  wie  ist  bei  unsern  gesetzlichen 
Bestimmungen  über  die  Niederlassung  von  Juden  eine 
solche,  mit  selbstständiger  Gewerbs-Betreibung  verbun- 
dene üebertragung  zu  rechtfertigen. 

Das  Niederlassungsgesetz  von  1849,  welches  im  §  7 
die  Niederlassungs-  und  Gewerbsverhältnisse  der  hiesi- 
gen Israeliten  regelt  und  alle  neuen  Bewilligungen  ver- 
bietet, mit  Ausnahme  der  Erneuerung  an  bereits  hier 
niedergelassene  Israeliten  und  deren  hier  geborenen  und 
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erzogenen  Söhnen,  beabsichtigt  offenbar  der  Vermeh- 
rung hiesiger  Juden-Bevölkerung  durch  neue  Aufnahme 
auswärtiger  und  Gründung  neuer  Familien  Schranken 
zu  setzen;  ohne  deshalb  bestimmt  zu  verordnen,  dass  nach 
dem  Tode  eines  hier  niedergelassenen  Juden  seinen 
ledigen  Töchtern  der  Aufenthalt  und  Erwerb  ent- 
zogen werden  solle,  was  natürlich  jedesmal  eintritt,  w:nn 
eine  solche  sich  an  einen  auswärtigen  Juden  verheiratet. 

Hochdieselben  haben  im  November  des  Jahres  1855 
das  Gesuch  des  Israeliten  Adler,  von  Burghausen  (Kur- 
hessen), welcher  eine  Tochter  Ullmann  zu  ehelichen  ge- 
dachte, mit  Recht  abgewiesen,  weil  hiedurch  einer  neuen 
jüdischen  Familie  der  Aufenthalt  gestattet  worden  wäre, 
während  es  sich  nach  unserer  unmassgeblichen  Ansicht 
in  gegenwärtig  vorliegendem  Falle  nur  darum  handelt, 
den  hier  geborenen  und  erzogenen,  ledigen  Töchtern 
eines  hier  niedergelassenen  Israeliten  die  Fortführung 
des  elterlichen  Geschäftes  einzig  und  allein  für  ihre  Per- 
son zu  gestatten. 

Das  in  Frage  liegende  Geschäft  gehört  nun  ausser- 
dem in  die  Kategorie  derjenigen,  die  jeweilen  auch  von 
solchen  Fremden  betrieben  werden  konnten,  denen  für 
andere  Berufsarten  keine  Gewerbsbewilligungen  gesetz- 
lich erteilt  werden  durften.  Auch  wird  hiedurch  der 
Fortbestand  einer  israelitischen  Wirtschaft  gesichert,  die 
für  unsere  Verhältnisse  als  ein  notwendiges  Bedürfnis 
angesehen  werden  kann. 

Wir  erachten  daher,  dass  Hochdieselben  ausnahms- 
weise den  ledigen  Töchtern  des  Moses  üllmann  sei.  die 
Bewilligung  zur  Fortführung  der  Wirtschaft  zur  Kanne 
und  der  eigentümlichen  Uebernahme  des  ihnen  in  der 
Erbschaft  zufallenden  väterlichen  Hauses,  einzig  und 
allein  für  ihre  Persony  nicht  aber  für  den  Fall  einer 
etwaigen  Heirat  an  einen  Nichtberechtigten  zu  erteilen, 
keinen  Anstand  nehmen  sollten, 

Namens  der  Niederlassungs-Commission, 
Der  Praesident: 
Burckhardt. 
Das  Gesuch  wurde  bewilligt. 
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Am  26.  Mai  1858  richtet  der  Vertreter  der  Vereinigten 
Staaten  von  Nordamerika  eine  Eingabe  an  den  Bundesrat, 
in  welcher  die  Gleichstellung  der  amerikanischen  Juden  in 
der  Schweiz  mit  den  übrigen  Bürgern  der  Union  verlangt 
wird.  Die  Note  ist  von  einer  einlässlichen  Denkschrift  be- 
gleitet. 

Der  Bundesrat  antwortete  im  Wesentlichen,  dass  kein 
Kanton  verpflichtet  sei,  den  Juden,  und  zwar  den  fremden 
wie  den  schweizerischen,  die  Niederlassung  zu  gestatten. 

Am  6.  Juni  1859  wurde  in  Basel  ein  neues  Niederlas- 
sungsgesetz erlassen. 

Der  die  Juden  betreffende  §  7  lautete: 

In  Bezug  auf  die  Israeliten  bleibt  es  bei  der  bisheri- 
gen Bestimmung,  dass  keine  Niederlassungsbewilligun- 
gen an  solche  erteilt  werden.  Ausgenommen  sind  ledig- 
lich die  bereits  niedergelassenen  Israeliten,  welchen  ihre 
Bewilligung  jeweilen  erneuert  werden  kann,  und  die  hier 
geborenen  und  erzogenen  Söhne  derselben,  welchen,  wenn 
sie  die  sonstige  Requisite  besitzen,  der  Kleine  Rath,  nach 
Erwägung  der  obwaltenden  Verhältnisse,  künftig  eben- 
falls selbstständige  Niederlassung  und  Gewerbsbetrieb 
bewilligen  kann. 

Am  4.  Januar  1860  folgten  auf  die  amerikanische  Note 
ähnliche  Vorstellungen  von  Seite  der  Britischen  Regierung 
und  am  27.  Januar  desselben  Jahres  wieder  seitens  Frank- 
reich. 

Diese  Eingaben  wurden  den  Kantonen  abschriftlich 
zugestellt  und  ihre  Meinung  eingeholt. 

Der  Ratschlag  an  den  Grossen  Rat  vom  21.  Mai  1860 
sagt  unter  anderm: 

Ohne  nun  auf  den  Umstand,  dass  nacheinander  von 
3  Gesandschaften  dieselbe  Angelegenheit  zur  Sprache  ge- 
bracht wird,  zu  grosses  Gewicht  legen  zu  wollen,  indem 
dergleichen  Materien  in  dem  Diplomatischen  Verkehr 
zuweilen  ohne  weitere  Consequenzen  zu  einer  Art  von 
Modesache  zu  werden  pflegt,  lässt  sich  doch  nicht  ver- 
kennen, dass  diesen  übereinstimmenden  Reklamationen 
diesmal  ein  besonderes  Gewicht  zukommt. 
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Weiter: 
und  neben  dem  Verschwinden  vieler  politisch  ehrenhaf- 
ten und  wohltätigen  Elemente  aus  unserem  bürgerlichen 
Verband,  ist  ungehindertes  Hereinströmen  eines  fremden, 
wenigstens  für  eine  lange  Zeit  des  Anfangs,  unrepubli- 
kanischen Elements  eine  Gefahr  für  unseren  kleinen 
Freistaat,  vor  welcher  wir  die  Augen  nicht  verschliessen 
wollen. 

Dann:  Trotz  unserem  bisherigen  Gesetz  ist  die  Zahl 
der  bei  uns  niedergelassenen  Juden  im  Verhältnis  zur 
christlichen  Bevölkerung  grösser  als  in  irgend  einem  an- 
dern Kanton  der  Schweiz,  mit  Ausnahme  von  Aargau, 
grösser  namentlich  als  in  Frankreich  selbst. 
Frankreich  zählt  auf  1000  Seelen  2  Juden. 
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Das  Gutachten  kommt  zu  dem  Schluss,  dass  der  §  7 
bestehen  bleiben  soll,  dass  aber  ausnahmsweise  Kaufleu- 
ten, Fabrikanten  und  Handwerkern  oder  Künstlern  und 
Gelehrten,  die  sich  bereits  anderwärts  eine  ehrenhafte 
bürgerliche  Stellung  erworben  haben,  die  Niederlassung 
bewilligt  werden  möge. 

Diese  Auffassung  wurde  am  23.  Mai  1860  durch  den 
Kleinen  Rat  zum  Beschluss  erhoben. 
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1860  befanden  sich  in  der  ganzen  Schweiz,  laut  Volks- 
zählung, 4216  Juden;  darunter  1538  im  Aargau  ansässige 
Schweizerbürger. 

1864  machte  Frankreich  die  Erneuerung  des  Handels- 
vertrags davon  abhängig,  dass  französische  Juden  in  der 
Schweiz  den  übrigen  Franzosen  absolut  gleichzustellen 
seien.    Die  Schweiz  gab  nach. 

Der  Bundesrat  schreibt  hierüber  unter  Anderm: 
«Der  Bund  hat  bekanntlich,  kraft  des  ihm  nach 
Art.  8  der  Bundesverfassung  zustehenden  Rechts,  im 
Wege  von  Staatsverträgen  die  Verhältnisse  der  Auslän- 
der zur  Schweiz  ordnen  zu  dürfen,  die  Franzosen  ohne 
Unterschied  der  Religion  zur  Niederlassung  in  der 
Schweiz  berechtigt. 

Kraft  des  mit  dem  Grossherzogtum  Baden  abge- 
schlossenen Staatsvertrags  vom  31.  Oktober  1863  treten 
auch  die  Badenser  mit  dem  Zeitpunkte  der  Inkraftsetz- 
ung der  schweiz.-französischen  Verträge  in  die  gleichen 
Rechte  ein». 

Den  beiden  nächsten  Nachbarn  Basels  stand  somit  die 
Niederlassung  frei. 

1868  wurde  die  Synagoge,  Ecke  Leimen-  und  Euler- 
strasse,  eingeweiht.  Die  städtischen  Behörden  waren  zahl- 
reich vertreten. 

Die  Basler  Nachrichten  vom  10.  Sept.  1868  berichten: 
Die  Synagoge,  welche  die  israelitische  Gemeinde  von 
Basel  an  der  Leimenstrasse  gebaut  hat,  wurde  gestern 
mit  angemessenen  Feierlichkeiten  eingeweiht.  Es  ist 
kein  imponierender  Bau,  aber  die  schönen  Verhältnisse 
desselben,  sowie  die  zierliche  und  zum  teil  reiche  Aus- 
schmückung im  Innern,  machen  den  Totaleindruck  zu 
einem  durchaus  günstigen.  Es  ist  nicht  das  erste  und 
nicht  das  zweite  Bethaus,  das  die  Israeliten  hier  aufge- 
richtet; im  Mittelalter  ist  es  ihnen  in  Basel  nicht  besser 
ergangen  als  in  anderen  Städten:  wiederholt  sind  ihre 
Heiligthümer  zerbochen  worden.  Umso  lebhafter  ist  die 
Freude  und  der  Dank  der  jetzigen  Generation  über  die 
Freiheit  der  Religionsübung.    Aber  mit  dem  ersten  Red- 
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ner,  Herrn  Rabbiner  Nordmann,  lässt  sich  fragen,  ob 
Israel  das  Glück  wird  ebenso  gut  zu  ertragen  vermögen, 
wie  es  alle  Bedrückungen  und  Verfolgungen  ausgehalten 
hat.  Dass  Duldung  jetzt  das  allgemeine  Gesetz  in  den 
civiiisierten  Staaten  ist,  wurde  als  ein  Sieg  der  Gerech- 
tigkeit gepriesen. 

Herr  Dr.  Kaiserling,  Rabbiner  in  Lengnau,  der  die 
eigentliche  Weiherede  hielt,  hob  die  Religionswahrheiten 
hervor,  das  Gotteslicht,  das  Israel  durch  Noth  und  Trüb- 
sal hindurch  bewahrt  hat;  er  unterliess  auch  nicht,  der 
Schweiz,  diesem  Tempel  der  Freiheit,  der  Stadt  Basel  und 
ihren  Magistraten  den  Dank  Israels  darzubringen. 

Wir  wollen  mit  ihm  hoffen,  dass  die  hiesigen  Israe- 
liten ihrer  Synagoge  durch  viele  Jahrhunderte  sich  wer- 
den ungestört  erfreuen  können,  und  dass  nie  mehr  der 
finstere  Geist  Meister  wird,  der  es  für  ein  Gebot  ansieht, 
die  zu  verfolgen,  welche  Gott  auf  andere  Weise  verehren. 

Eigenthümlich  berührte  manchen  Zuhörer  der  in 
beiden  Reden  wiederkehrende  Satz,  dass  die  Juden  im- 
mer duldsam  gewesen  seien,  dass  sie  nie  versucht  haben 
ihre  Religion  durch  Waffengewalt  auszubreiten,  und  dass 
also  der  Uebergang  des  modernen  Staates  zur  Religions- 
freiheit ein  Sieg  der  israelitischen  Prinzipien  sei. 


Nach  dem  Kriege,  im  Jahre  1872,  wurden  15  Juden- 
familien ins  Bürgerrecht  aufgenommen.     Es  waren  dies: 

Bloch,  Samuel,  üffheim  zahlte  Fr.  400.  — 

Blum,  Salomon,  Bollwiler 

Braunschweig-Hirtz,  J.,  Blotzheim 

Dreyf US-Hirsch,  L.,  Sierenz 

Dreyf US-Lang,  Eml.,  Nieder-Hagenthal 

Dreyfus-Neumann,  Sierenz 

Halff,  Isidor,  Lauter  bürg 

Nordmann-Bloch,  Isaac,  Hegenheim 

Picard-Bloch,  L.,  Hegenheim 

Rueff,  Gabriel,  Blotzheim 

Rueff-Lang,  Seraph,  Blotzheim 


))       » 

200. 

))       )) 

200. 

))       )) 

200. 

))       )) 

200. 

»       )) 

200. 

))       )) 

800. 

))       )) 

400. 

))       )) 

200. 

»       )) 

800. 

))       )) 

800. 
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Rueff,  Lazarus,  Blotzheim  zahlte  Fr.  800.  — 

Wolf-Dietisheim,  Georg,  Ob.-Hagenthal        »       »     200.  — 
Schmoll-Dreyfus,  Sal.,  Hegenheim  »       »     200.  — 

Schwob-Dokes,  Aron,  Hegenheim  »       »     200.  — 

Die  niederste  Taxe  bezieht  sieh  auf  diejenigen  Fami- 
lien, die  mehr  als  acht  Jahre  niedergelassen  waren. 

Die  gleichzeitige  Aufnahme  von  15  Haushaltungen 
beruht  nicht  etwa  auf  einem  neuen  Einbürgerungsgesetz. 

Vor  dem  Kriege  waren  die  hier  niedergelassenen  Ju- 
den, als  Franzosen,  sicherer  geschützt  als  die  schweize- 
rischen. Nun,  nach  der  Niederlage,  hatten  sie  allen  Grund, 
das  Bürgerrecht  in  der  neutralen  Schweiz  nachzusuchen. 

Wenig  später  wählte  das  Stadtquartier  einen  Juden 
in  den  Grossen  Kat. 

Die  Einwanderung  von  elsässer  Juden  stieg  sehr  rapid. 
Bei  der  Volkszählung  1860  waren  es  172  Seelen,  1870  schon 
503  und  1880:  831. 

Die  vorhandenen  Tabellen  ergeben: 


Volkszählung 

Einwohner 

Juden 

1815 

16,420 

198  =  12    Voo 

1837 

22,199 

126=    5,7    )) 

1847 

25,787 

100=    3,9    )) 

1860 

37,915 

172=    4,5    » 

1870 

44,834 

503  =  11,2    )) 

1880 

61,399 

831  =  13,5    » 

1888 

70,303 

1078  =  15,3    » 

1900 

109,161 

1901  =  17,4    )) 

1871  tagte  die  israelitische  Synode  in  Augsburg.  Die- 
selbe beschloss  unter  anderm  die  Gründung  eines  central- 
statistischen  Bureaus,  das  die  wissenswertesten  Cultus- 
und  Unterrichtsverhältnisse  eruieren  sollte.  Diesem  Um- 
stände verdanken  wir  einen  ausführlichen  Bericht  über  die 
hiesige  Gemeinde  von  1872. 

Rabbiner  Engelbert  in  St.  Gallen  war  mit  der  Sich- 
tung des  Materials  betraut.    Er  veranlasste  die  St.  Galler- 
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Regierung,  durch  den  Bundesrat  die  Kantone,  in  welchen 
Juden  wohnten,  um  Material  zu  ersuchen. 

Die    Basler    Regierung    beauftragte    Herrn    Leopold 
Dreyfus-Hirsch  mit  der  Beantwortung  der  Fragen. 

Der  Bericht  steht  abschriftlich  im  Ratsprotokoll  fo.  55 
und  lautet: 

Israelitische  Gemeinde. 

«Dieselbe  zählt  an  Mitgliedern  männlichen  Ge- 
schlechts 212,  weiblichen  Geschlechts  197,  zusammen 
409  Glieder. 

Die  Statuten  geben  Aufschluss  über  die  Behandlung 
der  Cultusangelegenheiten.  Letztere  werden  durch  einen 
auf  2  Jahre  gewählten  Vorstand  gehandhabt,  dermalen 
bestehend  aus  H.  Dreyfus-Neumann,  Praesident,  Leon 
Picard,  Statthalter,  Georg  Wolf,  Sekretär,  Lazard  Drey- 
fus.  Kassier  und  Leopold  Ruef,  Beisitzer. 

Bis  zum  Jahr  1849  hatte  die  Gemeinde  nur  einen 
gemieteten  Betsaal.  In  letzterem  Jahre  wurde  zur  Er- 
richtung eines  eigentümlichen  Betsaales  geschritten, 
welcher  30  Männersitze  und  ebensoviel  Frauensitze  ent- 
hielt. 

Durch  das  allmälige  Anwachsen  der  Gemeinde 
wurde  dieselbe  genötigt,  zu  einem  grösseren  Synagogen- 
bau zu  schreiten,  welcher  im  Jahre  1867 — 1868  erbaut 
und  im  September  1868  eingeweiht  wurde. 

Dieselbe  enthält  Platz  für  200  Männersitze  und 
ebensoviele  Frauensitze.  Zugleich  befindet  sich  dabei 
eine  abgesonderte  Wohnung  für  den  Synagogendiener 
und  eine  Lokalität  für  Erteilung  des  Religionsunter- 
richts. 

Die  Kosten  dieses  Baues  sowohl  als  Ankauf  des 
Platzes  betrugen  ca.  Fr.  125,000.  — ,  welche  Summe  zum 
Teil  aus  dem  Erlös  verkaufter  Sitze,  zum  Teil  aus  frei- 
willigen Gaben  und  endlich  einer  Kapitalaufnahme  von 
Fr.  50,000.  —  gedeckt  wurde.  An  letzterer  Summe 
konnten  bereits  Fr.   10,000.  —  am  Kapital  abgeführt 
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werden  und  ist  die  Wahrscheinlichkeit  vorhanden,  dass 
der  Rest  von  ¥r.  40,000.  —  in  längstens  8 — 10  Jahren 
getilgt  sein  wird. 

An  Kultus- Angestellten  hat  die  Gemeinde: 

a)  Einen  Vorbeter  mit  fixem  Gehalt  von  Fr.  900. — 
mit  Accidentien,  mutmasslich  das  Doppelte  betragend. 
Der  gegenwärtige  Inhaber  ist  noch  bei  einem  Geschäfte 
beteiligt  und  findet  daher  sein  reichliches  Einkommen. 
Derselbe  ist  verheiratet,  hat  aber  keine  grosse  Familie. 

b)  den  Synagogendiener,  zugleich  Schächter,  ledig, 
mit  einem  jährlichen  Einkommen  von  Fr.  1500.  — . 

c)  einen  Religionslehrer,  welcher  den  Kindern  in 
ca.  10  wöchentlichen  Stunden  nur  Religionsunterricht 
erteilt,  mit  einem  Gehalt  von  Fr.  1800.  —  per  Jahr. 

Sämtliche  Kinder  besuchen  die  öffentlichen  Unter- 
richtsanstalten, sowohl  Elementarschulen  als  höhere  In- 
stitute. Religionsunterricht  wird  den  Kindern  nur  vom 
6.  bis  13.  Jahre  erteilt  und  ist  die  Zahl  derselben  ca.  60. 

d)  einen  Rabbiner  hat  die  Gemeinde  nicht;  dessen 
Funktionen  versieht  Herr  Rabbiner  Nordmann  in  He- 
genheim, welcher  jährlich  zweimal  in  der  hiesigen  Sy- 
nagoge Predigten  hält  und  vorkommenden  Falls  Trau- 
ungen vornimmt.  Derselbe  bezieht  von  der  Gemeinde 
jährlich  Fr.  300.  — .  Ausserdem  Gebühren,  für  jede 
Trauung  Fr.  20.  — ,  wenn  auch  durch  einen  fremden  Rab- 
biner vollzogen. 

An  wohltätigen  Anstalten  besitzen  die  Israeliten 
Basels: 

a)  den  Armen  verein.  Zweck  desselben  ist,  die  in 
der  Nähe  wohnenden  bedürftigen  Glaubensgenossen  des 
Elsasses  durch  monatliche  Gaben  in  Geld  zu  unter- 
stützen; auch  im  Winter  denselben  Holz  und  Wellen  zu- 
kommen zu  lassen.  Diese  Kasse  wird  durch  freiwillige 
Beiträge  der  Gemeindemitglieder  gespeist  und  hat  an 
jährlichen  Einnahmen  und  Ausgaben  ca.  Fr.  3850.  — . 

Auch  durchreisende  Arme  erhalten  eine  kleine  Un- 
terstützung. Ein  Grimdkapital  besitzt  der  Verein  nicht, 
mit  Ausnahme  von  Fr.  500.  — ,  welche  der  Gemeinde  mit- 
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telst  Legat  der  verstorbenen  Eheleute  Wimmer  dahier 
vor  einigen  Monaten  zugefallen  ist. 

b)  Den  Krankenverein.  Derselbe  hat  ungefähr  50 
Mitglieder;  diese  sind  gehalten  bei  Krankheitsfällen  dem 
Kranken  persönlich  beizustehen,  denselben  zu  pflegen 
und  zu  warten,  der  Reihe  nach,  und  bei  Todesfällen  müs- 
sen je  2  Gemeindemitglieder  die  Leiche  zur  Begräbnis- 
stätte nach  Hegenheim  begleiten.  Ausser  diesem  Zweck 
hat  sich  dieser  Verein  zur  Aufgabe  gemacht,  arme  intel- 
ligente Kinder  aus  den  benachbarten  Gemeinden  in  den 
hiesigen  Schulen  auf  seine  Kosten  unterrichten  zu  lassen 
und  ihnen  benötigte  Bücher  und  Schulmaterialien  unent- 
geldlich  zu  verabreichen.  In  diese  Kasse  zahlt  jedes  Mit- 
glied einen  Franken  im  Monat  und  ist  ihr  dermaliger 
Bestand  Fr.  1500.  — . 

c)  Den  Frauenverein,  welcher  bezweckt,  kranke  und 
bedürftige  Frauen,  sowie  unbemittelte  Wöchnerinnen  zu 
unterstützen.  Die  Mitglieder,  59  an  der  Zahl,  entrichten 
monatlich  Fr.  98.  70  und  hat  die  Kasse  einen  Aktivsaldo 
von  Fr.  897.  83. 

d)  Der  Verein  unverheirateter  Gemeindemitglieder, 
unter  dem  Namen  «Esperance»,  mit  21  Mitgliedern.  Der 
Zweck  dieses  Vereins  ist  in  beifolgenden  Statuten  näher 
bezeichnet.  Derselbe  besitzt  auf  31.  Dezember  1871  einen 
Fonds  von  Fr.  1043.  45. 

Einen  Begräbnisplatz  hat  die  Gemeinde  nicht;  ihre 
Leichen  werden  in  dem  eine  Stunde  entfernten  Hegen- 
heim bestattet». 

Betreffs  staatsrechtlicher  Stellung  wird  anerkannt, 
dass  die  Gemeinde  ihren  Gottesdienst  ungestört  ausüben 
und  ihre  Kultusangelegenheiten  nach  bestem  Wissen 
selbst  ordnen  könne.  Dass  dabei  mit  aller  Rücksicht  ver- 
fahren wird,  beweist,  dass  selten  oder  nie  Klagen  vor  die 
weltlichen  Behörden  gelangen. 

Besonders  wird  bemerkt,  dass  es  in  der  Gemeinde 
keine  Armen  oder  Unterstützungsbedürftige  giebt. 

Die  hiesige  israelitische  Gemeinde  gehört  der  streng- 
gläubigen Richtung  an. 

..O?^.. 


Die  benutzten  Quellen  befinden  sich  alle  im  Staats- 
arehiv. 

In  der  Hauptsache  sind  es  die  Judenakten,  die  Akten 
des  Kirclienarchivs,  die  Katsprotokolle  und  die  Niederlas- 
sungsbücher. 

Ferners  wurden  benützt:  die  Bevölkerungstabellen, 
die  Verordnungsbücher,  die  Akten  des  Antistitiates  und 
alte  Adressbücher. 

An  dieser  Stelle  beehre  ich  mich,  den  Herren  vom 
Archiv  meinen  warmen  Dank  für  ihr  Entgegenkommen 
auszusprechen.  Nicht  minder  für  ihre  Hilfe  beim  Entzif- 
fern alter  Aktenstücke:  eine  Hilfe,  die  ich  hauptsächlich 
anfangs  bitter  nötig  hatte. 


Das  Titelblatt  ist  nach  einem  Original  von  Benjamin 
Wolf  (1886)  gefertigt. 

Die  Reproduktion  der  Verordnung  von  1768,  des  Ge- 
betes von  1789  und  der  Heuberg-Synagoge  erfolgte  mit 
gütiger  Bewilligung  des  Staatsarchivs. 

Zur  Wiedergabe  des  Juden  von  Hier.  Hess  (die  Pro- 
position) gab  das  Kupferstichkabinet  seine  verdankens- 
werte Ermächtigung. 


A.  W. 
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